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Nikaragua S.4 

Das sandinistisch regierte Land sicht 
auf der .\bschußlisle Washingtons gan<!: 
oben. j\jil dem Aufmarsch von US­
Kriegsschi ffen und KampflTu!>pen rund 
um Nikaragua und der Einübung einer 
Sceblockade laI d ie Reagan-Admin istra. 
t ion gefah rliehe neue Schritte in Rich­
tung Kricg. Wi, ber ichten über die ex· 
plosive Lage und dokumentieren die ak· 
tuellen VcrhandJungsvorsch Iage Nikara­
guas und der Contadora-Gruppc. 

CHILE-Sonderteil: S.17 

Pinochet am Ende? 
10 Jahre nach dem Militärputsch gegen 
die Regierung Allende scheint das Ende 
der Pinochel-Diktatur greifbar nahe. 
Eine landesweite I'rotcstbewegung 
weckt Hoffnungen in einen Sieg der 
Opposition, Von ihren Alternativen 
und von unserer Verantwortung für das 
Symbol Chile handelt unser Chile-Son­
dertei!. 

Obervolta S.ID 

Im westafrikanisch en Obervolta schie­
ncn am 17. i\ lai 1983 mit der Abset­
lUIlK von Premkrminister Thomas San­
kara die linken Militärs ausgebootet. 
Doch der Schein trog, Anfang August 
cl.]. schlugen sie mit einem Putsch er­
folgreich zurück. Sankara feierte ein 
Come back a ls Staatschef. Wir beleuch­
ten die Hintergrunde und stellen die 
Positionen Sankaras und seiner Jl, l iutrei­
ler vor. 
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AlB-Aktuell: Die Bonner Wende schreitet voran 

"Sage mir, mit wem Du umgehst, und ich sage Dir, wer Du 
bist!" Diese alte dtutsche Volkswdsheit - angewendet auf 
das BonneT Sommertheater in diesem J ahr - vermag einigen 
Aufschluß darüber zu geben, in welche Richtung die Dritte­
Welt-Politik der IIcrren Kohl, Censcher, Zimmermann und 
Warnke gegenwänig entwickelt wird. 
Erst empfing Bundeskanzler Helmut Kohl in der zweiten 
J uni-Hälfte als erster westlicher RegierungschcJ eine Delega­
tion der abgehalfter ten Demokratischen Turnhallen-Allianz 
(DTA) aus Namibia. Sodann lief Mitte Juli der zwischenzeit­
lich ausrangierte Chef der salvadorianischen Christdemokra­
Icn, Napoleon Duarte, zum Besuch in der Bundeshauptstadt 
auf. Ungewöhnlich genug ftir einen Innenmininer, begab 
sich Friedrich Zimmermann (CSU) in der zweiten juli­
Hälfte höchstper.wnlich an den Bosporus, um den türki­
schen junta-Generälcn seine harle Linie in der Ausländer­
politik klarzumachen_ 

Mehr ab alles andere signalisieren diese Begegnungen und 
ihre Ergebnisse, wohin die Reise gehen solL Während Ent­
wicklungsminister jürgen Warnke (CSU) bei Pressekonferen· 
zen gern über den geringen finanziellen Spielraum seines 
Hauses Klage fUhrt, der den von ihm gewiinsch ten "Korrek­
turen" und neuen "Akzenten" Grenzen setze, wird die kon­
servativ-reaktionäre Wende aueh in der Dritte·Welt·Politik 
zielstrebig vorbereitet und praktiziert. Die Herkunfuländer 
der erwähnten Bonn-Besucher dieses Sommers sind politisch 
herausragende Testfalle. 

Erstes Beispiel: DTA-Chef Dirk Mudge zeigte sich beim Ab­
nug "sehr zufrieden". Zwar sei Kohl noch nicht zu einer 
Neuordnung der Außenpolitik gekommen, aber immerhin: 
in Kürze wolleIl Beamte des Bundesministeriums rur Wirt­
schaftliche Zusammenarbe it (BMZ) in Namibia Möglichkei­
ten einer "Entwicklungshilfe" noch vor der Unabhängigkeit 
der südafrikanischen Kolonie sondieren, was die Befreiungs­
bewegung, die S"udwestafrikanische Volk$Organisation 
(SWAPO), vorsorglich prompt als "Mißachtung des inter­
nationalen Rechts" gebrandmarkt hat. 

"Menschenrechtsförderung" in Mittelamerika? 

Zweites Beispiel: Seinem salvadorianischen Parteifreund 
Napoleon Duartc versicherte Helmut Kohl die Absicht der 
Bundesregierung, "sehr bald" wieder einen Botschafter nach 
San Salvador zu entsenden und die von der sozialliberalen 
Koalition gestoppte Entwicklungshilfe wieder auf;.mnehmen. 
Dies solle nach Ansicht des Auswärtigen Amts als Ausdruck 
des Willens der Bundesregierung verstanden werden, den 
"Dl'mokratisierungsprozeß" in dem mittelamerikanisehen 
Land zu unterstützen. 
Laut j. Warnke ist die Entsendung eines Bonner Botschaf­
ten im Hinblick auf die im November d.]. erwarteten Wah­
len noch in diesem j ahr geplant. Denn die Aufgabe der Bun· 
desregierung Ln Mittdamerika. so Warnke schon am 
20.5.1983 auf einer Sondersitzung des Bundestagsaussehus­
ses rur w ir tschahliche Zusammenarbeit, sei die Förderung 
einer "positiven Menschenrech tsentwicklung" in den jeweili­
gen Ländem. Und dies<: Entwicklung i:eige in EI Salvador 
eine positive Tendenz (!) und in Nikaragua selbstverständ­
lich eine negative. 
Unverkennbar zieh diese unglaubliche Aufwertung des 
Völkermordregimcs in EI Salvador mittels der Denunziation 
der Sandinistas darauf, im Gegeni:ug die Bonner Entwick­
lungshilfe rur Nikaragua abi:ubrechen . Nicht anders können 

d ie fortgesetzten Warnungen der Bundesregierung an die Re­
gierung in Nikaragua verstanden werden, die dortige Ent­
wicklung stelle die Voraussetzungen dieser Hilfe (näm lich, 
so Warnke zulet~t im August-Heft der Münchener Zeitschrift 
Europa, "ein r-,·lindestmaß an politischem Plural ismus. an 
Handlungsspielraum ftir d ie Privatwirtschaft und an echter 
Blockfreiheit") zunehmend in frage. 

Drittes Beispiel: Innenminister Zimmermann ("Wir müssen 
die Zahl der Ausländer vermindern") ließ in Ankara keinen 
Zweifel daran. daß seine Regierung entschlossen ist, die ftir 
1984 geplante Verschärfung der Ausländergesetze, von der 
die in der Bundesrepublik lebenden Türken besonders hart 
betroffen wären, noch in diesem Herbst durchzupeitschen. 
Dies befremdete zwar die türkische Öffentlichkeit und schuf 
auch für die Generäle ein heikles Problem. Doch diese sind 
andererseits so auf d~ Bonner Wohlwollen angewiesen . daß 
sie die bittere Pille in Form von angestrebten 20.000 Bun­
desrepublik-Rückkehrern wohl schlucken müssen. 
Die in Bonn geplanten Mittel dazu: Verschärfu ng der Zu­
zugssperre, nach der Kinder künftig nur noch bis zum 6. 
statt wie bisher zum 16. Lebensjahr zu ihren Ehern in d ie 
BRD kommen dürfen; Beibehaltung des Visumszwangs für 
Türken, mit dem allein in einem jahr die Zahl der Asylbe­
werber von 57.000 auf 1.400 heruntergeschraubt werden 
konnte; schnellere Abschiebung türkischer Staatsbürger, un­
geachtet der Umerdrückungsmaßnahmen, die sie in ihrem 
Heimatland erwarten. 
überhaupt funktioniert die Zusammenarbeit zw ischen Bonn 
und Ankara in "Sicherheitsfragen" und in Sachen "Terroris­
musbekämpfung" bestens Zu den berein vorliegenden 135 
Auslic:ferungsanträgen bekam Zimmermann von den türki­
schen Behörden noch einmal 180 neue überreich t. Der tür­
kischen Polizei waren erst vor kurzem 15 Mio DM aus Bon­
ner Kassen zugenossen, was fti r eine henliche übereinstim­
mung zwischen Zimmermann und seinem türkischen Kolle­
gen Cetiner sorgte. 
übrigens: Vielleicht stärker ah auf anderen Gebieten in die 
Wende auf dem Feld der Ausländerpolitik über das Stadium 
der Andeutungen und qer Vorbereitu ngen hinaus und wird 
praktisch durchgeführt: Ohne einen Entscheid der Straßbur­
ger Menschenrechtskommission abzuwarten, ließ die Rechts­
koalitioll Kohl/Gen$cher am 11. August d.j . 46 türkische 
Asylanwärter in ihr Heimatland abschieben. 
Sie wurden bei der Ankunft in Istanbul sofort verhaftet . 
Auf alle wartet die J.'olter in den Mili tärgefangnissen. Etliche 
müssen mit dem Vollzug der T odesstrafe rechnen. Kommen­
tar des justi zminis teriums ("DP): Die Abschiebung sei so­
wohl "rechtlich" wie"moralisch " einwandfrei. Weitere Aus­
lieferungen an die Folterjustiz der türkischen Generäle sind 
gegen wärtig in Vorbereitung. 
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Nikaragua 

Nico Biver Der Aufmarsch der USA 
Am 19. Juli dJ., dem 4. Jahrestag der sandinistischen Revo­
lution, gab das Pentagon die Entsendung einer Kriegsflotte 
in die Gewässer vor der atlantischen und pazifischen Küste 
Nikaraguas bekannt. Die Reagan.Administration tat damit 
weitere Schritte in Richtung Krieg. 

Der entsandten US-Armada, die aus 19 Schiffen mit iruge­
samt 16.456 Mann Besatzung besteht, gehören die Flug-Leug­
träger .,Coral Sea" und "Ranger" mit 140 I'lug-tcugen an. 
Zusammen mit den 15-20 regelmäßig in der Karibik operie­
renden Kriegsschiffen haben die USA seit dem Vicmamkrieg 
(1964.73) die größte Flolle in einer Region zusammenge­
zogen. 

US-Kampftruppen rundherum 

Auf honduranischem Boden soUen 5.675 US-Soldaten bis 
mindestens März 1984 stationiert werden. Nach offiziellen 
Angaben dient dieser Aufmarsch gemeinsamen Manövern 
mit 6.000 honduranischen Soldaten. Außerdem ist der Aus· 
bau von 3 Flugplätzen in 1I0nduras vorgesehen, damit dort 
Großraumtransportflug'leuge landen können. Neben Lande­
manövern an der honduranischen Küste und Blockadeübun­
gen gegen Nikaragua soll die Kriegsflotle auch vor den 
Küsten Grenadas und Surinams kreuzen, 
Ende juli d,j. wurde ein Beschluß Ronald Reagans bekannt, 
der die Errichtung von Lagern mit US-Kriegsmatcrial und 
einer Marine· und Luftwaffenbasis Hir 150 Mio Dollar in 
Hondurds sowie die Steigerung der Militärhilfe für die 
Region um 40-60% vorsieh!.l 
Vertreter der Reagan-Administration beeilten sich, den 
friedlichen Charakter der Manöver zu betonen, So erklärte 
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Außenminister Geo~ Shultz am 5. August d.J., "Amerika" 
habe nicht die Absicht, die sandinistische Regierung zu 
stürzen: "Die Manöver dienen grundSätzlich der Ausbildung 
honduranischer Streitkräfte. "2 Gleichzeitig solle der Auf­
marsch, so argumentierte man in Wa.'Ihington, Nikaragua von 
einem Angriff auf seine Nachbarn abhalten. 

Mit diesen sog. Manövern versucht die Reagan-Administra­
tion mehrere Fliegen mit einer Klappe zu schlagen. 
Einmal soll damit, in Kombination mit politischen und wirt· 
schaftlichen Maßnahmen, der Druck auf Nikaragua weiter 
erhöht werden. Durch Kreditsperren, Einschränkungen der 
Exporte und eine aufgezwungene Aufrüstung soll Nikaragua 
dazu gezwungen werden, seine sozialen und wirtschaftlichen 
Reformprogramme einzustellen. 
Durch Einflußnahme der USA sind die Kredite von multi­
lateralt'n Finanzorganisationen von 213 Mio Dollar im jahr 
1979 auf 22 Mio in diesem jahr zurückgegangen. Privatban­
ken stellten nur noch 11 Mio Dollar zur Verfügung. Trotz 
dieser,erschwerten außenwirtschaft lichen Bedingungen setzt 
die sandinist ische t'ührung ihre Rdormpolitik fort. In seiner 
Rede am 19. juli gab Staatschef Danicl Ortega vor 135.000 
t'o'lenschen in Leon bekannt, daß der Großteil der Schulden 
der Kleinbauern gestrichen werden soll. Bereits vorher war 
eine Beschleunigung der Agrarreform angekündigt worden. 
Dem weiteren Ausbau der Massenbasis der Revolution 
förderlich ist auch die Freilassung von 46 Miskitos am 3, 
August d.j. Sie waren wegen konterrevolutionärer Aktivitä· 
ten zu Gefangnisstrafen bis zu 12 jahren verurtdlt worden. 
Anläßlich ihrer Entlassung erklärte InnenminiHer Tomas 
Borge. daß die aus "Unkenntnis der Traditionen" begange­
nen Irrtümer gegenüber den Miskitos berichtigt würden. 3 

Gleichzeitig trifft Nikaragua verstärkte Vertcidigungsvorkeh-



rungen. So wurde beschlossen, Territorialmilizen zu grün­
den, die flir die Verteidigung der Städte und strategischer 
Punkte zuständig sind und ab Oktober d.J. die allgemeine 
Wehrpnicht einzuflihren. Am 3. August d.J. erklärte Vertel­
digungsminlSler Humberto Ortega, daß Nikaragua seine 
Türen allen lateinamerikanischen Freunden öffnen werde, 
die sich angeboten haben, "das Gewehr ftir die erste Revolu­
tion in Mittelamerika in die Hand zu nehmen".4 
Innenpolitisch ist es keineswegs, wie von der Reagan­
Administration erwartet, zu einer Verringerung der Unter­
stützung fUr die Regierung gekommen. In ihrer ersten Erklä­
rung 7.Um Konflikt seit Februar d.J. verurteilte Idie "Demo­
kratische Koordination Ramon Sacasa", der drei bürgerliche 
Parteien, der Untemehmerverband COSEP und zwei rechte 
Gewerkschaften angehören. die Präsenz der US-Kriegsflotte. 
Und sie betonte die Übereinstimmung der Friedensvorschlä­
ge der Contadora-Gruppe und der Sandinistas. 

Die feste Verankerung der Revolution im Volk und die bis· 
herige Erfolglosigkeit der "Contras" sind der Hauptgrund. 
warum die USA sich jetzt auf eine direkte militärische Inter-. 
vention eigener Kampf truppen vorbereiten. 
Unter dem Deckmantel der Manöver haben die USA Streit­
kräfte in Mittelamerika stationiert , die ein sofortiges Ein­
greifen erlauben. Durch den Ausbau von Flughäfen und den 
Aufbau von Lagern mit Kriegsmaterial können schnell wei­
tere US-Truppen eingeflogen werden. 

Die Koordinierung der "Contras" 

Parallel dazu werden aber auch die Voraussetzungen fUr die 
Variante eines Krieges ohne direktes militärisches Eingreifen 
der USA verbessert, indem die Position der honduranischen 
Armee und der "Contras" gestärkt wird. Bereits heute ist 
die honduranische Armee die größte Mittel:t.merikas. Sie ver­
fUgt über 30.000 Mann, 138 Flugzeuge und 21 Hubschrau­
ber. Der Ausbildungsstand der Truppen wird durch das im 
juni 1983 errichtete Regionale Ausbildungszentrum 
(C REM). wo 114'US-Militärberater tätig sind, und durch die 
anwesenden US-Truppen verbessert. 
Gieich.tcitig sollen auch die "Contras" zu einer schlagkräfti­
gen Armee umgeformt werden. Durch ihre Uberralle töteten 
sie 7.\\Iar seit jahresbeginn ca. 600 Nikaraguaner, meist Zivili· 
sten, doch wurden in der gleichen Zeit 1.386 von ihnen 
außer Gefecht gesetzt. Aus diesem Grund soll ihre Stärke 
von mittlerweile 10.000 r-.tann auf 15.000 Mann ausgebaut 
und ihre Ausbildung verbessert werden. Zu diesem Zweck 
will der CIA weitere 50 r-.lio Dollar bereitstellen. 
Den von Kostarika aus operierenden "Contras" der Revolu· 
tionär-Demokratischen Allianz (AROE), die von Eden 
I'astora und Alfonso Robclo gefüh rt werden, waren bisher 
auch keine Erfolge beschieden. Ende Juni d.j. stellten sie 
ihre überfalle ein, um eine stärkere internationale Unterstüt­
zung zu erzwingen. 
Nach vier Tagen nahmen sie ihre Aktionen freilich wieder 
auf. nachdem ihnen - laut E. Pastora - angeblich latein­
amerikanische Staaten Hilfe zuges;tgt haben sollen. Wahr­
scheinlicher aber ist. daß die CIA-~Iittcl, die sie über die in 
Honduras operierenden Somozisten erhalten, wieder reich· 
licher fließen. Darauf deutet auch die beidersciu verkündete 
Koordinierung der Aktionen aller "Contras" hin. Hatte E. 
Pastora noch am 3. juni dJ. erklärt: "Es sind die Somoza­
gardisten ... , die weiterhin unsere Bauern im Norden e rmor· 
den", so sprach cr nach der Wiederaufnahme der Kämpfe 
von "heroischen Kämpfern", denen er seine "briiderlichen 
Grüße" schickte. 5 

Obwohl die "Contras" sogar dazu übergegangen sind, Mit­
glieder von Linksparteien in Kostarika zu ermorden, hat die 
Regierung dieses Landes bisher nur zaghafte Schritte gegen 

sie unternommen. Dies ist nicht nur durch die Schwäche der 
Sicherheitskräfte bedingt, sondern auch durch die !tarke 
wirtschaftliche Abhängigkeit des Landes von den USA. Offi­
ziell hat Kostarika erklärt. daß es sich zu den Konflikten in 
der Region neutral verhalte. Präsident Luis Alberto Monge 
wandte sich gegen jede Form von Interventionismus: "Wir 
sind entschlossen, Kriegshandlungen gegen Nikaragua, die 
von unserem Territorium ausgehen, zu verhindem ... "6 
Ob dies der Regierung Kostarikas geling, ist indessen von 
untergeordneter Bedeutung. weil die Hauptpartner im US­
Kriegsplan die honduranische Armee und die "Contras" im 
Norden sind. Einem Kriegsbeginn durch die USA stehen je­
doch noch erhebliche Hindernisse im Weg. Eine Kriegserklä­
rung oder eine Berufung auf den Rio-Verteidigungspakt der 
Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) aus dem jahr 
1947 würde sowohl gegen internationales als auch US-ameri­
kanisches Recht verstoßen. Dies hätte unabsehbare inter­
nationale Auswirkungen. 
Deshalb wird es notwendig sein. eine Provokation ähnlich 
dem Tongking-Zwischenfall, der 1964 zum Kriegsbeginn ge· 
gen Vietnam genutzt wurde, zu inszenieren. 
Bereits jetzt kommt es regelmäßig :tur Besct,ießung nikara· 
guanischen Territoriums durch die honduranischen Streit· 
kräfte und zur Verletzung nikaraguanischen Luftraums und 
seiner HOheitsgewässer durch honduranische und US-ameri­
kanische Schiffe und Flugzeuge. Sollte eine solche Provoka­
tion Erfolg haben, könnten die USA auf Bitten der hondura­
nischen Regierung in den Krieg eintreten. Sie könnten sich 
aber auch auf die Verhängung einer Quarantäne beschrän­
ken und so Waffentransporte nach Nikaragua verhindern 
oder durch eine Blockade alle Transportwege abschneiden. 
Der Krieg würde dann von den bestens gerüsteten "Contras" 
und eventuell der honduranischen Armee geruhrt - bis den 
Nikaraguanern die Munition au$glnge. 
Bevor es jedoch zum Krieg kommt, muß die Reagan-Admi­
nistration einige Hindernisse im eigenen Land aus dem Weg 
räumen, Nach wie vor wendet sich eine große Mehrhei t der 
Bevölkerung der USA gegen die Miuelamerikapolitik ihres 
Präsidenten. In einer vom 28. juli bis I. August 1983 durch­
gerututen Umfrage sprachen sich 62% gegen jeglichen Ver­
such der Regierung Reagan aus, die nikaraguanische Regie· 
rung zu stürzen. Auf ähnlichen Widerstand stößt R. Reagan 
im Repräsentantenhaus, wo am 28. Juli d.j. eine Resolution 
verabschiedet wurde, in der die sofortige Einstellung der 
Hilfe an die "Contras" gefordert wird. 
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10·Punkte-Vorschlag 
der Contadora 

Auf einem TJdr~n in CancunjMexiko haben die Staatsoberhäupter 
du Länder der Contadol'a-G ruppc, Beliiario Helanco". (Kolum­
bien). Migucl d .: la Madrid (Mexiko), Ricardo de la E.pnella (Pana­
ma) und Luis Herrcra Campins (Venexuda) am 17. Juli d.J. einen 
Vorschlag rur eine Fricden§l"C'gdung in Mittdanu:rika ,'orgeleg!. 
Oie Contadora-Gruppc ist nach einer panlImaischen Insel benannt, 
auf der sich d ie Außenminis ter diner vier Wnder am 9. J anuar d.J . 
zum enten Mal trafen, um einer Vcrhandlungdöoung;n Mittelame­
rih den Weg Zu bereiten. 
Der IO-Punktc·Vorschlag, der sich an alle Konfliktpmeien richtet, 
hat folgenden Wortl""l: 

• Verpflichtung zur Beendigung aller bestehenden Konflikuitua­
lionen; 
• Verpflichtung zum Einfrieren der Offcnsivwaffen auf dem be­
stehenden Niveau; 
• Verpflichtung zur Aufnahme von Verhandlungen über Abkom­
men zur Kontrolle und Verminderung der gegenwänigen Rüstungs­
arsenale bei Schaffung angemcsscner Überwachungsmcchanismen; 
• Verpflichtung zum Verbot von Militäreinrichtungen fremder 
Länder auf eigenem Territorium; 
• Verpflichtung zur Vorankündigung von Truppenbewegungen in 
Grenznähe, wenn diesc Kontingente die im Abkommen festgelegte 
Zahl überschreiten; 
• Verpflichtung je nach Sachtage zur Ourchflihrung gemeinsamer 
Grcnzpatrouillen oder internationaler Überwachung der Grenzen 
durch Beobachtergruppen, die von den Beteiligten gcmein$am aus­
gewählt werden: 
• Verpflichtung zur Bildung von gemischten Sicherheitskommis· 
sionen mit dem Zid, Grenzzwischenfälle zu verhindern oder auch 
beizulegen; 
• Verpflichtung zur Schaffung interner Kontrollmechanismen zur 
Verhinderung des Waffenumschlags vom Territorium eines Landes 
der Region auf das eines anderen Landcs; 
• Verpflichtung zur Förderung eines Klimas der Entspannung und 
des Vertrauens in diesem Gebiet, wobei Äußerungen und andere 
Handlungen, die das Für das errorderlkhe politische Vertrauen uno 
erläßliche Klima gefährden könnten, zu unterlassen sind; 
• Verpflichtung zur Koordinierung direkter Kommunikations· 
sySleme zwischen den Regieruflgen zur Verhinderung von bewaff· 
neten Konflikten und zur Schaffung einer Atmosphäre des gegen· 
scitigen politischen Vertrauens. 
(Quelle: Barricada, Managua, 20.7.1983) 

Um die: eigene Bevölkerung um ... ustimmen, hat sich das pro­
pagandistische Trommelfeuer der Reagan-Administration 
weiter verstärk!. Neben dem Vom'urf, daß Nikaragua als 
verlängerter Arm der Sowjctunion und Kubas die Sicherheit 
der Reg,ion und der USA bedrohe, werden die Sandinistas 
vor allem angeklagt, die Menschenrechte zu \'erletzen, We­
gen der Enteignung zweier jüdischer Unternehmer, die eng 
mit Somon liiert waren, wird Nikaragua sogar des Antisemi­
tisrous geziehen, 

Da diese Vorwürfe Grund gen ug sind, die somo ... istischen 
"Freih eitskämpfer" zu unterstützen, ist die Anschuldigung, 
Nikaragua liefere Waffen an die salvadorianische Befreiungs­
bewegung. etwas in den Hintergrund getreten. 

Um dieser Propaganda größeres Gewicht zu verleihen, hat R. 
Reagan am 19. Juli d.J. die Bildung einer Mitte1amerika­
Kommission bekanntgegeben, die unter dem Mantel der 
Neutralität agieren soll: Bei der Gründung forderte er die 12 
Mitglieder auf: "Helfen sie uns das amerikanische Volk zu 
warnen, daß wir zum ersten Mal seit Gedenken wirklichen 
Gefahren an unserer Grenze gegenüberstehen. "7 
Zwar gehö ren ihr Mitglieder sowohl der Republikanischen 
als auch der Demokratischen Partei an, doch sind sie im 
rechten Spektrum. angesiedelt. Ihr Vorsitzender. der ehe­
malige US-Außenminister Henry Kissinger, der ihr ein gewis­
ses Prestige verleihen soU, bringt rur diesen Job seine im 
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Vietnam krieg und beim Putsch in Chile erworbenen Erfah­
rungen ein. 
Er bemühte sich sogleich, der Reagan-Administration bei 
deren Verharmlosung ihres militärischen Eingreifens in Mit­
telamerika Unler die Arme zu greifen. H. Kissinger erklärte, 
daß die Kommission versuchen müßte, "einen Beitrag zu 
leisten, um eine andere Krise wie in Vietnam zu verhin­
dern ... leh denke, es ist unabdingbar. daß wir die bitteren 
Debauen, die die Vietnam-Periode charakterisierten, vermei­
den ... "s 
Wie alle anderen Vertreter der US-Administration versichert 
auch Henry Kissinger, daß es nicht zu einem neuen Vietnam 
kommen dürfe. Das soll nicht besagen. es dürfe nicht zu 
einem Krieg kommen, sondern, daß man diesen Krieg. an­
ders als in Indochina. gewinnen müsse. Der Unterschied zu 
Vietnam - so die Verfechter dieser These - bestehe darin, 
daß die pOlitischen und strategischen Interessen der USA 
direkt bedroht seien . Ein "besseres" Vorgehen erfordere 
kein schrittweises. sondern ein massives Eingreifen, Zustim· 
mung in der Bevölkerung und Klarheit über die Ziele. 
Das Einlullen der US.Bevölkerung und Weltöffentlichkeit 
nach dem Motto: "Wenn ihr ruhig bleibt, tut u nicht so 
lange weh", betreibt die Reagan-Administration auch gegen­
über verschiedenen Friedensinitiativen. 
In der öffentlichkeit gibt sich das Weiße Haus ... war den 
Anschein. als begruße es die Friedensvorschläge der Conta­
dora-Staaten und selbst die Nikaraguas und Kubas. In der 
Praxis tut es jedoch alles, um diue Verhandlungen zu torpe­
dieren. 
Am 17. Juli d.J. legten die Staatsoberhäupter der Conta­
dora-Staaten in Cancun/Mexiko einen Vorschlag rur eine 
Verhandlungslösung in f..littc:lamerika vor (siehe Kasten). Er 
sieht u.a. vor. aUe Waffenlieferungen in die Region einzustel­
len und alle Militärberater abzuziehen. 

Am 19. Juli d.J. machte die nikaraguanische Regierung ein 
Verhandlungsangebot (siehe Kasten), das u.a. einen Nichtan· 
griffspakt mit 1I0ndur;u und eine Einstellung der Waffenlie­
ferungen an alle Parteien in EI Salvador vorsieht. Gleichzei­
tig begrüßte Nikaragua.den Vorschlag der Contadora-Grup­

p'. 
Daß die Regierung Reagan postwendend eine Kriegsflotte in 
die Region entsandte. stellte ihre Friedensbeteuerungen 
bloß als eine Beruhigungspille rur die Weltöffentlichkeit, die 
fast einhellig die Contadora-Initiative unterstützte. Zurecht 
erklärte SandinistafUhrer Victor Tirado , daß die Reagan­
Administration ' "die Flagge <ler Verhandlungen" nur 
schwenke. um ihre Entscheidung, ,.mit Truppen in Nikara­
gua zu intervenieren"~zu versch leiern. Dies wird auch daran 
klar. daß auf der gemeinsamen Tagung der Außenminister 
der Contadora-Gruppe und der restlichen Staaten Mittel­
amerikas vom 28.-30.7.1983 in Panama die Washingtoner 
Schützlinge Honduras. Guatemala und EI Salvador ein Vor-



ankommen der Verhandlungen auf der Basis der Cancun­
Vorschläge verhinderten. Dies iSi nicht verwunderlich, denn 
das Überleben ihrer Regimes hängt von der nordamerikani­
schen Waffenhilfe ab. 

In einem Brief an den panamesischen Präsidenten unter­
stützte Kubas Ministerprilsident Fidel Castro den Verhand­
lun~vorschlag der Contadora-Gruppe. 10 Am 28. juli d.J. 
fUgte er hin2.u, daß ein globales Abkommen .,den Rückzug 
der kubanischen Militärberater und rogar eine Einstellung 
der Waffell lieferungen" beinhalten könne .11 

Diese Verhandlungsbereiuch aft benutzte die Reagan­
Administration noch als nachträgliche Rechtfertigung des 
US-Flottenaufmarsches. Obwohl Nikaragua noch vor Be­
kanntgabe der Militärmanöver seine Verhandlungsbereit­
schaft erklärt und Kuba bereits am 1. juni d.J. seine Bereit­
schaft bekundet hatte, seine Berater abzuziehen, erklärte R. 
Reagan, die militärische Drohung habe die heiden Länder 
nachgiebig gemacht. 

Torpedierung der Contadora-Initiative 

Diese Beurteilung des Aufmarsches der USA wird internatio­
nal von kaum jemandem geteilt. 
Die Nichtpaktgebundenen forderten eine Unterbrechung der 
Manöver und sagten dem Verhandlungsvorschlag der Sandi­
nistas ihre UnteNtlitzung zu. 
Die Sozialistische Internationale untentutzt zwar die Conta­
dora-Initiative und wendet sich gegen eine militärische Inter­
vention, doch treten bei ihr Differenzen ilber die Haltung 
gegenüber den Sandinistas auf. In einem Brief an die Sandi­
nistas hatte Willy Brandt, f'elipe Gonzalez, Carlos Andres 
Perez und Daniel Oduber Anfang juli d.J. gefordert, bereits 
im jahr 1984 Wahlen abzuhalten. Gegen dieses Schreiben 
protestierten die Sozialdemokraten Schwedens und Frank­
reichs. Der französische Au6enminister Claude Cheysson 
kritisierte während einer Lateinamerikareise die US-Manö­
ver, lehnt jedoch weitere Waffenlieferungen an Nikaragua 
ab, um angeblich die FriedenSbemühungen zu fördern. 
Die Kohl/Genscher-Rtgierung hat sich, wenn auch halbher­
zig, hinter die Drohpolitik dtr USA gestellt. Staatsmini5ler 
Merte! mochte in den US·~1anövern "keine Vorboten eint! 
Krieges" sehen. Entwicklungsminister jürgen Warnke mach· 
te ebenfalJs klar, daß man mit den USA an einem Strang 
zieht: "Die Entwicklungs:wsammenarbeit mit Nikaragua 
setzt ein Mindestmaß an politischem Pluralismus, an Hand­
lungs5picJraum rur die Privatwirnchaf, und an echter Block­
freiheit voraus."12 Dies sei heute in Frage gestellt. 
Daß der Kriegskun der USA auch der Bonner Rechtskoali­
tion Kopfschmerzen bereitet, da damit auch deren angeblich 
friedliche Absichten bei der Stationierung der atomaren Mit­
teJstreckenraketen in Europa .twcifelhafter werden, zeigte 
sich am 9. August d.J. Da nämlich wandle sich der außen­
politische Sprecher der FDP-Fraktion, Helmut Schäfer, nach 
einer MittcJamerikareisc gegen dit Manöver vor Nikaraguas 
Küsten und forderte die bundesdeutschen Christdemokraten 
auf, die Entwicklungshilfe an Nikaragua fortzusetzen. 

Anmerkufl8Cn: 
I) Vgl. Nt'W York Timo:S, New Vorir .. 22.1.198~ 
2) Frankfurtn Alllj:cmeine Zcitunlj: (t'AZ), 6.8.198~ 
!I) Informationsdienn EI Salvador, oS.8.198~ 
4) Mi ttclamcrika-Informationsdicnn, oS.8 .1983 
oS) Afri\{ue Asie, Paris, Nr. ~01/1.8.198!1 
6) Lc: Monde (LM), Paris, 29.1.1983 
1) NewJWl'Ck, Ncw York, 1.8.1983 
8) Internation.ll H..,rald Tribunt, Paris/Zurich, 27.1.1983 
9) U.S. Newi & World Rcport, WlUhington, !.s.8.1983 

10) Sich..,: Mayoria, Stock holm, 4.8.1983 
11) L\f,31.7./ 1.8.1983 
12) FAZ,9.8.1983 

Nikaraguas Verhandlungsangebot 
Auf einer M_n.kundgcbull8 am 19. Ju]i dJ. in Leon, die.nUß.. 
lieh des 4. Jah~lUlle, da sandini.tUcheo Revohllion .tattfand, 
erliu1CJ'te Staatsoberhaupt DanIeI Ortep einen neueo Verhand· 
IunpvorKhb( der nikaracuaniKhtn Regierung und ib~ Halwna 
~Ur Iniliat;".., der Contado....cruppc: 

Die Regierung des Nationalen Wiederaufbaus akzepool, daß der 
Beginn des Verhandlungspn»;eSlC'S, der von der Contadora-Gruppe 
gefördert wird, einen multilateralen Otarakter hat, damit es keine 
EntKhuldigungen mehr gibt und damit jene, die ihr lnten:»c am 
Frieden bekundet haben, konkrete Schritte unternc:hmen können, 
um einen Prozeß zu entwickeln, der dic Basis für ihn bilden bnn . 
... Die Sandinbtische Front der Nationalen Befreiung schlägt ... or, 
daß Diskussionen über die folgenden grundlegenden Punkte sofort 
begonnen werden: 
l. Verpflichtung, die herTKhende kriegeriKhe Situation durch den 
sofortigen Abschluß eines Nichtangriffspaktes :twiKhen Nikaragua. 
und Hondoras zu beenden; 
2. Völlige Einnellung aller Wafftnlieferungen durch irgendein 
Land In die Konfliktparteien in EI Salvador, damit dieses Volk 
seine Probleme ohne innere Einmis..,hung lösen kann: 
3. Völlige Einstellung jeder militirischcn Unterstiiuung In Kräfte, 
die irgcndeine miltelamcrikanische Regierung bekämpfen, in Form 
von Waffenliefel'\lngen, Ausbildung oder der Benut:tung eines Terri· 
torium$, um Angriffe oder irgcndeine linden: Form der Aggression 
:tu unternehmen: 
4. Verpflichtung, welche die Ibsolute Achtung der Selbstbestim· 
mung der mittellmerikanischen Völker und die Nichteinmischung 
in die inntren Ange]egenhtiten eines jeden Landes sicherstelJen; 
S. Einstellung der wiru..,haftlichen Aggressionen und Diskriminie· 
rungen gegen irgendein millclammkanisches Land; 
6. Keine Installierung ausLIndiKher militirischer Stützpunkte auf 
nUuelamerilr.lnisehem Territorium $Owic die Einnellu-ng von Mili · 
tlirmanövern mit Bctciligu"" luslindiKhcr Sueitkräftt im mittel' 
amnikaniKhem Raum. 
Der Fortschrin bei der Lösung dieser Punkte wird automltisch 
duu beitragen, da! Indnc Punkte, die ebenfalls die mittelamerika­
nischen Stuten beuoruhij:en und die auf der Tagesordnung der 
Contadon-Gruppc stehen, diskutiert werden mil delI! Ziel, eine 
annehmbare und dlunhlfte Lösung für die Sicherheit und Stabili· 
tät der Undtr dtr Region zu finden. 
(Quelle: Barricadl, Manlgol, 20.7.1985) 

Im Brennpunkt: Mittelamerika 

Reisen nach Cuba/ Grenada 

4 .· 1 1. IO . 198~ 2.490,- DM Herbst 85: 
friihjahr 84: (4. J ahreulg der Revolution auf Gn:nada) 

28.2.1984-19.5.1984 3.2S0,- m.1 

Reisen nach CubaJNicaragua 

WeiholchtenlSylvestcr 83: 2 7 .12.198~-8.1.1984 
2.490,- DM 

Alle Reisen nach CubalNic:uagua, Cuba/Gn:nada ink!. 
politisch-kulturellem Programm und Reiscleilung. 

Fordern Sie unser ausflihrliches Programm an . 

Verli ngerung5woche luf Cuba jeweils 400,- DM. 

Lange ReIne 22 2000 Hamb\lrg 1 Tel (040) 24 1251 
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EI Salvador 

Interview mit Comandante Maria Antonia 

Die FMLN schaffte sich Vorteile (1) 
Nach monatelangen spektakulären Offensivaktionen der 
Nationalen Befreiungsfronl Farabundo Marti (FMLN) traten 
im Juli d.J. die Regierungstruppen zu einer großangelegten 
Gegenoffensive an. in einer Stärke von 15.000 Mann peilen 
sie vorrangig die "Säuberung" der landwirtschaftlich wichti­
gen Provinzen Usulutan und San Vicente an, in denen die 
Guerilla zuletzt große Positionsgewinne verbuchen konnte. 
Daß dieser neuerliche militärische Lösungsversuch das Re­
gime in San Salvador weiter:l!ubringen vermag, muß freilich 
stark bezweifelt werden. Das zeigt die Gesamtlage im Lande, 
die FMLN-Comandante Maria Antonia vom frauenbataillon 
Silvia im Gespräch mit dem AlB beschreibt. Das bringt auch 
die Uneinigkeit im Regierungslager über den Term in der (ur­
sprünglich zum Dezember 1983 vorgezogenen) Präsident­
schaftswahlen zutage. Und das signalisiert die erstmalige 
Konta k taufna hme der Reagan-Administration mit der 
FMLN/FDR (Demokratisch.Revolutionäre Front), die mit 
der Begegnung von US.sonderbotschafter Stone und 
FMLN-Repräsentant Ruben Zamora am 3l.7. 1983 in 
8 0gota zustandekam. 

AlB: Wird die militärische Offensive der FMLN, die sich 
vom Oktober 1982 bis juni 1983 hinzog, von Ihnen als 
durchgängig erfolgreich bewertet? Gilt das auch ftir die mili­
tärische Kampagne z u Ehren der getöteten Comandante Ana 
Maria, welche am 7. April d.J. eröffnet worden war? 
MARIA ANTONIA: Die Offensive verlief durchwegs positiv 
rur uns. Seit Beginn der Offensive im Oktober 1982 (siehe 
auch Interviews mit Ana Maria und O. Armando Acevedo 
in: Al B 6 und 7·8/1983; d. Red. ) vermochten wir das militä­
rische Kräfteverhältnis fort laufend zugunsten der FMLN zu 
verändern. Seitdem haI sich die Offensive in einem Zuwachs 
von militärischen Aktionen gezeigt. 

FMLN-Schläge gegen Eli teeinheiten 

Diese Aktionen haben ihren Höhepunkt in der Kampagne 
"Comandante Ana Maria - Wir versprechen, daß Wif siegen 
werden!" erreicht, einer Kampagne, in der die militärischen 
Aktionen im ganzen Land zunahmen. Sie reichten von Sabo­
tageaktiunen im Bereich der Wirtschaft, des Transports usw. 
über Angriffe gegen kleine Posten des Feindes, die Beset­
zung von Landstraßen bis hin zur Umzingelung von mobilen 
Einheiten des Feindes, zu militärischen Aktionen strategi­
schen Charak teTS. 

AlB: Können Sie vielleicht Beispiele nennen? 
MARIA ANTONIA: Beispielsweise die Sprengung von 
Brikken in den vom Feind kontrollierten Gebieten. so von 
sechs Brocken in der Region Morazan vom Mai d.J. Dadurch 
wurde eine Zersplitterung der Kräfte des Feindes erreicht 
und sie dadurch langsam aufgerieben. 
Gleichzeitig wurden Einheiten des Feindes geschlagen, ins­
besondere Eliteeinheiten (Atlacat l, Atonal, Ramon Belloso; 
d. Red.), die die einzige wirkliche Kraft des Feindes sind, 

8 

um uns :tU besiegen. Mitte juni d.J. haben wir die ideolo­
gisch und militärisch am besten ausgebildete Eliteeinheit des 
Feindes in Moraun zerschlagen, die Brigade Atlacatl. Mehr 
als 80 ihrer Leute fielen und wir haben von dieser Einheit 
zum ersten l\ l a[ Kriegsgefangene gemacht. Dies wird von Sol­
daten des Gegners als Zeichen einer künftigen Niederlage 
betrachtet, d.h. es demoralisiert die Regierungstruppen. 
Im Laufe dieses j ahres haben wir die Eliteeinheit AtOnal 
zerschlagen. Wir haben dem Bataillon Ramon Belloso schwe· 
re Verluste zugefügt und nun der Brigade Atlacatl. D.h. die­
se drei Einheiten, die in den USA ausgebildet wurden und 
die die militärische Hoffnung des Feindes verkörpern, sind 
sehr stark von der FMLN geschwächt worden . 
Dadurch befinden sich die Regierungstruppen in einer sehr 
schwierigen inneren Lage. Sie haben eine sehr niedrige 
Kampfmo~al, sehr große innere Widerspruche. Sie sind mili­
tärisch im Nachteil, was sie zwingt, zur Defensive übenu­
gehen. Deswegen haben sie viele takt ische Positionen ge­
räumt und sahen sich gezwungen, ihre Kräfte zu konzentrie­
ren. 
AlB; Heißt das Konzentration auf die großen Städte? 
MARIA ANTON IA : ja, z .B. in Morazan, in Usulutan, fak­
tisch im ganzen Land ... 
AlB: Auch im Westen des Landes? 
MARTA ANTONIA; Da weniger. Hauptsächlich im Zen­
trum, den mittleren Regionen und im Osten des Landes. 
Denn die militärische Ilauptaktivitäl der FM LN konzen-



triert sich auf diese Gebie te. 
Wir können sagen. daß der Feind hier, in den meist um­
kämpften Gebieten, schließlich seine letzten Positionen ver­
lassen hat, woraus folgt, daß einige Zonen unbesetzt, ohne 
feste Kontrolle bleiben. 
AlB: Dabei handelt es sich doch um die sog. "umkämpften 
Zonen" in EI Salvador? 
MARIA ANTON IA: In der Tat haben diese Gebiete erst 
einmal nichts mit den befreiten bzw. kontrollierten Gebie­
ten gemein. In vielen dieser Gebiete gab es Dörfer, die prak­
tisch leer, nur vom Feind besetlt waren. 
Angesichts des Rückzugs des Feindes fingen die Bewohner 
an. wieder zurückzukehren, und diese ganzen Gebiete wur­
den rasch wiederbevölkert. Das heißt nicht. daß die ganzen 
Gebiete vorher völlig unbewohnt Wdren. Einige Ortschaften 
waren völl ig verlassen, in anderen war ein Teil der Bevölke­
rung geblieben. 
Wir erleben jetzt ein neues Phänomen, das der Wiederbevöl· 
kerung. Das bedeutet , daß es jetzt für das Militär kaum mehr 
möglich ist, seinen Plan mit der Bildung strategischer Dörfer 
durchzuführen. 
AlB: Sie meinen das neue Programm der USA, strategische 
Dörfer ähnlich jenen im Vietnamkrieg (1964-73) zu schaf­
fen? 

Das Phänomen der Bevölkerungs-Rückkehr 

MARIA ANTON IA: Genau. Aber um das zu machen, brau· 
ehen sie die Bevölkerung. 
Wenn aber diese Bevölkerung in die verlassenen, weil stark 
umkämpften Zonen zurückkehrt, zeigt das, daß der Plan 
Reagans im Landesinnern durch die Bevölkerung selbst zu­
nichte gemacht wird. Denn die Bevölkerung, die jetzt in 
diese Gebiete zuruckkehrte, ist sofort in unmillelbaren Kon· 
takt zu der FM LN getreten. S ie zeigt damit auch ihre Unter­
stützung lU1d Sympathie für die FMLN. 
Oie Tatsache, daß sie jetzt zurückkehren, in unmittelbaren 
Kontakt zur FMLN treten und sie unterstützen. zeigt uns, 
daß sich diese Bevölkerung jetzt aktiv am Kampf der Befrei­
ungsorganisalionen beteiligt. Das stärkt die Basis der 
FMLN/l-"DR. Und diese Bevölkerung wird von den Befrei­
ungsorganisationen als zivile Bevölkerung behandelt. Man 
hai allerdings in diesen Landstrichen mit der Bildung von 
Volksmachtorganen begonnen. 
AlB: Versu<:ht die FMLN nicht sofort. diese Gebiete in kon­
trollierte Gebiete umzuwandeln? 
MARIA ANTONlA: Nein. Kunftig können sich diese Ge­
biete natürlich in kontrollierte Zonen verwandeln, aber jetzt 
hat die Bevölkerung gerade erst angefangen. d ie Volks­
machtorgane zu schaffen und damit dlle wirkliche Demo­
kratie in diesen Gebieten zu ermöglichen. 
Es handelt sich dabei um Bürgermeister, Priester, Richter 
dieser Dörfer, die ebenfalls in unmittelbaren Kontakt und 
Dialog mit unseren Organisationen treten. Das erlaubt, daß 
die FM LN ihre politische, administrative und militärische 
Kontrolle erweitert, wodurch sie im Bereich von Verwal­
tung, Politik und bewaffneten Organen zu einer wirklichen 
Kraft wird. -
Der Rückzug des Fl'indes aus diesen Gebieten is t eigentlich 
eine Sache seiner Schwäche bzw. inneren Widerspruche. 
Denn er bedeutet einen weiteren mili tärischen Sieg ruT die 
FMLN, da in jedem Krkg das Territorium eine en15chciden­
de Frage ist. Und wenn eine Armee wie die salvadorianis<:he, 
die für die Verteidigung des Gebietes ausgehildct wurde und 
jahrzehntelang die Doktrin der Landesverteidigung vertrett"n 
hat, das Gebiet verlassen muß, um sich zu verteidigen, ruft 
das große interne Widerspruche innerhalb dieser Armee her­
vor. 

Dies trägt dazu bei, daß die Kampfmoral innerhalb der 
Armee weiter sinkt und ihre Angehörigen sehen ihre völlige 
Niederlage herannahen. 
AlB: Oie USA haben jetzt ein neues Konzept entwickelt, 
nämlich in allen 14 salvadorianischen Provinzen 350 Mann 
starke Eliteeinheiten zu fonnieren und dazu übenugehen, 
generell in kleinen Einheiten zu kämpfen. Läßt sich diese 
Position vom neuen Verteidigungsminister E. Vides Casa­
nova im Militär überhaupt durchsetzen? 

MARIA ANTONIA: Das Il auptproblem der faschistischen 
Armee in EI Salvador ist genau das Problem, wie die Anlage 
der KriegfUhrung zu sein haL 

Zwist im Militär über die Kriegführung 

Dies rief große innere Widersprüche innerhalb der Armee 
hervor. Ein Beispiel damr ist die Ablösung des Verteidi­
gungsministers General Garcld durch General Vides Casa­
nova Mitte April d.). im Bestreben. die beste Methode der 
Kriegmhrung gegen die HILN zu suchen. 
Hier tun sich auch Widerspruche zur Reagan-Admin iSlration 
auf. Denn eine Gruppe von salvadorianischcn Offizieren 
wollte die massive Konzentration aller Truppen, um die 
FMLN anzugreifen. Einige andere hohe Offiziere sind mit 
der Counter. lnsurgency-Kampagne (Aufstandsbekämpfung; 
d. Red.) der Reagan-Adminis tration dnverstanden. 
Aber viele sind nicht dam it einverstanden . Denn um diese 
Counter-lnsurgency·Kampagne erfolgreich durchfUhren zu 
können, bräuchten sie eine reale Unterstützungsbasis, d.h. 
die Unterstütlung der Bevölkerung, die sie nicht haben. Aus 
diesem Grund sagen einige, es sei besser, die massive Trup­
penkonzentration einzusetzen, während sich die Counter­
Insurgen<:y-Strategie in EI Salvador nicht durchfuhren lasse, 
weil man keine Unters tützungsbasis dafür habe. 
AlB: Muß man deshalb davon ausgehen, daß sie jetzt beide 
Strategien anwenden? 
MARIA ANTON IA: Im Moment versuchen sie, um sich zu 
einigen. eine Kombination beider Strategien anzuwenden: 
massive Angriffe und Einsatz kleinerer Eliteeinhciten. Nach 
einigen GroBangriffen wurden Elitee inheilen eingesetzt. 
Aber weder die massive Truppenkonzentration noch die 
Kombination massiver Truppenkonzentration mit der 
Counter-Insurgency-Taktik hat fUr die salvadorianische 
Armee bisher Erfolg gebracht. In beiden Fällen hat sie große 
Verluste erlitten. Wird !QrtgCSf!tZ t 
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Obervolta 

Nyandi Boukari 

Am Morgen des 4. August 1983 hatten sie den Beschluß 
gefaßt. auf die Hauptstadt Ouagadougou zu marschieren. Sie 
wollten ein ruf allemal Schluß machen mit einem Regime, 
das seit der Unabhängigkeit des Landes im Jahr 1960 in 
seine eigenen Taschen und die seiner neo kolonialen franzö­
sischen Ziehväter wirtschaftete. 
Sie, das waren die jungen progressiven Unteroffiziere Tho­
mas Sankara, Blaise Compoare, Jean-Baptiste Ungani, Henri 
Zongo, 'lide einfache Soldaten und zivile Untergrundkomi­
tees. Nachdem ihnen Informationen zugegangen waren, daß 
die Rechten planten. sie am 5. August d.]. zu liquidieren, 
mußten sie schnell handeln. 

Um 18 Uhr setzte sich die I:.liteeinheit der valtaischen 
Armee, die Garnison von Pö, unt<,:r d<':m Kommando von B. 
Compoare in B<':wegung. Vorher hatt <': sieh di<,: M<':hrheit d<':r 
and<':ren Garnisonen ihren Zielen angeschloss<':n und teil­
weise ihr<,: Offizi<':r<,: abg<':s<':tzt. 
Nach der FC':Stnahme von Präsident j<':an-Baptiste Ouedraogo 
begab sich T. Sankara zu dem b<':rdts von Zivilisten besetz­
IC':n Radios<,:ndC':T und kündigte an, daß <,:in Nationaler R<,:vo­
lutionsrat (CNR) die Macht üb<':mommen habe. 
Sankara warf j.B. Ouedraogo vor, sich "d<':n Interes!<,:n d<,:r 
F<':inde d<,:s Volk<':s, der ausländischen B<':h<':ITschung und d<,:s 
Neokolonialismus" unterworfen zu hab<':n. Er ri<,:f das Volk 
auf, "überall KomiteC':S zur Verteidigung der Revolution zu 
gründen, um sieh am patriotisChen Kampf zu beteiligen, um 
die inneren und äußeren J-' <':inde daran zu hindern, dem Volk • zu schaden".l Am folgenden Tag, zogen Tausende durch 
die': Hauptstadt, um diesen "Coup a la Rawlings" (linker 
Offizier und Staatschef in Ghana, siehe AlB 7·8/ 1980 und 
4/1983) zu fdem. 

Freudenkundgebungen halte es bei den vier vorausgegange­
nen Umstürzen nie gegeben. Sie halten an der Natur des 
neokolonialen Regimes nie etwas geändert. 
Obervolta war zwar 1960 fonnell unabhängig geworden, 
doch ohne sein<,: engen Bindungen an Frankreich aufzuge­
ben. Noch heute ist die Währung an den französischen Franc 
gebunden, ist Frankreich der größte Handc1spartncr, wird 
der moderne Wirtschaftssektor von französischen Konzer­
nen kontrolliert, werden hohe Offizier<,: und OberschullehTf:r 
in Frankreich ausgebildet. 
Euter Sachwalter diu<,:r französischen Interess<':n war Mau­
riee Yameogo, Führer der Demokratischen Vohaischen 

kehrt zurück 

Union (UDV). Die UDV war die lokale Sektion der 1946 
gegründeten Afrikanischen Demokratischen Sammlungs­
bewegung (RDA). Sie wird noch heute stark be<':innußt von 
der ebenfalls zum rechten Flügel der RDA gehörenden 
Demokratischen Partei der Elfenbeinküste (PDCI) unter 
Felix Houphouet-Boigny. 
M. Yameogo hatte gleich nach seinem Machtantritt die an­
deren Parteien verbieten lassen. Er erregte mit seiner unso· 
zialen und repressiven Politik immer stärkeren Protest, vor 
allem bei den traditionsreichen Gewerkschaften, die sich 
nicht in das Einparlcisystem einglied!!m ließen. 
Waren bereits im jahre 1956 15.000 Mitglieder (72,5% aller 
Lohnabhängigen) gewerkschaftlich organisiert, 50 sind es 
heute 40.000 {50% aller Lohnabhängigen ).2 Entsprechend 
dem Wirken der französischen Gewerkschaften in den Kolo­
nien, sind sie in Richtungsgewerkschaften gespalten: die 
Afrikanische Föderation der Gläubigen Arbeiter (CATC), 
die sich später in Nationale Konföderation der Voltaischen 
Arbeiter (CNTV) umbenannte, die Voltaische Organisation 
der Freien Gewerkschaften (OVSL), die: dem Internationa­
len Bund Freier Gewerkschaften (IBt'G) angegliedert ist, 
und der Gewerkschaftsverband der Voltaischen Arbeiter 
(USTV), die sich 1975 dem Weltgewerkschaftsbund (WGB) 
anschloß. 
Die Gewerkschaftsbewegung organisierte Ende 1965 Mas­
sendemonstrationen gegen die Regierung Yameogo, der am 
3. januar 1966 - nach der Androhung eines Generalstreiks 
- die Macht an das Militär unter Sangoule Lamizana abgab . 
Unter der Bedingung, daß Lamizana Präsident bleiben 
müsse, löste er sein Versprechen ein, 1970 Wahlen abhalten 
zu lassen. 
Neben der jetzt von j05eph Ouedraogo und Gerard 
Ouedraogo geflihrten UDV-RD~ kandidierte die 1958 ge­
gründete Partei der Afrikanischen Vereinigung (PRA). Sie 
stützte sich ebenfalls auf feudale Kräfte, die Kompradoren­
bourgeoisie und Teile der bürokratischen Bourgeoisie, doch 
hatte sie ihren Anhang unter anderen elhnischen Gruppen. 

Die 1959 gegrtlndete Nationale Befreiungsbewegung (MLN) 
des Dr. joseph Ki-Zerbo, die sieh später - nach der Vereini· 
gung mit einigen Splittergruppen - in Progre$Sive Voltaische 
Union (UI'V) und dann in Progressive Vohaische Front 
(FPV) umbenannte, stützte sich vor allem auf das städtische 
Kleinbürgertum. Diese reformistische Partei, die sich auf die 
christliche SoziallehTf: beruft, verfUgt über Einnuß im 



USTV. 

Die Wahlen von 1970 endeten mit einem Wahlsieg der UDV­
RDA, doch sollten die demokratischen Verhältnisse nicht 
von langer Dauer sein. Die Korruption und die Jagd der 

einzelnen bürgerlichen Parteien und vieler Militän nach 
Philnden führten zu einer chroni.!chen Instabilität, die An· 

fang 1974 durch einen neuen 1\lilitärpulSch unter S. Lami­
zana vorübergehend beendet wurde. Seine unsoziale Politik 
und seine Ankündigung, eine Einheitspartei grunden zu wol­

len, fUhrten im Dezember 1975 zu einem einheitlichen 

Generalstreik. 
Die Gewerkschaften forderten nicht nur die lrhöhung der 
Löhne und eine Aufklärung der Unterschlagung von Geldern 
fUr die Betroffenen der Sahel-Dürrekatastrophe, sondern 
auch die Rückkehr zu demokratischen Verhältninen. Da.o; 
Ausmaß dieses Massenkampfes war auf die Tätigkeit von 
zwei radikalen Organisationen zurückzufUhren. 
Im September 1974 war es zur Gründung der kämpferischen 
Voltaischen Gewerkschaftskonföderation (CSV) unter 
Soumane Toure gekommen, die bald zur stärksten Gewerk­
schaft werden sollte. Bereits seit Anfang der 70er Jahre 
wirkte die Afrikanische Unabhängigkeiupartei (PA I) im 
Untergrund. Sie versteht sich als md,l"xistische Organisation 
und SIeht sowohl in Verbindung zur CS V als auch zur später 
gegründeten legalen Patriotischen Liga für die Entwicklung 
(UPAD). Diese versucht vor allem, die Bauern. die noch 
immer unter dem Einnuß der StammesftirSlen stehen, zu 
politisieren. 
Der Streik vom Dezember 1975 fOhrte jedoch nicht zum 
Sturz der Regierung. Durch einige Zugeständnisse, die Bil­
dung einer Verfassungskommission und die Aufnahme von 
Führern der l\'ILi\' und USTV in die Regierung konnte der 
Volkszorn zeitweise besänftigt werden .. ,Der alte General 
hat einmal mehr die Arbeiter betrogtn, diesmal unterstützt 
von den opportunistischen Intcllekwdlen (des MLN) und 

Volksverrätern", erklärte die PAI in einem ,Flugblatt. 3 

Ende 1977 wurde eine neue Verfassung durch eine Volks­
abstimmung angenommen und anschließend fanden Parla­
ments· und Präsidentschaftswahlen statt. 1\Iit Unterstützung 
der UDV·RDA, die im Parlament eine knappe 1\lehrheit er· 
halten hatte, wurde S. Lamizana erneut Lum Pr'.i.sidenlen 

gewählt. 

Im I'arlament hieh neben der 1-I'V auch noch die t\ationale 
Union zur Verteidigung der Demokratie (UNDD) Einzug, 
die rur die Wicderhentellung der Bürgerrechte \Ion 1\1. 
Yameogo eintritt. Da laut Verfassung nur drei Parttien er­
laubt waren, mußten sich die kleineren an sie anglitdern. 

Wandel im Militär 

Wie unter der tuten demokratisch gewählten Führung soll­
ten auch diesmal die AuseinanderselLungen zwischen den 

bürgerlichen Parteien weitergehen. 
Ein mehr.vöchiger Streik der Lehrer, der sich am 4. i\'ovem­
btr 1980 LU einem Generalstreik ausweitete, schwächte die 
unpopuläre Regierung noch weiter. Am 25. November 1980 
putschte das Militär unter t'ührung von Oberst Saye Zerbo, 
der damit einem Ums tun durch linke Unteroffiziere zuvor­

kam. 
Das 1\Iilitiirkomitct für die WiedtraufrichlUng und den 
Nationalen fortschritt (CMRPN) stit:ß zunächst auf Unter­
stützung, da es versprach, die gcwerkschaftlichtn Rechte zu 
garantieren und eint· ,.wirklichc Dcmokratic" zu errichten. 4 

Doch blieben die Maßnahmen der Regierung, die sich aus 
vielen 1\linistcrn vorheriger Rcgierungell Lusammtnsetzte, in 
ihn:n AnranKcn steckcn. Als si .. dann daranging, das Streik­
recht dnzuschriinkcn, bcgann ihn' Basis zu schwinden. 
Aufgrund ihrer Proteste gegen diese Maßnahme wurde Ende 

Positionen der linken Militärs 

T. Sankara über Wirt~ch;Jtspolitik und Ve .. ta.:ollichun~n: 
Die Obervoltaer dünten gegenwärtig nach s.nialer Gcrechtigkeit. 
Nur diese sotiale Gere<:htigkeil wird es erlauben, ein Klima zur 
Befreiung des Bewußtseins zu schaffen, um neue, demokratische 
und volk.sverbundene Errungenschaften zu entwickeln. Erst dann 
wird es einer Regierung möglich sein, die feste wirlSchafiliche Basis 
des neuen Obervolta aufzubauen ... 
Nur die Interessen des voltaischen Volkes werden uns bei den Maß­
nahmen leilen, die wir mutig und ohne Unterstützung lJ"effen 
müssen mit dem einzigen Willen, die$Cm Volk das ~ulÜCkzugeben, 
..... all $Cin Recht ist, was ihm ZUSieht. 

T. Sankara über die Gewerkschaften: 
Wir erwarten von den Gewerkschaften, daß sie uns die Anliegen der 
Arbeit~nden übermitteln, dabei jedoch immer die Interessen aller 
Schichten der breiten Volksmassen berücksichtigen ... Die Gewerk­
schaften sind abo für um sehr wichtige Bestandteile bei der Verän· 
derung des Bewußtseins, um ein demokratisches Obervolta zu errei· 
ehen. 

B. Compaori über die Armee: 
In unseren jungen Gesellschaften spielt die militärische Institution 
eine noeh wichti~re'Rolle als in den industrialisierten Ge$Cllschaf­
ten, unglücklicherwei$C in den meisten Fällen, um ausländische 
(ntereSien zu "erteidigen und die bestehende Ordnung aufre<:htzu­
erhalten, selbst wenn sie im Gegen$3.tz zU den wirklichen Interessen 
des Volkei steht. Wir glauben in Obervolta, daß "ein Soldat ohne 
politische Bildung ein potentieller Krimineller ist". Indem wir d~n 
Soldaten poliliseh etlichen und indem wir ihm helfen, ein festes 
politisches Bewußtsein zu erlangen, wird er selbst imstande $Cin, 
die wirklichen Imeressen des Volkes zu erkennen und wirksam zu 
verteidigen. 
Wall untencheidet ihn andernfalls von einem gewöhnlichen Söldner 
im Dienste der Besitzenden? 

T. Sankara über die Nichtpu\jI;ebundenen: 
Im Gegensatz zur restriktiven und einraltigen Definition der Nicht­
paktgebundenheit, die der Imperialismus uns aufzwingen will, hat 
sie nichts zu tun mit einer arithmetischen gleichen Distanz zwi­
schen den ~wei Blöcken, die die Welt dominieren ... 
Wir können niemab jenen, der ein Volk unterdrückt, es ausraubt 
und massakriert, wenn tS für seine Befreiung kämpft, auf eine Stufe 
stellen mit jenem, der diesem Volk in seinem Befreiungskampf uno 
eigennützig und beharrlich hilft ... 

B. Compaori über die Beziehungen "Zu "rankreieh: 
Gewiß streiten wir nicht ab, daß unsere Interessen sich manchmal 
von denen Frankreichs unterseheiden oder vielmehr von den SOI':­

tlerinteres$Cn einig<:r neokolonialer r\iederlassungen ... Aber es ist 
fiir uns schwer zu glauben, daß die Sozialisten so ..... eit gehen könn· 
ten, die Aufrechterhaltung benimmter zweifelhafter Praktiken zu 
verteidigen, etwa den sy5lematisehen Rückgriff auf eine Machtpoli­
tik, um staatliche l\.Iiirkte zu erhalten, das Berechnen überhöhter 
Prei$C, Einkünfte aus unger<:chlfertigten Situationen, ungleiehe 
Verträge, und, ..... ;u-um nicht, die politische Herrschaft über UßSCre 
Ang<:"legenheiten .. . 

T. Sankara über die: Beziehungen "Zu Libyen: 
Ich glaube, und habe keine Angst es zu sagen, daß ObersI Ghaddafi 
ein großer Staatsmann iSI, der, unterstützt und getragen von seinem 
Volk, ..... ichtige Dinge verwirklicht haL .. 
Wir sorgen uns auch um das Glück und die Entwick.lung unseres 
Volkes. Die Erfahrungen anderer können UM beim Aufbau Obe ..... 
voltas, den wir erfolgreich ~u Ende zu fUhren g<:denken, nicht 
gleichgiiltig $Cin, $Ci es auch nur, um Lchn:n aus ihren Erfolgen und 
Mißerfolgen zu ziehen. Es iSI heute zU einfach, Ghaddafi ~u ideolo­
gischen Zwecken als l'opanz Zu benutzen, um dem Fortsehritt der 
afrikanisehen Völku den Weg zu verbauen ... Glaubt man den Pseu­
doanalytikem ... , so sind die afrikanisehen Völker heute unfähig, 
nach dem Fortschritt ... zu sterben, ohne .. Agenten Ghaddafis" zu 
sein ... 
Ich meincrseiu bin der Agent von niemandem, Oder besser: Doch! 
Ich bin d.,. Agent von jem.mdem, der Agent des yoltaischen Vol· 
kes. 
(Quellen: Afrique Asie, Paris, NT. 288/31.1.1982, Nr. 
293/11.4.1983, Nr. 300118.7.1983 und Nr. 302/15.8.1983) 



Obervolta-Oaten 

Territorium: 274.200 qkm 
Bevölkerung: 6.91 Mio Einwohner (1980). Vur alkm Mossi 
(48,4,.) und andere Volta-Völker (23,7%), Mande-Stämme (17,2%) 
sowie Peul, Tuareg und Nomaden (10%), ca. 1000 Europäer, meist 
Franzolen 
lIauptUadt: Oua.gadougou, 300.000 Einwohner 
Rdigion: ca. 1/3 Moslems, 1/10 Christen, der Rest Natu~Hgionen 
Sprache: die Amtssprache ist Französisch, Volta-Semi·Bantu­
Sprachen, westsudanesische Sprachen und Ful als Umgangsspra­
chen 
Währung: CFA·Franc; I CFA·Franc " 0,0067 D~I (Stand M<irz 
1983) 
WirlS(:haft und SO~iaIe5: Obervolta ist cin rtickniindiges Agrarland, 
das weitgehend ,",on frarn:ösischem Kapital beherrscht wird. Auf 
dem Lande sind feudale und halb feudale Produktioru~erhJ!tnissc 
noch w"it verbreilet. 
Mit einem Bruttosozialprodukt von 210 Dollar pro Kopf gehört 
übervoha l.U den 2S ännsten Ländern der Welt. 82%der Erwerbs. 
personen sind in der Landwirtschaft, 13% in der Industrie und S% 
im Diemtleistungssektor beschäftigt. 
Hauptexportprodukte sind Tierprodukte, Baumwolle und Erdnüs. 
se. Haupthandelspartner sind Frankreich, die Elfenbeinküste und 
die Bundesrepublik Deutschland, Obervoha ist sowohl das Land 
mit der niedrigsten Lebenserwartung (39 Jahre) als auch mit der 
niedrigsten Alphabetenrate (S%) der Welt. 
Geschichte: 
11./12.Jhdt. Entstehung der Mossi·Reiche Wagadugu, Vatenga 

und Gounnantche 
1896 
1919 
1946 

1958 
1960 

1966 

1970 
1974 
1978 

1980 

1982 

1983 

Beginn der Eroberung durch Fr,mkreich 
Bildung der Kolonie Obervolta 
Entstehung der voltaischen Sektion der Afrikani· 
sehen Demokratischen Sammlungsbewegung 
(RDA) 
Gewähn.mg der inneren Autonomie 
Erlangung der staatlichen Unabhängigkeit unter 
Maurice Vamcogo 
Machtübernahme der Annee unter SangoulC Lami· 
zana nach einem Generalstreik ' 
Wahlsieg der UDV·RDA 
Erneute Machtübernahme durch S. Lamizana 
Wahlsieg der UDV·RDA 
R. Lamizana wird l.um Präsidenten gewählt 
Ein MiJitärrnt unter Obent Saye Zerbo übernimmt 
die Macht nach einem Generalstreik 
Erneuter militärischer Umstul1.. Staatsoberhaupt 
wird Jean·Baptiste Ouedraogo, Premierminister 
wird Thomas Sankara 
Im Mai Entmachtung der linken Militän 
Anfang August Machtübernahme durch einen Na· 
tionalen Revolutionsrat unter T. Sankara 

1981 die CSV verboten. E.in Generalstreik, der im April 
1982 von sechs Basisorganisationen der CVS ausgerufen 
wurde. war zwar wegen der drohenden Repression und der 
ablehnenden Hahung der anderen Gewerkschaften nur ein 
halber Erfolg. doch verstärkte er den Druck auf das Regime. 
12 Hauptleute traten aus dem Rat der Voltaischen Streit· 
kräfte zurück. und der Staatssekretär rur Information, Tho. 
mas Sankara, der wiederholt die Presse zur Kritik aufgerufen 
hatte. gab sein Amt auf. Die drei legalen Gewerkschaften 
forderten außerdem am I. Mai 1982 die Rückkehr zur 

12 

Demokratie. 
Doch das Regime machte wenig Anstalten, der zunehmen· 
den Unzufriedenheit im Volk und der Armee Rechnung zu 
tragen. Diesmal kamen jedoch die linken Hauptleute einem 
Rechtsputsch zuvor. Ermutigt durch das Beispiel des ghanai· 
sehen Hauptmanns jerry Rawlings. halten sie sich bereits 
1980 organisiert, Kontakte zu zivilen Gruppen geknüpft und 
einen Staatsstreich ,·orbereitet. 

Wie in Ghana und in anderen afrikanischen Staaten hatte 
auch in Obervolta ein Wandel in der Armee stattgefunden. 
Junge Unteroffiziere waren aufgerückt. die nicht mehr wie 
die höheren Ränge in der Kolonialarmee, sondern im eige' 
nen Land ausgebi ldet worden waren und das Elend des Vol· 
kes, aus dem sie kamen, kennengclernt hatten. 

Nach der erfolgreichen l\lachtübernahme am 7.11.1982 uno 
ter der Führung von T. Sankara, B. Compoare und 1-1. Zongo 
wurde ein Volkserlösungsrat (CSI') gegründet, dem 121 von 
den Mannschaften gewählte Mitglieder angehörten. Sie 
wählten j.B. Oucdraogo zum Präsidenten und T. Sankara im 
Januar 1983 zum Jl, linisterpr'dsidenten. 
Im CSP waren weiterhin rechte Kräfte vertreten, darunter 
der ehemalige und neue Oberbefehlshaber der Streitkräfte, 
Gabricl Some Vorian. Nichtsdestotrotz machte sich die neue 
Regierung, der auch Anhänger der LlPAD angehörten, an 
die Umsetzung ihres ]'rogramms, das die EinfUhrung einer 
"wirklichen sozialen Gerechtigkeit". die Garantie der .,indi· 
viduellen und kollektiven Freiheiten" und die Förderung 
der "ökonomischen und kulturellen Entwicklung" vorsah. 5 

Das Streikrecht wurde voll wiederhergestellt und die CSV 
wieder zugelassen. Korrupte Politiker und Mililärs ließ man 
feslnehmen und die l\lehrheit der hohen Offiziere pensionie' 
ren. 
Bald wurde jedoch deutlich, daß die linken Offiziere nicht 
nur eine "Moralisierung" des öffentlichen Lebens wollten, 
sondern durch grundlegende Umgestaltungen und durch die 
Einbeziehung der Landbevölkerung eine Rückkehr zu den 
alten Machtverhältnissen rur immer verhindern wollten. Dies 
rief nicht nur die inneren Nutznießer des alten Regimes auf 
den Plan, sondern auch einige Nachbarstaaten und Frank· 
reich, die das Gespenst einer "roten" oder "libyschen" Ge· 
fahr an die Wand malten. 
Während eines Obervolta·Aufenthaltes von Guy Penne, dem 
Afrikaberater des französischen Präsidenten F. l\litterrand, 
kam es deshalb am 17. Mai 1983 zu e inem Rechtsputsch 
unter Leitung von G.S. Vorian. T. Sankara und andere linke 
Mitglieder der Regierung wurden verhaftet oder entlassen, 
der CSP aufgelöst und die Rückkehr zu einem zivilen Re· 
gime angekündigt, während j.B. Ouedraogo weiterhin Präsi· 
dent blieb. 
Jedoch gelang es den I'utschistcn nicht vollständig, die 
Macht l.U erringen. B. Compoare konnte sich zu seiner Elite­
einheit in PO (165 km von der Hauptstadt) durchschlagen. 
Die Aufklärungsarbeit in der Armee und die Hoffnungen, 
die im Volk geweckt worden waren. kamen nun in einem 
starken Widecstandspotential zum Tragen. Zu diversen Uno 
terstützungsdemonstrationen rur das rechte Regime kamen 
nie mehr als 100 Menschen, während die Linken mehnnals 
Tausende mobilisieren konnten. 
Als am 4. August dJ. die linken Hauptleute erneut zusch lu· 
gen, brach das Regime wie ein Kartenhaus zusammen. 

Anmerkungen: 
I) Le Monde. Pari~, 6.8.1983 
2) VgL C. Mährdcl (Hrsg.). Afrika. Geschichte von den Anfängen bis 

l.ur Gegenwart, Bd.3, Köln 1983,5.91; Frankfurter Allgemeine 
Zeitung. 31.5.1983 

3) Afrique Asie (AA), Paris, Nr. 124/13.12.1976 
4) AA, I'r. 257/18.1.1982 
5) Africa Research Bulletin, Political Sodal and Cuhural Series, 

Exeter, Nr. 5/15.6.1983 



Athiopien 

Vene Maier/Hans.Jörg Schlechter 

Die Kampagne gegen den Hunger 

.. t • 

,,13 month! of sunshine": überall im Land, in den Cafis, 
den Restaurants, den Bars, im Bahnhof von Addis Abeba 
und in der African Hall. im Rathaus von Jimma und der 
Hotelhalle in Gondar hängen die Plakate und versprechen 
dem Touristen, getreu dem äthiopischen Kalender, ,,13 
Monate Sonnenschein", 
,,13 months of sunshine": Dieser Slogan, mit dem TouriSien 
ins Land geholt werden sollen, wird aber zur Qual von Mil­
lionen Menschen, wenn er tatsächlich seine volk Wahrheit 
entfaltet. Wenn im Norden des Landes, in den Regionen 
Gondar, Eritrea. Tigre und Wollo, nicht wenigsuns zwei 
Monate im Jahr Wolken den Himmd bedecken und ihr Was­
ser übers Land verteilen, dann verliert die Bevölkerung ihre 
Existenzgrundlage, die Tiere verenden, die Ernten verdor­
ren_ 
Mit der Dürre kommt die Not, der Hunger, die Krankheit 
und Apathie. Wohl vef'.lweifelt, aber sehicksalsergeben ste­
hen zur Zeit 5 Mio äthiopische Bauern vor dieser neuerli­
chen Naturkatastrophe. 

Der Wind wirbelt den Staub auf, treibt ihn über die Hoch­
fläche von lbenat. In Rudeln drängen sich die Menschen 
zusammen, suchen Schutz vor den Böen und warten auf den 

• 

. "' ... 

,- 7 --. 

Regen, warten auf die nächste Lebensmittclverteilung. Ibe­
nat ist eines der Sammellager der äthiopischen Hilfsorganisa­
tion Relief and Rehabilitation Commission (R Re) rur die 
Dürreopfer der Region Gondar. 
3,5 Mio Menschen sind von der Dürre im Norden betroffen. 
Seit 3 Jahren gingen die Ernteerträge zuriick, bis schließlich 
die letzte Ernte zur Gänze ausfiel. 

Das amharische Hochland im Norden ist übervölkert, die 
Wälder kahlgeschoren, die Flüsse ausgetrocknet, die Erde 
erosie[t. Im April 1983 lagerten noch 8.000 Menschen in 
Ibenat, bauten aus Stangen und Stroh ihre provisorischen 
Hütten, kaum geschützt vor Sonne und Wind. Heute befin­
den sich noch 1.500 Menschen im Lager. 

Ibenat ist eine Versorgungsstation rur Tausende von Men­
schen, denen die Nahrungsmittel ausgingen. Tagelang wart'n 
sie unterwegs, schlepPlen die halbverhungenen Kinder und 
Alten mit sich. In den Rot-Kreuz-Zeltcn wurden die Kinder 
aufgepäppelt. die Kranken versorgt. Adanc Mamuyc, der 
RRC,Yerantwortliche für Gondar, ein ehemaliger Lehrer, 
klagt uns sein Leid: "Im Februar/März konnten wir gerad,' 
noch ein Massensterben verhindern. Unser lIauptproblem 
ist, daß wir die Menschen nicht erreichen können. Es gibt 
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kaum Straßen oder Wege. Wir müssen die Leute mit Esel­
trecks und Flugzeugen versorgen. Die Transportkosten wer­
den dadurch doppelt so hoch wie der .Wert der Waren, die 
geliefert werden." 
Wagayehu Sahilu, ehemaliger Staatssekretär im Gesundheits­
ministerium, heute Chef-Administrator und Krisenmanager 
in Gondar, faßt das staatliche Hilfsprogramm zusammen: 
"Wir müssen die Menschen bis zur nächsten Ernte durchfUt­
tern, müssen Straßen und Brunnen bauen, aufforsten und 
durch Umsiedlungsprogramme den BevölkerungsdlUck von 
der Region nehmen." 

Die letzte große Dürre hat es in Athiopien vor 10 Jahren 
gegeben. Schätzungsweise 200.000 Menschen gingen damals 
daran zugrunde. Als das Ausmaß dieser Tragödie im Land 
bekannt wurde, war dies der letzte Ansloß fUr die Bevölke­
rung in Addis Abeba und den größten Städten, sich gegen 
das Regime des selbsternannten Abkömmlings von König 
Salomon und der Königin von Saba, I-IaHe Selassie, zu erhe­
ben, und ihn samt seines Feudaldans zu stür.len. 
90% Bauern gab es im feudalen Athiopien, 93% der Bevölke­
rung konnten weder lesen noch schreiben. "Mein Vater", 
erzählt uns Abraham, unser 35jähriger bärtiger Kollege vom 
Serto Ader, dem Zentralorgan der Kommission zur Organi­
sierung der Partei der Werktätigen Äthiopiens (COI'WE), 
"hätte fUr seine Verdienste im Kampf gegen die Italiener 
(faschistische Okkupation von 1935-41; d. Red.) eine Stelle 
in der regionalen Verwaltung der Provinz Wollega bekom­
men so Uen. Er hat sie nicht bekommen, weil er nicht lesen 
und nicht schreiben konnte. Das ist der Grund, warum ich -
als einziges von 7 Kindern der Familie - schon mit 7 Jahren 
in die Schule gehen konnte." 

Hungerflilfe konkret 
Als vor nicht ganz einem Jahn:ehnt bekannt wurde, daß das mit 
den Wenmächten verbundene Kaiserregime Haile Selassies inter­
nationale Hilfssendungen in MilJionenhöhe in den Taschen des eige· 
nen Clans verschwinden ließ, war dies ein handfester SkandaL. Heu· 
te - angesicht! einer Dürrekatastrophe ähnlichen Ausmaßes in den 
Nordprovinzen Äthiopiens - kün:t die Reagan-Administration die 
Nahrungsmittelhilfe für das in Ungnade gefallene noroostafrika­
nische Land. Und kaum eine Stimme des Protestes erhehtsich. 
Dabei gilt die mit dem Kampf gegen die Hungerkatastrophe befaßte 
Hilh· und Wiederaufbauorganisation Relief and Rehabilitation 
Commission (RRC) als effektivste Hilhorganisation in Schwan:afri· 
ka. Sie verfügt jetzt über 120 Lastwagen, hat eine Reihe von Auf­
fanglagern errichtet und verteilt die einlaufende Hilfe direkt an die 
vom Hunger Betroffenen. Internationale Nothilfe kam bisher vor 
allem vom Weltemährungsprogramm der Verdnten Nationen, der 
Europäischen Gemeinschaft (EG), der Sowjetunion und den USA. 
Die Größenordnungen der Krisenhilfe der beiden Je,,:tgenannten 
Länder beliefen sich in diesem Jahr auf 9.500 t (UdSSR) bzw. 
5.500 t (USA) Reis. 
Die meisten HiLfsleistungen der USA wurden bislang über die 
katholische Hilfsorganisation Catholic Relief Service vergeben. 
Deren Mittel wurden von der Reagan·Administration indessen zu 
Beginn des Jahres um 2-3 Mio Dollar gekün:t. "In der Vergan",n­
heit", so ihr äthiopischer Direktor, Reverend Thomas Fitzpatrick, 
"bestand die US-Politik darin, den begünstigten Ländern mehr zu 
geben, aber nicht darin, Nahrungsmittelhilfe in Zeiten des Hungers 
zu kün:cn. Das ist jetzt das erste Mal, daß unser Programm aus 
politischen Grunden gekür7;t wurde ..... 
Zusätzlich eingeschränkt wurde die Äthiopienhilfe dadun-:h, daß 
die EG ihre Lieferungen zwischenzeitlich aussetzte. Der Grund: 
Exilorganisationen hatten die Behauptung lanciert, Hilfslieferungen 
würden zweckentfremdet an die Sowjetunion weit .... rgdeitet. Inzwi­
schen ist dies jedoch u.a. vom Internationalen Komitee d .... s Roten 
Kreuzes und vom Deutschen Caritasverband dementiert worden. 
Da für den kommenden Herbst mit einer neuen Zuspitzung der 
Lage gerechnet wird, hat du Informationskreis Äthiopien dazu auf­
gerufen, die Spc:ndenaktion des Schauspielen Karl-Heinz Böhm 
• .Meruchen für MenllChen", Konto-Nr. 700.000 bei allen Banken, 
Stichwort . .Hungerhilfe rur Äthiopicn", zu unterstützen. 
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Zu seiner Zeit in die Schule gehen, das hieß, täglich 3 1/2 
Stunden Fußmarsch hin und 3 1/2 zurück. Später, auf der 
Mittelschule, 75 km entfernt von seinem Dorf, wurde es 
noch etwas härter: Der Vormittag war fürs Lesen reserviert, 
der Nachmittag zum Schlafen, die Nacht zum Arbeiten. 
Nur 4 Kinder dit!Ses Bezirkes, der insgesamt 40.000 Einwoh· 
ner zählt, gingen damals in die Schule. Für aUe anderen 
bestand das Leben nur aus Arbeit. täglich 14·16 Stunden, 
Frauen und Kinder eingeschlossen. Die Bauern mußten 
nicht nur 75% der Ernte an den Grundbesitzer abfUhren, sie 
mußten auch sonst alle Arbeiten fUr ihn verrichten, sein 
Haus reparieren, sein Vieh hüten. Waren transponieren. 
"Das war eine Art Arbeitssteuer. Nicht nur wir Bauern 
mußten zahlen, auch unsere Familien, Frauen und Kinder, 
jeder mußte zahlen. Das war das Leben, das wir fUhrten", 
schildert Atenaf Seged Warku, Bauer aus Kaffa, jetzt Vorsit­
zender einer Service-Kooperative bei Jimma, seine Vergan­
genheit. "Unser Leben war düster, wir waren blind. Wir hat­
ten nur die Bedürfnisse zu essen und uns am Leben zu hal­
ten. Wenn jemand krank wurde, war er ohne Hilfe, ohne 
Medizin, und er starb, wenn er nicht stark genug war. Heute 
können wir uns um solche Sachen kümmern. wir haben eine 
Klinik, Ärzte, Medikamente. Kranke werden versorgt und 
auch transportiert, wenn es sein muß auch in eine Spezial­
klinik." 
Uwr.t Gabiba von der Bauernkooperative Wanenata in 
Yirgalem in Sidamo druckt sich sehr schlicht aus, um die 
Veränderung im Leben der Mitglieder zu beschreiben: "Wir 
wurden ein zweites Mal geboren: Vor der Revolution war 
alles weg, jetzt bleiben unsere Produkte ruf uns. Wir müssen 
weniger arbeiten und haben trotzdem mehr zum Essen. Wir 
arbeiten, was wir können, die Jungen mehr. die Alteren 
weniger, aber jeder bekommt, was er braucht." 

D3!I ganze Land iSI auch heute noch ein reines Agrarland. 
Die Industrien, die errichtet wcrden, sind praktisch aus­
schließlich auf die Landwirtschaft abgestellt. 

Die momentan größten J'rojekte sind zwei Zementrabriken, 
die von der Sowjetunion bzw. der DDR gebaut werden. 
Neben dem Straßenbau hat die Errichtung von Lagerhäusern 
im ganzen Land Vorrang. Noch konnte der landwirtschaft­
liche Ertrag landesweit zwar nicht gesteigert werden - dic 
Abschaffung des Zehent (Nawralabgaben an den Grund­
hcrrn) wird durch den gestiegenen Eigenkonsum der Bauern 
fast ausgeglichen - , aber die überschüsse aus den frucht­
baren Regionen können mangels gceigneter Lagerung und 
fehlender Transportmöglichkeiten trotzdem nicht in jene 
Gebiete gebracht werden. die unter Mangel leiden. 
90% der Devisen, die Äthiopien erwirtschaftet, nießen aus 



dem Export von Kaffee, l'läuten, Fellen und Ölsaaten ins 
Land. Der Preisverfall rur Kaffee frißt gestiegene Ernteerträ. 
ge fast völlig auf. So exportierte Äthiopien 197857.800 t 
Kaffee im Wert von 250 Mio Dollar. 1982 wurden rur eine 
Menge von 83.716 t sogar einige Mio Dollar weniger einge· 
nommen. Das Außenhandclsdefizit stieg in diesem Zeitraum 
drastisch: es beläuft sich deneit auf 400 Mio Dollar. 
Hauptmann Kasahun ist Mitglied des Provisorischen Militäri· 
schen Verwaltungsrates (OERG) , des Zentralkomitees der 
COPWE und oberster Verwaltungsbeamter von Kaffa. Er er­
läutert uns die wirtschaftliche Generallinie: "Die einzigen 
Produkte, die wir auf dem Weltmarkt verkaufen können, 
sind landwirtschaftliche Erleugnisse. Die Steigerung der Pro­
duktivität in der Landwirtschaft hat Vorrang vor dem Aus­
bau der Industrie. Um die Produktivität in der Landwirt­
schaft zu erhöhen, ermuntern und unterstützen wir die Bau­
ern bei der Bildung von Kooperativen, errichten Staaufar­
men und schulen die Bauern im Einsatz von Düngemitteln, 
SchädlingsbekämpfungsmilIeIn und modernen landwirt· 
schaftlichen Methoden." 
Es ist Sonntag in Jimma, ein wolkenloser Morgen. Auf den 
Zuschauerbänken des Sportplatzes versammeln sich 500-600 
Menschen, die meisten mit Regenschirmen in der Hand. Um 
12.00 Uhr platzt ein Regenguß nieder, eine halbe Stunde 
später dampft der' Platz unter den Sonnenstrahlen. Seit 5 
Stunden sitzen die Einwohner eines der 20 Kebeles von 
Jimma auf ihren Plätzen, hören das Referat über die poli­
tisch-ideologischen Notwendigkeiten und den Bericht des 
Kebde· Vorsitzenden. 
Genosse Paulus, 30 Jahre, COPWE·Chef vc;m Jimma und 
Umgebung: ,.Die Teilnahme ist nicht obligaLOrisch, aber wer 
kommt. findet sich weiter vorne auf den Listen, die über die 
Vergabe von Kindergartenplätzen, den Kauf verbilligter 
Lebensmittel oder die Zuteilung von Brennholz entscheiden. 
Worauf es ankommt, ist, daß die Leute lernen. mitzureden, 
zu kritisieren, zu entscheiden." 

"Die grenzenlose Vergötterung des eigenen Vorteils, die un­
scr Land zur Armut gcruhrt und in den Augen der Welt 
gedemütigt haI. wird ausgerottet. Das höchste Ziel wird des­
halb von nun an das Gemeinwohl sein." So lautet der zweite 
Punkt der Deklaration, die der Militärral am 20. Dezember 
1974 zur f.rläuterung seiner allgemeinen politischen Grund­
sätze erließ. 
.. Opfer zu bringen. sind wir in Äthiopien ja gcwöhnt. Neu 
ist, daß wir es jet II rur uns tun, daß wir etwas zu verteidigen 
haben, daß wir rur unsere Zukunft kämpfen, Hir den Sozia­
lismus." So Da"i<.! Yacob. COPWE-Kader in Awassa, der 
Hauptstadt von Sidamo, Sohn von nomadisierenden Bauern 
aus dem Ogadcn. 

Und wie kam der Sozialismus nach Äthiopien? "Durch 
unser Handeln: Als wir den Bauern Land gaben, sagten wir: 
Seht, das ist Sozialismus! Als sich die Bauern in Verbänden 
und Kooperativen organisierten, sagten wir: Seht, das ist 
Sozialismus! Jedes Ochsengespann, jedes neue Lagerhaus, 
jede ServicesteIle und jeder Kindergarten wird von den Men· 
schen mit der Revolution gleichgesetu", sagt Genosse 
Liben, der ehemalige Lehrer aus Tigre, jetzt Organisations­
chef der COPWE in Kaffa. 
"Wir arbeiten zusammen, wir leben zusammen, wir gestalten 
unsere Zukunft gemeinsam", faßt Ututa Gabiba die Situa­
tion in seiner Kooperative in Worte. "Wir haben vor, eine 
neue Ortschaft zu bauen, wo aUe unter gle ichen Bedingun­
gen leben. wir unsere Schule haben, Geschäfte, Ärzte, Licht, 
Wasser - alles, was notwendig ist." 

Eines der herausragendsten Merkmale Äthiopiens im Jahr 
1983 ist der Hunger. Aber es ist nicht nur der physische 
Hunger in den Dürregebieten, der zur Zeit die öffentliche 
Aufmerksamkeit auf sich zieht. Es ist ebenso der Hunger 
nach Wissen, nach Bildung, nach Fortschritt und Entwick­
lung, der das Leben in Äthiopien prägt. 
Nach einer langen Nacht des Kaisers und des Feudaladels ist 
in Äthiopien ein neuer Morgen angeborchen. Es ist noch 
nicht der helle Tag, noch drücken Armut und Unlerentwick· 
Jung das Land und die Leute nieder. Aber ein Anfang zur 
Oberwindung der Rückständigkeit ist gemacht. "Wir sitzen 
gerade erst beim Frühstück", meinte Abraham einmal im 
Gespräch. "der Sozialismus ist noch ein Stück weit weg -
aber auf dieses Dinner bereiten wir uns schon langsam vor." 
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Türkei 

Andreas Krajczek 

"Freie Wahlen" der Evren·Junta 
Gewerk$chaften wird unter Androhung empfindlicher Stra­
fen jedwede politische Tätigkeit untersagt, Streiks sind fak­
tisch verboten, hunderte Gewerkschafter müssen sich vor 
Gericht verantworten; Parteifunktionäre werden mit Haft­
strafen belegt, gegen Oppositionelle sollen mehr als 15.800 
Anklageschriften vorliegen, etw~ 3.000 mal will die Staats­
anwaltschaft die Todesstrafe beantragen; Generäle verbieten 
Zeitungen und vertreiben Universitätsprofessoren aus ihren 
Ämtern. 
Diese Liste ließe: sich beliebig fortsetzen. Alltagsencheinun­
gen einer faschistischen Diktatur? Nicht ganz: Die regie­
rende Militärjunta in der Türkei bereitet ruf den 6. Novem­
ber 1983 "freie Wahlen" vor. 
Nach der neuen türkis<:hen Verfassung (siehe AI B 1/1983, S. 
42-44) und einem repressiven Gewerks<:haftsgesetz, das am 
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6. Mai d.J . in Kraft trat, ist das am 24. April 1983 ver­
s<:hiedete Parteiengesetz ein weiterer Stützpfeiler im Macht­
gebäude der Junta. 
"Von diesem Tage an sind die Bürger berechtigt, politische 
Parteien ihrer Wahl :t.U gründen, in diese einzutreten und 
politische Aktivitäten zu entfalten", heißt es in einem von 
der Junta (Nationaler Sicherheitsrat) veröffentlichten Kom­
munique zum Parteiengesetz. 

Kritik an der Junta ist tabu 

Zu den Bürgern zählen nicht: Beamte, Angestellte des 
öffentlichen Dienstes, Universitätsbedienstete, Studenten, 
Angehörige der Streitkräfte, Justizangehörige und 723 Per­
sonen, die auf einer "schwarzen Liste" stehen. 242 von 
ihnen, darunter die früheren Ministerpräsidenten Süleiman 
Demirel und BUlent Ecevit, sind Hir 10 Jahre von jeglicher 
politischen Betätigung ausgeschlossen. 481 ehemalige Abge­
ordnete und Senatoren können in den nächsten 5 Jahren 
lediglich eine untergeordnete Stellung in den Parte ien wahr­
nehmen, die Gründung von Parteien und das Mitwirken in 
einer Parteiführung ist ihnen untersagt. 
Die Tätigkeit der Parteien selber ist einer langen Liste von 
Beschränkungen unterworfen: Das Parteiengesetz verbietet 
die Cründung und Unterhaltung von Jugend- und Frauen­
organisationen, um von vornherein Vereinigungen eines 
möglicherweise gesellschaftsverändernden Potentials auszu­
$<:hließen. Der Militärputsch von 1980 sowie die Politik der 
Militärjunta in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 
dürfen grundsätzlich nicht kritisiert werden. 
Part eien, die sich als kommunistisch, faschistisch, national­
sozialistisch oder islamisch-fundamentalistisch bezeichnen 
bzw. eine dementsprechende Politik betreiben wollen, sind 
ausdrücklich verboten. Die Parteien dürfen ausschließlich die 
türkische Sprache verwenden, ihre Zielsetzungen dürfen der 
"Einheit der Nation" nicht entgegenstehen. Der kurdischen 
Bevölkerung in es demnach weiterhin nicht möglich, ihre 
Interessen öffentlich zu artikulieren bzw. politisch zu ver­
treten. 
30 Unterschriften müssen unter einem Parteigründungsan­
trag stehen. Personen, die der Junta nicht genehm sind, 
können von der Liste gestrichen werden. So streichen die 
Generäle munter darauf los: beispielsweise 21 Namen von 
der Gründungsliste der Sozialen Demokratischen Partei 
(SODEP) und 13 Namen aus der von den restlichen Grün­
dungsmitgliedem vorgelegten neuen Liste; 38 Namen von 
der Gründungsliste der Wiedergeburtspanei (YDP) und 30 
von 34 Namen der stockkonservativen Parlei des Rechten 
Weges (DYP). 

Weitere Streichungen sind an der Tagesordnung, zumindest 
bis zum 24. August d.].; denn dieser Tag gilt in der Türkei 
als Stichtag rur Parteigriindungen. Bis zu diesem Termin 
mü5Sen die Parteiorganisat ionen in mindestens 34 der 67 
türkischen Provinzen ver treten sein, um an den Parlamen ts­
wah len im No\'ember 1983 teilnehmen zu können. Ein 
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Vorbemerkung 

"Die sozialen Prozesse kann man weder durch Verbrechen noch durch Gewalt 
aufhalten ... " Diese Prophezeiung des gewählten Präsidenten Salvador Allende, die 
er unmittelbar vor seiner Ermordung in seiner letzten Botschaft am 11. Septem­
ber 1973 von dem Regierungssitz La Moneda aus an das chilenische Volk r ich­
te te, scheint sich in diesen Tagen zu bewahrheiten. 
In vier Nationalen Protesllagen vom Mai bis August d.J. präsentierte sich der 
chilenische Widerstand als eine neue Massenbewegung, die mit ihrer Kampfbereit­
schaft und dem gemeinsamen Eintreten rur den Sturz der Militärdiktatur unter 
General Augusto Pinochet die Machtfrage gestellt hat. Sie trieb die Krise des 
Pinochet-Regimes, die wesentlieh durch den wirtschaftlichen Niedergang und die 
Verarmung breiter Bevölkerungskreise (rund 1/3 der Enverbsfahigen sind arbeits­
los) verursacht wurde, auf die Spitze. Die Zuflucht der Diktatur zu verschärften 
Unterdriickungspraktiken, so zuletzt die Ermordung von 27 Demonstranten am 
11. August d.]. scheint diese breite I'rotestbewegung nicht aufhalten zu können. 
Dies und Pinochets wei tgehende Isolierung im Volk weckt Hoffnungen Hir ein 
neues, ein demokrat isches Ch ile. 
Wir haben an anderer Ste lle bereits die wirtschaftlich-sozialen Ursachen der 
aktuellen Krise des Regimes und der Stärke der PrOlestbewegung aufgezeigt so­
wie den Keuformierungsprozeß der Qppositionskräfte bis zum Mai d.]. nachge­
zeichnet (siehe AlB 7-8/1983, S. 56-59). In diesem Sondermaterial wird die 
Entw icklung von Krise und Volkswiderstand fortgeschrieben, kommen die Re­
präsentanten der chilenischen Gewerkschaftsbewegung, der Linksopposition und 
der Vereinigung der Angehörigen Verschwundener zu Worl. In weiteren Beit rä­
gen wird die Verantwortung der USA und der Bundesrepublik Hir den Fortbe­
stand der I'inochet-Diktatur benannt, werden die Anliegen der bundesdeutschen 
Solidaritätsbewegung vorgestellt. Der Münsteraner Kongreß "Für Chiles frei· 
heit !" vom 24.-26. J uni d.]., zu dem sich zahlreiche Führungspersö nlichkeiten 
der chilenischen Linken und rund 1.500 Teilnehmer aus der Bundesrepublik 
einfanden, und das Kieler Sommerlager Salvador Allende vom J uli d .] .• gaben ihr 
neue Impulse. 
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Kat ja Maurer 

Die Angst vor den Barrikaden 
in Herminda de la Victoria 

Würd~n Journalisten nicht nur den Sportler des Jahres son­
dern auch den cinsamSien Diktator des Jahres wählen, 50 
hätte Chiles Staaulyrann Auguslo Pinochet echte Chancen 
in diesem Rennen. 
Scheinbar neu ergebene Anhänger wechseln mit rasanter 
Geschwindigkeit ins andere Lager. Dcr Appell Pinochcts im 
Mai dieses Jahres. eine xivil-militärische Bcw~ng zu seiner 
Untcnlützung:w grondcn. fand zunächst kein Echo. 

Es dauerte bis Anfang August dJ" bis rechte Exponenten 
der Nationa[partei dk rcgkrungsoffiz idle Konstitutionelle 
Front allS der Taufe hoben. Sie: bekennen sich damit zur 
1980 vom Pinochct-Rcgimc verankerten Präsidialverfassung, 
derzufolge der Diktator bis 1989 im Amt zu bleiben hat. 

Offensichtlich haben auch Teile der Herrschenden den Glau· 
ben an die OberlebenschancC'n des Regimes verloren. Da will 
man sich nicht noch 1tUn. vor dem drohenden Ende die 
Finger schmutzig machen. 

Damr spricht auch die Wah l RafaeJ RetamaJs zum Präsiden­
ten des Obersten Gerichtshofes im Mai 198.3. Retamal hatte 
im Verlauf der letzten Jahre des öfteren Stellung gegen die 
Pinochet-Diktatur bezogen, 50 im Jahre 1976, als er die Auf· 
hebung des Ausnahmezustandes forderte. 

Schwächezeichen des Pinochet-Regimes 

Unter seinem Vorsitz ral1te jetzt der Oberste Gerichtshof die 
Entscheidung. daß friedliche Demonstrationen in Chile er· 
laubt seien. Er sanktionierte damit im Nachhinein die Frei· 
lassullg des Vorsit~el\den der Gewerkschaft der Kupferarbei· 
ter (CTC) und des Nationalen Ko mmandos der Arbeiter 
(CNT). Rodolfo SegueJ, und dreier Hihrender Chrisldemo­
kraten. daronter deren Vorsitzender Gabrid Valdes. 
Die Furcht selbst im Umkreis des Regimes, nach einem 
eventuellen Ende der Diktatur rur die begangenen Verbre-
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Chile-Daten 

Territorium: 756.626 qkm (dreifache Fläche der B~ndes~publik) 
BC"ölku ung: 11 ,!'I8 Mio; 70," Mestizen, 25% Weiße, !I% Indianer 
Haupts tadt: Santiago (4,5 Mio Einwohner) 
Am tssprache: Spanifch 
Religion: 89% Katholiken; 6% Protestanten 
Währung: Peso ( I Peso '"' 100 Centavos); I DM" 31,2 Pesos 
(Stand: Män: 1983) 

Slaatsfonn: Republik, seit dem Putsch General Pinochen am 11. 
September 1973 von einer MilitäJjunta ~giert. Die im Man: 1981 
in Kraft getretene neue Verfassung lehnt sich an die Prlisidialvcrfas­
süng Frankreichs an und enthält weitgehende Vollmachten für den 
Präsidenten. Bis 1989 soll General Pinochct indessen mit Hilfe des 
Ausnahmezustandes weiterrcgicrcn. Die demokratischen Rechte 
bleiben aufgehoben, die oppo'sitionellen demokratischen Parteien 
verboten. 

Wiruchaft{Soziaks: Chile in ein kapitalistisches Industrie·Agrar· 
land mit entwickeltem Bergbau und aufgeblähtem Dienstleistungs· 
sektor. Hier arbeiten nahezu 50% der Beschäftigten, gegenüber 25% 
in Bergbau und Industrie und 2~ in der Landwirtschaft. 

1982 geriel das w irts<:haflli<:he "Modell" OIiles in eine offene Kri· 
se: Stieg das Bruttosozialprodukt (1970 .. 100) von 96,0 im Jahr 
1978 auf 111,9 im Jahr 1981, so lag es 1982 nur noch bei 99. Der 
Index der Industrieproduktion (1968 .. 100) stieg von 100,8 im 
J ahr 1978 auf 115,0 im J ahr 1981, um 1982 au'f 95,0 zu fallen. 
Den stärknen Rückgang verzeichneten die Bereiche Konsumgüter· 
produktion mit - 39,3% und Transportmaterial mit - 25,S%. Der 
Index der Reallöhne (1970 -100) lag 1978 bei 76,0, stieg bis 1981 
auf gerade 97,3 und fiel 1982 auf 81,7 zurikk. Am stärksten fielen 
die Löhne in der Industrie mit - 17% und im Bergbau mit -16%. 
Die Inflation liegt in Chile offiziell bei 15,5% (Oktober 1982). Am 
!<:hnellnen stiegen die Prei5e für Importgilter (30,g",), nationale 
En:eugnisse (27,9%), Nahrungsmittel (16,1%) und Wohnungen 
( 12,4%). 
Die ArbeiulOJigkeit Liegt im Großraum Santiago bei 25,2% 
(Auguli/Oktober 1982). Nach Sektoren ist die Arbeits losigkeit im 
Baugewerbe mit 63,3% am höchsten. Es folgen die Industrie mit 
32% und der Transportsektor m it 17,8%. 
AulknwirUchaflliche Beziehungen: Die wi<:htigsten Handdspartner 
Chiles sind die USA. die BRD und Japan. Hauptausfuhrgilter Oliles 
waren im I. Halbjahr 1982 : Kupfer (862 Mio), landwim<:haftliche 
Erzeugnisse und Nahrungsmittd (403 Mio) sowie Industriegilter 
(558 Mio). 
Chile hat sich dem Weltmark t nah~u vollständig g<"öffnet. Auf· 
grund der niedrigsten Einfuhrzölle der Welt ist die einheimis<:hc 
mittdständis<;he Indust rie kaum no<:h konkurrenzfähig. Kontrol­
liert w ird die Wirtschaft von nur sieben Finanzgruppen. 

Die Abhängigkeit Chiles von ausländischen Banken ist nahezu per­
fekt. Insgesamt neht OIile mit über 20 Mrd Dollar in der Kreide 
(das entspricht einer Pro-Kopf-Vers<:huldung von 1.500 Dollar). 
Erst im J uli 1983 wurde das leUte Kredit- und Umsehuldungspro­
gramm in Höhe von 1,3 Mrd Dollar in den USA unterzeichnet. 
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Eroberung durch die- Spani .. r 
Chile wird unabhängig 
Salpeterkrieg gegen Bolivien und Peru; CliiJ .. erringt 
ein Wdtmonopol für Salpeter 
Sieg d~r Volksfront bei den Präsidenu<:haftswahlen 
Griindung der Unidad Populae (UP-Volkseinheit) 
Wahls ieg der UP unter Salviidor All~nd~ 
Nationalisi .. rung des Kupferbergbaus 
Puuch General Pinoeheu mit Unterstützung des CIA; 
Ermordung Sa!vador AUendes 
Erster Hungerstreik von Angthörigen verschwundener 
politis<:h<:r Gefangentr 
Verbot von sieben Gewtrkschaftskonfäd<:rationen und 
aller im privaten Bereich tätigen Gewerkschaftsyor­
stände. Bei N~uwahlen zu den Gewerkschafugremien, 
die dit Junta anordnete, kann die OpPO$ition aller­
dings 85% ihrer Kandidaten durchbringen 
Inkrafttreten d .. r neuen Verfassung 
Anwachsen der Streik bewegung 

~"h,.,a"fma"",h nahe"", K"pr"'lNn" in EI T"rucn'" 

ehen zur Verantwortung gezogen zu werden, greift um sich. 

Zw.ar sagen Kenner der Sune, daß Pinochet noch immer 

über eine feste Unterstützung innerhalb der Armee verfUge 

und die Kritiker aus der Marine und der Luftwaffe noch 

unterlegen' seien l , doch au<:h hier sind erste Anzeichen 
offensichtl icher Meinungsverschiedenheiten sich tbar. 50 

wurde der Militärkommandant von 5antiago, General Hec· 

to r Orozco. angebli<:h deswegen seines Postens enthoben, 

weil e r sich weigene, am 14. Juni 1983, dem zweiten Natio­

nalen Prolesttag, mit seinen Truppen gegen Demonstranten 

vorzugehen_ 

Sicherster Indikalor ftir die zunehmende Schwäche des Regi. 

mes aber ist die Reaktion der Regierung in Washingt On. Sie 

hat zwar Pinochet keineswegs die Unterstützung entzogen, 

aber auch sie sicht sich gezwungen, sich mit eigenen 

Trümpfen in die Auseinandersetzung einzuschalten. 

Das Pinochet-Regime genit'ßt einerseits eine VorLUgsbehand­

lung aus Washington, vor allem seit die Regierung Reagan an 
der Ma<:ht ist. Allein in diesem Jahr erhielt es vom Inter­

nationalen Währungs fonds ( IM F), der entscheidend von US­

Banken beeinflußt wird, über I Mrd Dollar und einen weite­
ren Kredit von 1,3 Mrd Dollar durch ein Internationales 

Bankenkonsort ium, um seine Devisenrescrven wieder auf die 
vom 11\11-' geforderte Höhe zu bringen sowie die f;iUigen Zin­

sen rur die über 20 MRD Dollar hohe Auslandss<:huld zu 

bezahlen . 

Andererseits aber sah sich das Weiße Haus mehrmals genö­

tigt, vorsichtige Kritik am I'ino<:het-Regimc zu üben_ Der 

U5-Botschafter in Santiago. J ames Thc:berge, betonte denn 

auch angesichts der I' rotestwellc: in Chile, daß sein Land 

,.die Wiedererrichtung einer vollkommenen uud stabikn 

Demokratie in Chile unterstützt". 

"Wir sind davon über.t:eugt, daß die Demokratie das Regie· 

rungssystem ist, daß die große Mehrheit der Chilem,n 
wünscht und das die U5- lnteressen in der Region Olm bt'sten 

befriedigt." Aber: "Natürlich respektieren wir ditO Prinzipien 

der Nichtl'inmisl:hung und wir glauben, daß es in der Ver­

antwortlichkeit der Chilenen und der chilenischen Regie. 

rung liegt, zu entscheiden, wann und wie einl' solche Regie­

rung ohne äußere Einmischung entstehen 5011."2 

Zweifellos hat die Regierung der USA keinerlei Interesse am 

vor.t:eitigen Ende des "inoch et-Regimes_ Untrr FederfUhrung 

des damaligen US-Außenministers Henry Kissinger, der heu­
te als Vorsit.t:ellder der Reagan'schen Sonderkommission zu 

Miudamerika fungiert. und der U5·Monopole, die von der 
demokratisch gewähltt'n Regierung Allende des Landes ver· 

wiesen wurd<:n. wurde die Diktatur installiert. Durch die 
US-Untcrstützung wurde ihr Machterh,t11 bis heute gesichert. 



Das war nicht nur Pinochet nützlich, konnten doch die US­
I\lonopole durch die Wirtschaftspolitik der I?iktatur das 
Land bis zum Letzten ausbluten. Die Forderung auch 
rechter Oppositioneller in Chile nach Änderung der Wirt­
schaftspolitik zur Rettung der nationalen Industrie, also 
nach einer Einschränkung der Macht der ausländischen 
Monopole, steht damit den US-Interessen im Wege. 
Auch ein zweiter wichtiger Aspekt dürfte die US-Regierung 
davon abhalten, Pinochet ohne weiteres fallenzulassen. Seit 
dem ~;achtantritt der Reagan-Administration hat sich die 

Diktatur in Chile: angesichts des immer schle:chteren Verhält­
nisses Washingtons zu anderen lateinamerikanischen Regie­
rungen als wichtiger Bündnispartner in Sachen US-Interven­

tionspolitik in Mittelamerika enviesen. 
Während des Malwinen-Krieges 1982 stand die Diktatur als 
einziges Regime Lateinamerikas offen auf seiten der USA 
und Großbritanniens. Gleichzeitig ist du chile:nische Regime 
neben Südafrika das einzige im Süden Lateinamerikas, das 
bereit ist, den Bestrebungen der USA, einen Südatlantikpakt 
zu griinden, nachzugeben. Ein schnell vollzogener Macht· 
wechsel, so rechnet man in Washington, birgt aber - egal 
wie - die Gefahr in sich, daß eine neue Regierung zu einer 
solchen Politik auf Distanz gehen wird-. 

Reagans Hoffnungen auf eine "apertura" 

Die Hoffnungen der USA richten sich offensichtlich darauf, 
daß man das Regime zu einer .,apenura", zu einer Offnung, 
bewegen kann. die aber den Machterhalt vorerst noch 
sichert, etwa in Anlehnung an das brasilianische Modell. 
In diesem Sinne sind wohl die Gespräche verlaufen, die US­
Botschafter Theberge mit den Vertretern chilenischer Be· 
rufsverbände während des Streikes der Transportunterneh­
mer Ende Juni d.J. geführt hat. Erfolgreich, wie man sieht, 
denn die Transportunternehmer verließen sehr schnell ihre 

ursprünglichen Forderungen nach sofortiger Rückkehr zur 
Demokratie und Freilassung aller inhaftierter Gewerkschaf· 
ter. Sie gaben sich mit der Zusage des Regimes zufrieden, 
man werde einen Teil ihrer Schul<.!en übernehmen. 

Auf den Druck' aus Washington dürften auch einige r.laßnah­
men des Regimes zurückgehen, wie etwa die differem;ierte 
Haltung gegenüber der Opposition. Während linke Gewerk­
schafter, die vor und während der Protesttage verhaftet wur­

den. vom chilenischen Geheimdienst verschleppt, gef.oltert 
und anschließend für mehrere ~Ionate verbannt wurden, 
dürfen Christdemokraten und dem rechten Flügel zuzurech­
nende Oppositionspolitikcr bis jetzt noch mit "freundliche­
rer" Behandlung rechnen. Die drei christdemokratischCIl 
Führer, die vor kunem verhaftet worden waren, wurden 
lediglich 5 Tage in einem öffentlichen Gefangnis festgchal­
Icn, wo sie einem gewissen Schutz durch die öffentliche 
KonlTolle unlerlagen. 

Griindungserklärung 
der Gewerkschaftsallianz CNT 

Am 10. Juni dJ. wurde in Santiag-o die GlÜndungserklärung 
Nationalen Kommandos der Atbeiter (CNT) \'erörrentlichL Die 
CNT in das bislang breitem: Bündnis. 1:U dem sich die größten 
Gewerluchafln'erbände Chiles zusammenfanden. Die Erklärung 
enthält die gemeinsamen Kernforderungen des GewerluchafU\"er­
bandes der Kupferarbeiter (CTC), dcr Nationaltn Gewerl..,~haft .. 
koordination (CNS), dcr Demokrati$<;hen Arbeiterunion (UDT), 
de. Verbandes der Privalangestellten Chile, (CEPCn) und der Ein­
heitsfront der Arbeiter (F1.IT), den:n Führung10rgane das Doku­
ment all" unteneichneten. 

Wir geben den chilenischen Arbeitern und dem Land bekannt, daß 
heute, am 21. Mai, aUe Gewerkschaft5gruppen des Landes überein· 
gekommen sind, ihr Vorgehen zu vereinheitlichen. und sie das 
Nationale Kommando der Arbeiter (CNT) gebildet haben, dessen 
Hauptlicl die Wiederherstellung der Demokratie in unso:rem Land 
und die freie Ausübung der Gewerkso:hafu· und Burgerredl<e ist. 
Die.\.Cs Kommando wird au, Gewerkso:haftsorganisationen gebildet, 
die aUe gesellschaftlichen und produktiven Bereiehe des Landes 
abdecken. Auch werden wir einen engen Kontakt mit allen leben· 
digen Kräften des Landes aufrecht erhalten. 

Die landesweite Protestaktion am 11. Mai ließ die tiefgehelIde Un° 
1:ufriedenheit im Lande über die so:hlimme wirtschaftliche, geso:ll· 
$<;haftiiche, moralische und politische Krise offenkundig werden, 
unter der Chile leidei. Samtliehe Bereiche der Nation protenierten. 
Die Regierung will jedoch die von ihr gemachten Fehler nicht zuge· 
ben und besteht auf dem schon zur Gewohnheit gewordenen Vor­
gehen der Disqualifizierung durch ihren enormen Publikationsappa· 
1<11. Wenn die Situation eine ernsthafte und objektive Analyse er­
forderlich macht, greift das Regime, anstau diese amustellen, zu 
Drohungen, zur Unterdrückung und Verfolgung der Arbeiter und 
Bewohner der Armcnviertel. 
Dem geben sieh auch einige Gewerkschartsflihrer hin, um Sanktio­
nen gegen Arbeiter und Gewerkschafter zu fordern, wodurch sie zu 
unseren 1:ähen lIenkern werden. Sie werden sogar zur internationa· 
len Arbeiterorganisation geschickt, ohne irgendeine Repruentation 
unter den chilenischen Arbeitern zu haben. 
Mit seiner Entstehung solidarisiert sich dieses Kommando mit allen 
verhafteten, verbannten und exilierten Arbeitern und Bewohnern 
von Armensiedlungen sowie mit den Vorsitzenden und den Führern 
der Basis der CTC. die vor Gericht geneIlt werden, weil sie die 
Rechte ihrer Mitglieder vert"idigt haben. Wir solidarisieren uns mit 
Radio Cooperaliva und mit allen Massenmedien, die von der Regie­
rung zensiert werden. Die Regierung muß verstehen, daS uns die 
Arbeitslage und die geseU,chaftliche Wirklichkeit dazu drängen, zu 
protestieren und das, was zu unserem Schaden ist, 
Dieses Kommando repräsentiert fast zu 100% die i der 
organisierten Arbeiter des Landes. Wir glauben auch, die 
aller Arbeitslosen in Chile zu vertrclen, die Opfer einer verfehlten 
Wirtschafupolitik sind, die den Ruin der Industrie und der Produk­
tivität der Nation hervorgerufen hat. 
Wir rufen aLlt nichlOrganisierten chi!eniso:hen Arbeiter auf, sieh 
enger um dieses Kommando zusammenzuschließen, das für ihre 
Interessen wird. 
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In dieses Bild paßt auch die Ankündigung Pinochets, man 
werde durch eine Sonderkommission, in der auch bestimmte 
Oppositionspolitiker mitarbeiten sollen, die Zu lassung von 
niehtmarxistisehen Parteien prüfen lassen. 

Die hektische Eile mit der je tzt die "aperturJ." zumindest 
angekündigt wird, macht deutlich , wie ernst man in Kreisen 
des Regimes die Protestbewegung nimmt. Die Furcht, diese 
Bewegung könnte sich im gleichen Tempo wie bisher radika­
lisieren, ist groß . Die bisher durchgeführten Nationalen I' ro­
tcsttage haben das Regime das Fürchten gelehrt. Sie sind der 
Beweis, daß "viele Chilenen nicht länger das repressive 
Regime von General Augusto "inochet Ugarte ertragen 
kÖnnen"3. 

Sichtbar wurde dies vor allem am 12. Ju li d.J., dem drit ten 

Nationalen Protesttag. Während die Massenmedien geradezu 
ein " Bombardement von Sendungen über die kommunisti­
sche Gefahr und die fehlende Achtung der Menschenrechte 
in l'olcn"4 veranstaltcten, hallten Ch iles Städte trotz Aus­
gangssperre und Prcssezensur wider. von dem Lärm der 
AUlOhupen und Koehtöpfe. 

In lIerminda de La Victoria wie in den andcren Arbeita· 
vierteln der großen Städte, in vielen Universitäten wurden 
D"monstrationen währt'nd der Ausgangssperre durchgeführt, 
Barrikaden errichtet. Molotow-Cocktails gegen die ein­
rückenden l'olizeikräfte geworfen. Augenzeugen bcrichten, 
<.bß in Arbdtervierteln S'Ultiagos lange vor dem I:. inrücken 
der I'olizei Barrikaden errichtet wurden, so daß es ihr nicht 
gelang, in die Viertel vorzudringen. 
Daß es dcr Diktatur trot:.: der angekündigtcn und durchge­
fUhrtcn Repression ~ zwei junge Frauen wurden ermordet, 
mehrere Menschen verletzt und 2.000 verhaftc t ,nicht ge. 
lungen ist, den i\'ationalcn I' rotesltag auf ein :-' Iin imum zu 
beschränken. bedeutete fiir das Regime einc schwere Nieder­
lage. 
Am vierten Nationakn I'rotcsllag, dem 11. August d.J .. hat 
sich der Starkel:uwachs des Massenwidcrstands bestätigt. 
Das Aufgebot von 18.000 Armee- und Polizeikräften a llein 
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in Santiago und deren verschärfter Gewalteinsatz, der nach 
ersten Meldungen 10 Tote, über 30 Verletzte und 500 Ver­
haftete in der H aupts~adt forderte, zeigt zugleich, daß das 
Pinochct-Regime sich des Ernstes seiner Lage bewußt is t. 
Besondere Unruhe hat vor allem die Tatsache ausgelöst, daß 
die Losung der Kommunistischen Partei (I'CC), sich mit den 
verschiedensten Mitteln gegen diese Diktatur zur Wehr zu 
setzen, auf immer größeren Widerhall in der Arbeiterbewe­
gung stößt. 

Trotz einer differenzierten Linie gegenüber der Opposition 
ist es dem Regime auch nicht gelungen, die sich fonnierende 
Einheit dcr Gewerkschaftsbewegung wieder zu spalten. Das 
Nationale Kommando der Arbeiter (CNT, gegründet im Mai 
1983) repräsentiert die gesamte politische Breite der chileni­
schen Arbeiterbewegung (siehe nebenstehende CNT·Griln­
dungserklärung). Daß das CNT an der Spitze der Protest­
bewegung steht - von ihm gingen die Aufrufe zu den Natio­
nalen I' rotesttagen aus - und seine Einheit eine Garantie 
daHir ist, daß die Forderungen der chilenischen Bevölkerung 
zum Tragen kommen, bedeutet Hir das Regime nicht nur, 
daß ihm ein Strich durch die Rechnung der allmählichen 
Öffnung gemacht wird. 
Der Sturz der Diktatur ist das einigende Ziel der gesamten 
Opposition. Von einer Einheit aller antidiktatorischen 
Kräfte bnn trotzdem nicht die Rede sein. Offensichtlich 
wird jetzt darum gerungen, wer als die stärkere Kraft aus 
dem Kampf hervorgeht. 

Ringen um die Spitze der Protestbewegung 

Nur so sind die Worte des Vorsitzenden der Christdemokra­
tischen Partei (I' DC), Gabricl Valdes, zu verstehen, daß Chi­
le heute einem Vulkan gleiche. "Bis jetzt ist dieser Vulkan 
noch nicht ausgebrochen, aber er brodelt bereits. Wer das 
nich t hört, ist taub, und wer das nicht sieht, ist blind. Die 
Bevölkerung zeigt ihre Ablehnung. In kurzer Zeit könnte sie 
dies in gewalttätiger Form tun. Wir haben berei ts seit ein iger 
Zeit gesagt, daß man zur rechten Zeit Veränderungen vor­
nehmen muß. sonst werden sie e rzwungen,"5 
Äh nlich warnte auch der dem rechten Flügel angehörende 
ch ristdemokratische Präsident des Oppositionsbündnisses 
PRO DEN (Projekt der Nationalen Entwicklung, gegTÜndet 
Ende 1982), J orge Lavanderos, davor, daß, falls nich t recht­
zei t ig Maßnahmen ergri ffen würden, d ie Lage in Chile "ex· 
plodieren und unweigerlich ein anderes Nikaragua hervor­
ru fen wir<I',6 
In diesem Zusammenhang sind auch die verstärkten Bemü­
hungen der Ch ristdemokraten zu verstehen, sich an die 
Spitze dcr Oppositionsbewegung zu stellen. Dabei setzt die 



PDC auf eine Einigung mit Teilen der rechten Nationalen 
Partei und Teilen der Linken, unter Ausschluß der Kom­
munisten und der Bewegung der Revolutionären Linken 
(M IR). 

Durch die Schaffung der Bündnisse PRODEN, in dem sich 
vor allem die Rechte sammelt, und "Demokratisches Mani­
fest", von der Presse als Multipartidaria (gegründet im März 
1983) bezeichnet, in der auch Vertreter der Radikalen Par­
tei und der Sozialisten mitmachen, sind sie diesem Ziel 
nähergekommen. 7 Zwar hat die Radikale Partei die Auf­
nahme der Kommunisten in das "Demokratische Manifest" 
gefordert. Dies jedoch scheiterte bisher am Widerstand der 
PDC. 

Zwei Alternativen der Opposition 

Am 3. August d.J. forderte der sozialdemokratische PRO­
DEN-Generalsekretär Diego Portales in Santiago erstmals 
offen den Rücktritt des Präsidenten Pinochet. Am 6. August 
d.J. gab PDC-Präsident Gabriel Valdes die Konstituierung 
einer Demokratischen Allianz bekannt, die in etwa das 
Spektrum der Multipartidaria umfaßt und gleichfalls den 
Abtritt des Diktators verlangt. 
G. Valdes wies auf einem Meeting in Santiago das "Dialog"­
Angebot und die Einladung Pinochets an gemäßigte Opposi­
tionsführer, sie könnten sich an einem von ihm eingesetzten 
Staatsrat heteiligen, zuriick. S tattdessen fordert d ie Demo­
kratische Allianz Pinochets Ablösung durch eine von ihr ge­
tragene provisorische Obergangsregierung, die rur 18 Monate 
die Staatsgeschäfte in die Hand nehmen und eine Volksab­
stimmung rur eine Nationalversammlung vorhereiten soll. 
Diese hätte eine neue, demokratische Verfassung zu erarbei-

ten. Danach könnten allgemeine Wahlen über d·ie Zukunft 
Chiles enucheiden.8 

Nach außen hin scheint die Situation der chilenischen Oppo· 
sition weiterhin verworren. Im Grunde aber gibt es unter 
den gegenwärtigen Bedingungen "zwei Alternativen", 
schreibt Principios, das im Untergrund erscheinende theore­
tische Organ der Kommunisten: "eine volksdemokrati!che 
u~d eine bürgerlich-demokratische". 
Während die erste Alernative vor allem durch die Christ­
demokratie und ihre Bündnispartner der Nationalen Partei 
und deren Abspaltungen repräsentiert wird, stehen rur die 
andere Alternative die PCC, d ie MIR, Teile der Radikalen 
Partei ~nd die Sozialistische I)artei unter ihfCm Vorsitzen­
den Clodomiro Almeyda. 

Die "erste" Alternative, so schfCibt Principios weiter, "kann 
keine Lösung rur die schweren Probleme des Volkes darstel­
len. Sie wird nicht in der Lage sein, die materielle und insti­
tutionelle Basis des Faschismus tiefgreifend zu beseitigen 
und die demokratischen ökonom ischen und politischen For­
derungen des Volke~ zu beantworten. Eine Alternative die­
ses Typs wäre eine Versöhnung zwischen der bürgerlichen 
Demokratie mit dem Finanzkapital und der imperialisti­
schen Macht. Diese Allianz wäre offensichtlich instab il. 
Nach nur kurzer Zeit würde die Klein- und Mindbourgeoisie 
wegen der Macht des Monopol- und Finanzkapitals ent­
täuscht sein." 
Als Lösung schlägt die PCC eine demokratische Volksregie­
rung "unter Beteiligung aller Kräfte, die rur den Sturz der 
faschistischen Diktatur gekämpft haben und in der die Ar­
beiterklasse die entscheidende Kraft darstellt" vor.9 

Daß es noch die Alternative gäbe, daß Pinochet sich an der 
Macht hält, davon scheint in Chile niemand meh r auszuge­
hen. 
Ob es letztlich gelingen wird, eine von allen antifaschisti· 
sehen Kräften getragene Regierung durchzusetzen, wird von 
der Einheit der Arbeiterklasse und der Linken abhängen. 
Klar aber ist bereits jetzt, daß der Sturz Pinochets durch den 
Kampf der Bevölkerung durchgesetzt werden wird. Das ist 
der Grund dafti r, warum sich die chilenische Christdemokra­
tie und die offene Rechte hinter die Protestbewegung stellen 
müssen. Das läßt so oder so rur die Zukunft hoffen. 
Anmerkungen: 
1) Intemationallkrald Tribune (IUT), Paris/Zürich, 1 1.7.1983 
2) Lalln America Week!y Reporl (LAWR), London, 23.7.1983 
3) Time, New Vork, 25.7.1983 
4) EI Pais, Madrid, 23.6.1983 
5) Hoy, Santiago, 1.·7.6.1983 
6) LAWR,8.7.1983 
7) Zu den neuen Oppositiorubündnlsscn und den wirtschaftlich­

sozialen Ursachen der Krise des Regimes siehe: AlB 7·8/1983, S. 
56-59 

8) Nach: Lc Monde, Paris, 5.8.1983; EI Pais, 8.8.1983 und IHT, 
8.8.1983 

9) Hoy,Santiago,IL-17.5.1983 
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Sichtweisen der chilenischen Linken 
Mit dem stürmischen Aufschwung des Massenwiderstandes gegen die Pinochet-Diktatur im Sommer d.J. entstand eine neue 
Lage in Chile, sieht sich die Oppositionsbewegung zur Suche nach neuen Wegen und Antworten herausgefordert. Wir haben 
aktuelle Antworten von Fiihrungspersönlichkeiten chilenischer Linksparte ien und des Gewerkschaftsführers Hector Cuevas, 
Präsident der Bauarbeiterkonföderation und Leilungsmitglied der Nationalen Gewerkschaltskoordination (eNS), zusammenge­
stell!. Unter der Parteiprominenz finden sich Ansebno Sule, Generalsekretär der Radikalen Partei und Vizcpräsident der 
Sozial istischen Internationale, die Generalsekretäre der Sozialistischen und Kommunistischen Partei, Clodomiro Almeyda und 
Luis Corvalan, das Mitgl ied des Zentralkomitees der Bewegung der Revolutionären Linken (MIR), Gladys Diaz, sowie Oscar 
Garrelon, Generalsekretär der Bewegung der Einheitlichen Volksaktion (MAPU). 

1. Zur Lage des Pinochet·Regimes 
A. SULE: Die Protesttage vom 11. Mai u"d 14. Juni dJ. sowi.. die 
Aktionen dieser Tage haben das ch~eni'che Regime gezwungen, eine 
größere Beteiligung der Bürger 'tu venprecht'n und der Lage einiger 
E1<ilierter mehr Aufmerksamktit zu schcnken. Selbst die Anhänger 
der Diktatur haben ihr geraten, dic "Lage entsprechend der neuen 
Realität zu klären". Denn es ist unübersehbar, daß sie selbst den 
Kredit unter den ,,,enigen Gruppen verspielt hat, die sie anfanglieh 
unterstützten, und daß ~ie sich harten Anacken gegenübersieht. 

C. ALMEVOA: Ich glaube, daß die Ereignisse, die unser Land in den 
letzten Monat<:n erlebt hat, auf einen Wandel der allgemeinen Situa· 
tion des Landes hindeuten. Er ist dadurch gekennzeichnet, daß die 
demokratisch<: und Volksopposition die Initiative ergreift, daß die 
Regierung sozial und politisch immer mehr in die Isolation gerät und 
daß das Volk und die Massen tine Protagonistenrolle im Kampf üb<:r­
nehmen. War d<:r Widerstandskampf fruher mehr auf die bewußtesten 
politischen Kräft<: koru:elllriert, so tut dies jctn das gesamte Volk, 
das antcltitet wird durch di.. Gewerkschaftsftihrungen. 
Dies<: haben es geschafft, sich in einem Gewukschaftskommando der 
Arbeiter zu einigen, das jetzt nicht mehr ausschließlich ~oziale Ford"" 
rungen erhebt, sondern au<:h die konkrete forderung na<:h dem Stun 
dd Regimes, nach dem Rücktritt Pinochets, nach der Rückkehr 'tur 
D<:mokr.die ~Ibst. Dies ist nun nicht mehr nUr eine Forderung der 
politischen Führung.:=n. sondern eine allgem<:ine und tiefgreifende 
Forderung des garuen Volkes, was die Situation Dilles gegenüber den 
Vormonaten qualitativ veriinderl. 
Dies markiert den Anfang des Endes von Pinochet. Er hat kinen 
Rück1.ug angetreten. Was heißt dies? Daß nur noch .... enig fehlt, daß 
wir am Vorabend des Zusammenbruchs des Regimes stehen. 
Die Regierung setu auf die UntcfJ;tütJ.ung durch dil· Arml"C, die sich 
du",h di<: Unter.tüttung des Heere', der Marine und cn Luft .... affe 
mit Rückendeckung des US·lmpc.ialismus vollziehen soll, was heißt, 
daß imm,·r no<:h eine Strede zurikk'tulcgen ist. Aber auf dieser 
Streckc werdcn da~ Volk und ~cinc Organisationen die Hauptrolle 
spielen. 

L. CORVALAN: Das JahfLehnt der Pinochet·Herrsehdft ist dll.S dun· 
kelst,· Kapitel in d<:r Geschichte Chiles. Niemals zuvor hat das Land 
ein<: so lan!!,' und brutale Diktatur erliltcn. Niemals zuvor gab eS eine 
solch grausame Regierung .... ie die\<.·, die s<>"icl Gewalt angew<:lldl·t 
und so viele Verbrt:lhen begangen hlÜte. 
D ... lhilenisd,,;" Volk crhebt sich gegen die Tyrannei. Dc. Kampf ist 
in ,·int: neu,· Ph .. s<: g,·tr"ten, fur di,· die Beteilixung von Milliont:n 
Mt·nslhen, e;n,· starke Bcteiligu,Ijo: d,·. Arbeiterklasse und die Kampf. 
bcn·itschaft charakteristiSCh ist. 
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Pinoch"t behauptete, daß hinter allem die Kommunistische Partei 
steckt. Aber dahinter steckt die Uru:ufriedenbeit, der Kampf um das 
Recht von Millionen Hungernden und Arbeitslosen zu überleben, die 
heilige Sehnsucht nach Freiheit. 
Das Volk hat Tausende von Formen des Protestes gefunden. Die 
Verschiedenheit der Kampffonnen erleiChtert die Teilnahme der ver· 
sehiedensten Sektoren. Der Rücktritt Pinochets ist das große eini· 
gende Ziel. Jede so'tiale Gruppe, die von der kriminellen Repression 
und von der verheerenden Wirtschaftspolitik des Regimes betroff~n 
ist, begreift mit großer Klarheit, wie dringlich es ist, dieses Ziel 'tu 
erreichen, um den Weg für eine Lösung der Probleme zu öffnen. 

Seine Anhanger, die jeden Tag weniger werden, fordun angesichts 
der Aussichtslosigkeit seiner Lage von ihm Maßnahmen der Öffnung, 
aber er versehließt sich, womit er sich jeden Tag mehr isoliert und 
sein eigenes Grab gräbt. 
Die ElTichtung eines demokratischen Regimes ist zu einer Forderung 
der gesamten Bevölkerung geworden. Das beste wäre, wenn die 
Streitkräfte dies re<.:htzeitig begreifen würden. 

G. DlAZ: Wir sind Zeugen der wichtigsten Ereignisse in Chile in 
diesen 10 Jahren Diktatur. Oie Oberausbeutung der breiten Schich· 
ten der Bevölkerung, die fehlende freiheit in jeder Hinsicht und die 
brutalste Repn:ssion eines autoritän:n MilitälTegimes, das das Land 
im Kommandostil eines Bdehlshabers des Heeres 10 Jahn: Ia.ng "ge. 
fo.ihn" hat, hat die Bildung einer Opp05itionsbewegong der breiten 
Mehrheit ausgdön, di.. heute auf den Slraßen Chilu spürbar wird, in 
den Fabriken, Elendsvierteln, Schulen, unter Anwendung der unter· 
schiedlichsten Kampfformen. 
Was in unserem Lande gegenwärtig geschieht, ist nicht die spontane 
Explosion des Volkes, d<:m der Geduldsfaden endgiiltig gerissen i51. 
Im Gegenteil, es ist die Ernte, die Frucht einer nillen Arbeit im 
Untergrund, im halblc:g-.Ilcn und in den verblit:bcnen Iegalc:n Räumen. 
Einer Arbeit, die die Un'tufriedenheit aufnahm, organisierte und 
kanalisiene, die .'orderungen auf den Nenn<:r br.lchte und den 
Kampf vorbereitete, ausgehend von den am meisten fortgeschrine· 
nen und bc:wu6ten Sekloren der Volksbewegung bis hin 'tu den 
Mobilisicrungeu der Gesarntheit der Bevölkerung, die von der helT· 
schendeu KJass<: in wirtschaftlicher, 50zialc:r und politischer Himicht 
unterdrückt und in Mitlc:idenschaft gezogen wird. 
In diesen AUKrnblicken treffen die Interesscn der Ausgebeutelen, der 
Arbdter, der Arbeitslosen, der Studenten, der Landarbeiter, der 
.·raUell und der Christen mit denen der Mittclschichten und sogar 
von 'l"wisS<:n Fraktionen der Bou'lleoisie zusammen, die ebenfalls 
von dem Wiruchaftsmodcll betroffen sind, welches nur eine einzige 



Minderheit begiinJtigt und topr diejeni8en ruiniert, die es einmal 
eingesetzt haben. 
Sie alle erheben einstimmi8 den Schrei: Weg mit Pinochet! Sie alle 
hoUen dar'oluf, daß sieh ein Weg öffnet hin zu der 10 e~hnten Frei· 
heit und lkmokratie, die uns in diesem 10 Jahre währenden dunklen 
und dramatischen Ablchnill der chilenischen Geschichte verwehrt 
worden sind. Die Antwort d" Diktators ist bis zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt gekennzeichnet durch Innexibilität und die Fortführung 
der Linie der anhaltenden und permanenten Repression. 

2. Zur demokratischen Alternative 
A. S ULE: D,ese .og. Offnurl8, die der Dik"tor gnädigerweise mit der 
größen:n Bürg":'rbeteiligung "enpricht, kann nicht akzeptiert ..... erden. 
Wir können um auch nicht dem pJcudodemokrauschen Plan 1Ul­
schlidkn, den bestimmte Kre,SC der nord.amerikanischen Wiruchafu­
macht vorschlagen, um in Absprache mit den Militiß einen Aus ..... eg 
zu suchen, der einige politische Tendenzen mit einschließen soll. Die 
w:Ahn:n demokratiJehen Krifte müucn dafür kimpfen, daß dem Volk 
alle seine Rechte zuruckgeleben werden, die ihm per Verbot genom· 
men wurden. 
Wenn wir von Demokratie reden, memen wir die a llumfassende 
Demokratie, die politilche, die ökonomische und die S<nille Demo­
kratie. Sie kann nur dureh die breitene Reteiligung dei Volkes unter 
Beriickl ichtigung K'inel in Fn:iheit ausgedruckten Willem errichtet 
werden. Diese Demokratie wollen uns dieJenillen ~erweigern, die da.s 
tranmatione!.: Ilefnchafumodell vertreten. 
Deshalb haben wir aUe Parteien und Massenorganisationen unlertl 
Landel aufgerufen, gemeinsam einen RasiskolUens zu suchen, der 
niemanden bevorzugt, der zum Stun der Diktatur ruhrt, dtr dem 
Volk seine Souveränitiit zunickgibl. Denn nur das Volk kann übtr 
seine Zukunft tntscheiden. Dieser Konsclls muß alle Parteien, alk 
Basisorganisationen einschli~ßen, die die Pinochet·Diktatur bekämp­
fen, ohnt jegliche Ausnahme. Niemand besitzt die politische odtr 
moralilche Autoriuit, um der einen oder andertn politischen oder 
sozialen Gruppierung das Recht zu \'crwcigern :;ich an der Wiedercr­
richtung der Demokratie zu beteiligen. 
G. DlAZ: Bei den Protesten, den Stn:iks, den Demonstrationen, die 
hCllte in Chile durchgcfUhrt werden, auf den Straßen, in den Städten, 
in dtn Bergwerken und auf dem u.nde kann man zwei Fo""?en der 
Opposition unter.chtiden, die zwei unterschiedlichen polil15chen 
Projekten en"pr~hen. 
Auf der tineIl Seite in die bürxcr!iche OPPO$ilion, die eine politiKhe 
Alternati"e bereithilit, die man ab ncolibcral bezeichnen könnte und 
dit inhaltlich einen Sozialpakt der Klasw:nver5Öhnung \'orschlägt, 
welcher Sektoren ~on der monupolistischen Bourxcoisie bis hin zU 
Ttilen der Volkl bewegung umfaßt, wall dne beabsichtigte Sp.altung 
der Linken beinhalte!. DitkS Oppoiitioruprojckt unter VorhtIT­
schaft der Bou~oilie reflektiert in dielen Tagen auf Verhandlungen 
mit der Regieren!! ulld lucht einen AuswCS aus der wirtschafllic?en, 
sozialen und politISchen Kriie' des Lande., lUdem eme breite Allianz 
dtr Klassen hergcsltllt werden 1011. Glekhzeitig solkn Ablnderungen 
am gcgenwMtigen WiniChafumooeU vorgenommen ... erden, del'Ke­
nall daß eine Wiederbelebung dtl auf den nationalen und Auslands­
markt orientierten Produktionsapparah erreicht wurde. 
Das andere Projekt, die "olksdemokratischt n:~olutiolljjre Alternative 
wird zum Ausdruck gebracht dunch di<- stei!ol<'nde Mobilisierung der 
Arbeiterkla,U., und der Armen d ... , L.lI1de' und d ... r Städt." der lohn· 
abhängigen und \)esiuenden Klcinboul'K"oisi<-, d"ren gemeinsamt' In· 
t ... re$~n eine Tcnd ... nz zum unabhängiJ!r.·n und dt'mokratischen und 
offensiwn Kampf hef\'orrufen und ~uf tiefgreifendt' Umwälzungen 
demokr'dtischer und POPUUrcT Art in WirUthaft, Staat und Geso.:U­
schaft drängen. 
Wit unterKhdden sich im M"m"nt. im Kampf, in d.,r konkreten 
ProteUbe"ev;ungdiest beiden Alternati~en? 

Dit ente, die burgtrlicht OppO'l'ition, ruft zu fritdlichen Protest­
kundgebungtn auf und ~eßucht, Kräftt zu sammtln, um eine bessen: 
Verhandlungsbasil zu haben. Sie urebt einen Sozialpakt an und lelt 
Schritte des Einventändnissel mit deh Streitkriiften und der Gesamt­
heit der Bourgeoisie fClt. 

Die 7.weite, dit volksdemokratische Alternative hat ihren Ausdruck 
auf den Straßen gefunden mit friedlichen, offensiven und auf einen 
radikalen Bruch zielenden Aktionen; durch Bekundungcn zi~ilen Ge­
horsams, dureh Barrikadtn, Selbstvtrteidigungsmilizen, Sabotageakte 
_ mit eintm Wort, unter Anwendung aller Formen des Kampfts. 
Wir lind damit tinvernanden, daß es heute außtrordtntlich wichtig 
ist, eine breite, die brelteltmögliche sozialt Bewegung zu bilden, die 
lich erhebt und k~mpfl, 10, wie iie will und so, wie sie kann, um den 
Stun Pinocheu herbeizufiihn:n. Wir sind auch einverstanden damit, 
daß wir die Demokratit nur erobern werden auf der GrundlagI' einer 
breiten tozialen und politischen Mobihslerung, die es schafft, dali 
ga.~e Volk hinter sich zu bringen. Aber die große Frage, die .... ir aUen 
Oppo:silionelkn heute 11,1 stellen wagen, lautet: Verstehen wir denn 
alle dasselbe unter Demokra.tie? 
Odtr anden herum: Wenn .... Ir, alle, die in dtr Opposition sind, ~on 
Demokratie sprechen, haben wir dann In enter und wichtipttr Linie 
die Arbeiter im Kopf, die [.andarbtiter. die Frauen, die Olrillen der 
Ban"gcmeinden, die Mapuchcs, die Arbeitslosen, die Elendsviertel· 
bewohner, die Ki.tnnler, die Studenttn, die Kleineigentiimer? D,e 
chilenische unkt liteht heute ~or einer gigantischen Htrauslordc­
rurlg, emer hi.llorischtn VerantwortunI, liber die jetzigen und kom­
menden Oenerationen Rede und Ant .... ort verlangen werden. Ent­
wcd ... r s;ammcln wir Krafte, damit wir als Rattensch"'anz an ein 
bürgcrlichei Projekt dra~hangt werden, das nicht in der Lage ist, 1U 
ciner politischen Stabilitill zu gelangen; gc"nau auf~nd des. Aus­
maße' der Krise, in die dl(' DIktatur unser Und gestunt hat,.wlTd es 
keint positive Antwort finden auf die elementaren Forderungtn un' 
seres Volku und Unierts Proletariatl. 
Oder aber wir ven:inen uns. koordinier~n uns auf der GIlIßdiage <,ines 
Programms, möge el auch noch so einfach und grundleg~nd sein, und 
manchieren 101 :luf ein.,m autonomen, ul'I3bhangigen Weg. 

Es ist in Ordnulli, kampfen wir alle zusammen - mit wtm :luch 
immer, um endlich Pinochet zu beseitigen. Aber sammeln wir "'eiter 
K.riI.ftc und drucken .... ir dem Wideßtandskampf in seiner Ausdeh· 
nUrl8 und Tief .. d.,n Stempel der untcrdnickten KIassc auf. Lanen 
wir uni dureh pkudodemokratilche Öffnungen nicht tauschen, die 
nicht nur versuchen, die Linke 11:1,1 spalten, sondern dartibn- hül.auS 
~oniberlehend als Trampolin dienen kÖMen für erneute militärische 
und autoritiire FcldzÜ!l'" I<'len das Volk, d;'" uns wIeder in eine Uog<' 
bringen können, in d ... r lich "or Ohnmacht unsen: Henen zusammen­
knlmpfell. 
L. CORVALAN: Vom klben Augenblick an, da die faschistoche 
Tyrannei dic Molcht libernomm ... n halte, mußte sie sich mit der Oppo­
sition der fortleschritterulen Sektoren d ... r Gc",llschaft au~in.mder­
S('uen, die von den Parteien der Linken prilscntiert wird. Zur Oppo­
sition der Linken kam spiiter d;'" Opposition des politischen Zen­
trums. In ktzter Zeit ma~hte Sich auch die Opposition d<'r Rechten 
bemerkbar. 
Die Kommu,usti"h .. Partti IIChlagt deshalb eine Ven:inbarung z"i· 
IChen alle oppo.itionellen Kraftcll der Unken, des Zcnlrums und der 
Rechten vor. Nur di ... Einh"it und der gemcinsoame Kampf aller oppo· 
,i\ioncllell Kräfte kann die Tyrnnnei stulZm. Andernfalls wird dIe 
Tyrannei die Vcrwüllung umeres u.nd." fortklen. 

3. Zur Frage der Gewalt 
H.CUEVAS: Wir mlinclI ",hell, daS in Chile ein G"waltregime 
herrscht, und zw"'- ein G<.: ... ·altr ... gime, U..s . .Jk Schichten. ~lIe Mell­
slhen in Chik unterdrü<.:kt und d~ß C$ die Regicrunl\, d:d RegIme 
Pinochcu ist, das die: wahre Gewalt H·rinn ... Tlicht hat. Und <OS b~nutzt 
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diese Gewalt als eine institutionalisierte Gewalt. 
Aus die~em Grund ist der Kampf de r Arbei ter in Chile iiußent 
schwierig, dies muß man ganz klar sehen. Tro tzdem haben die Arbei­
ler die Angst vor dem Regime immer mehr verloren. Aber noch 
einmal ganz deullich, es.st das Regime Pinochets, das Gewalt anwen· 
det. nicht das Volk oder die Arbeiter. Von daher sind für uns alle 
Mittel legal und legitim, die irgendwie zum Sturz der Diktatur beitra­
gen können, wobei wir sehen müssen, daß die gesamte Palette der 
Maßnahmen und Aktionen, die zum StUIZ der Diktatur f\ihn:n 
können, wertvoll und wichtig sind. Sie sind wichtig, um den Sturz 
des Regimes zu beschleunigen. 

O. GA RRETON: Ich möchte eine Anekdote e!"lahlen, um das Pro­
blem der Gewalt zu erlliulern. 
Am 14. Juni dJ. ist eine Gruppe von Jugendlichen und Eltern 'l:um 
Berg Crinobal in Santiago gegangen, um da Töpfe zu schlagen. Es 
war eine ganz friedliche Demonstration. Dann kamen Polizei­
Patrouillen vorbei, sind ausgestiegen, haben die Waffen gezogen und 
sie auf d ie friedlichen Demonstranten gerichtet. Nach 5 Minuten 
mußten sie aber abziehen, weil iiberall Töpfe geschlagen wurden. 
Die, die da Töpfe geschlagen haben, sind dann auf die 511' .. ße gegan· 
gen, haben einen Lichtman umgestiirzt und eine Barrikade daraus 
aufgebaut. Der Entschluß, Barrikaden zu errichten, kommt nicht von 
irgendwe\chc:n Bösen oder Spezialcinhciten, die sich das vorgenom­
men haben, sandern das i!il die Form, in der ein angegriffenes Volk 
antwortet_ In Chile ist die Diktatur nicht nur fur die eigene Gewalt 
verantwortlich, also fi.ir die Gewalt, die sie ausubt, sondern auch fi.ir 
die Gewalt, die sie als Antwort vom angegriffenen Volk erhält. 
Wir glauben nicht, daß die Gewalt der Zauberstab dC$ KampfC$ ist. 
Wir sind aber der Meinung, daß man alle Formen des Kampfes, die 
das Volk anwendet, respektieren und sie annehmen und unterstützen 
muß. Man muß verstehen, daß es nicht nur der gewaltsame Kampf 
einer Avantgarde in, welcher die Diktatur stürzen wird, sondern der 
offensive Kampf eines ganzen Volkcs. 
L. COR VALAN: Wie eS der Inlerimspriisident der Konföderation der 
B~uarbeiter, Sergio Troneoso, gesagt hat: "Man kann nicht erwarten, 
daß das Volk die andere Backe hinhält." Das Volk hat das Recht. 
sich damit 'Zu ~erteidi~n, was es 'Zur Verfügung haI. In den Armen­
vierteln gibt es die Entscheidung, sich entschlossen den neuen Einsät­
z~n , wie sie in La ViCloria und Nueva Lcgua am 14. Mai dJ. durch­
gefUhrt wurden, entgegenzustellen. 
Wer könnte sagen, daß dies nicht eine legitime Haltung ist. Nur 
kämpfend kann man die Barbarei noppen. Das Volk sagt mit Recht: 
"Nur der Kampf wird uns den Sieg bringen." 
In der gesamten Geschichte Chiles hat es niemals ein Regime gege­
ben, das eine solche breite Ablehnung wie dic$Cs erfahfl:n hätte. Die 
Kommunisten, das ist klar, beteiligen sich an dem Kampf. Es wäre: 
unverantwortlich, würden sie es nicht tun. :\1chr noch, sie waren die 
ersten und Sind überall. Das haben in 5antiago vOr kurzem auslän­
dische J ournalisten gesagt. Warum soUten sie eS verneinen? Das 
machen auch die Sozialisten, die Christdemokraten. die Radikalen, 
die Nationalpartei und alle politischen Parteien. 

Vor d",i J ahren hat die Kommuniuische Partei die Forderung nach 
dcm Recht des Volkes, gegell die Tyr.tnnei zu rebeilieT!:n, aufgestellt. 
Sie tat dies, übe!"leugt davon, daß der Weg Zu jeglicher Demok.rati· 
sierung verschlossen ist und daß nur das Volk ihn wieder öffnen 
kanll; daß eS nur dun::h die entschlossenen und \'erschiedenartigsten 
Aktionen des Volkes möglich $Cill wird, mit dem Faschismus Schluß 
'l:U machen. Die Tatsachen geben ihr Recht, und darauf muß man 
sich stützen. 
Es ist der Gipfel, daß ausgerechnet Pinochet von Vandalismus und 
Gewalt spricht. Und es ist bedauerlich, daß einigt Oppositionelle ihm 
in dieSer Linie folgen. 
Nichtsdestotrotz wird die Bewegung vOl"wärtsgehen. Sie kann Nieder· 
lagen und momentane Rückschläge erleiden, aber niemand und 
nichts wird si<: aufhalten, nicht die Verhaftungsbefehle vor allem 
gegen Kommunjsten, die vom Inncnminister her .. usgegeben wurden, 
nicht die Machenschaften der US·Botschaft, nicht aus Ausfalle des 
faschisti!K:hen Diktators. 
Das chiknische Volk hat die große Schlacht um die Demokratie 
begolllll'n. und diese Schl .. eht kann nur mit dem Sieg enden. 
C. ALMEYDA: Ich glaube, daß der friedliche "Widerstand nicht auS­
reicht, um d;" Reginung \ibernehmen zu können. Ich glaube, daß der 
zivik UngehorHm und dn friedliche Widerstand Etappen in der Em­
wicklung des Kampfes sind, die nicht wegcn d~ Volkes, sondern auf 
alleinige Verantwortung da Reg;"run~ immer schärfere und konnikt· 
rc:ichere Formen annehmen mÜSSen. Und das Volk. 5<:lbst, die Praxis 
sucht.und entwick.e1t di"5<: Formen. 
Es ist nicht Folge eines .. k .. demischen Problems, daß man daniber 
diskutiert, welcht·s Kampfmii\c1 man anwendet und wdches nicht. 
Es ist eine unabdingbare Notwendi8keit des Kampfes selbst, di" das 
Volk bewegen wird, all jeu<: Initiativen im Kampf und .. ll jene 
Kaml'fmittd zu ergreifen, die ihm kgitim s<:hdnen, um der Gewalt 
d<:s faschistisch.,n Regimes zu begegnen. 
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Gespräch mit Magdalena Navarrete 

Das Verschwundenenproblem ist nicht passe 
Da5 Problem der Vcrn:hwundcncn ;5t seit Mitte der 70er Jahre in 
der chilenischen und intcmationalcn Öffcntlichlr.tit gegcnwartig. 
Darur sorgten einmal die Untersuchungen des SolidaritiUvikariau 
der Kalholiso,:h"n Kir.,,,", Ch iLes, da. 860 Fälle \Ion Verscliwundenen 
"olblindig dokument;,,"c. Noch &pekta.lr.uliiru waren dU, Aktionen 
der All8chörigcn der Verschwundenen, die .teit 1977/78 mit Hun­
gerstreiks, DemonUrationen .uw. die AufUänu>g dei Schicksals je­
deI cmzcJncn der insgesamt etwa 2.500 Verschwundenen ro rde .... 
ten. 
Die Vereinigung der Angehörigen der Verschwundenen cnbund 
zunächst in Sanliago und wurde 1979 auf du ganze Land ausgewei­
let. Eine ihn:r Rcpr.i.scnlltntinncn, Magdakna Na\'arrclc. ,tand auf 
einer Prcuckonfcn:nz in Münucr Rede und Antwort. 

FRAGE: Frau Na"arrctc, Sie tragen ein Foto auf der Brust. Ver­
mutlich handelt es sich um einen Verschwundenen am ihrer Fami­
lie oder Verwandschafi ... 
M. NA VARRETE: Ja, es handelt sich um meinen verschwundenen 
Sohn. Er wurde am 17. November 1974 verhaftet durch die dama· 
lige DINA, heute genannt CN1, den chilenischen Geheimdienst, und 
zwar ganz konkret durch Oswaldo Roma.. Der Name meines Jungen 
ist Sergio Reyes Navarrele. 
Oie Vereinigung der Familienangehörigen der Verhaftet-Ver­
schwundenen versucht heUle in ihrem Kampf eine klare Antwort 
der Regierung zu unserem Problem zu erreichen. 
Wir haben bisher noch keine Antwort durch das Regime erhalten. 
Die einzige Antwort, die wir bislang erhielten, waren Lonquen und 
«;:uesta Barriga. Das waren jene Mas~ngräber, die man (Ende 1978; 
d. Red.) gefunden hat. 

FRAGE: Wie groß ist die Zahl der FäLLe von Verschwundenen, mit 
denen sich ihre Vereinigung beschäftigt? 
M. NAVARRETE: Unsere Büros in Santiago. Valdivia, Concepeion, 
Valparaiso und Temuco befassen sich konkret mit 741 Fällen, die 
unJere Organisation genau registriert hat, mit Zeugenaussagen. mit 
Familienangehörigen, die dabinterstehen. 

FRAGE: Haben sich Ihre Erfolgsaussichten im Zuge der Massen­
proteste der vergangenen Monate nicht erheblich verbessert? 
M. NAVARRETE: Insofern schon. als das Regime deneit in Chile 
keine Menschen mehr \'encbwinden laßt. Sie erschießen die l..cute 
gleich oder verhaften sie mdu in brutaler Manier. 
FRAGE: Aber hinsichtlich der Aufklärung ihrer Verschwundenen­
schicksale kann man nicht von einer Veränderung sprechen? 
M. NAVARRETE: Doch, den Ansatz einer Veränderung gibt es. 
Eine kleine Hoffnung ist rur uns entstanden dun:::h die Ernennung 
eines neuen Vorsitzenden des chilenischen Obersten Gerichtshofes 
(Rafacl Retamals im Mai dJ.: d. Red.). Wir haben zweimal Gele­
genheit gehabt, mit ihm zu diskutieren, und er hat sich offen ge' 
zeigt rur unser Problem. Er hat sicb offen gezeigt gegenüber uns<:­
rem Anliegen, die Wahrheit nach und nach auf<:udecken. 
Ich hatte vor 2 oder" Tagen zum let2:tenmal Gelegenheit, mit ihm 
zu disku tieren und zwar über die Folter einer chilenischen Folter· 
knechtin, Marcia Medino. Sie ist vaantwortlich für die Feunahme 
vieler Olilenen im Jahre 1974 und auch für die Verhaftung von 119 
Personen kurz nach dem Militärpuuch. Diese Frau befindet sich 
heute noch in Chile. Man weiß nicht genau wo, ob sie sich ausge­
liefert hat. Man wird es sicherlich nich t w schnell erfahren. 
Für uns ist es von ganz besonderem Interesse, daß dieser Person 
nichts geschieht. Wir haben dies vielen Persönlichkeiten angetragen, 
sowohl den Staatsanwälten, den Militärrichtern als auch dem Präsi­
denten du Verfassungsgerichts, daß diese Person am Leben bleiben 
muß. Denn sie ist eine der Wenigen, die uns Aufklärung geben 
können über das Schicksal der Verschwundenen. 
Sie haben uns alle möglichen Versicherungen gegeben b~üglich der 
Sicherheit dieser Person. Aber sie konnten uns natürlich nicht zu­
sichern, daß diese Person nicht irgendwann einmal auf der Straße 
aschosJen wird. Wir haben sehr große Angst davor, denn wir wl$­
sen, daß heute in Chile oft sehr seltsame Dinge geschehen. 

FRAGE: Hat Ihre Vereinigung im Rahmen der nationalen Proten­
tage Aktionen zum Verschwundenen·Problem dun:::hgefuhrl? 
M. NAVARRETE: Vor dem 14.Juni 1983 haben wir einige Aktio­
nen durchgefUhrt, vor die&Cm Tag des nationalen Protests, einem 
Tag, wo abgemacht war, daß keine Aktionen auf der Straße statt­
finden soUten. 
Wir haben - 50 wie d?.5 auch andere Gruppen gemacht haben - vor 

diesem Tag eine Protestvcranstaltung organisiert. Wir sind auf die 
Plan de L.ibertad ( .. Platz der Freiheit"), einen Platz in Santiago, 
gegangen, haben dort ein Plakat ausgt:bn:itet und aufgehängt, auf 
dem stand "Wo sind die Verhaftet-VeIS<:hwundenen?" Wir haben 
Parolen gerufen und es haben sich uns viele Leute genähert, d ie uns 
Fragen gestellt haben. Wir haben die Nationalhymne gesungen und 
sind eine lange Zeit dort auf dem Platz geblieben. 
Die Polizei war ebenfalls anwesend. hat es aber nicht gewagt, um 
anzugreifen oder uns zu nahe zu kommen. Wir konnten sagen, was 
wir zu sagen hatten, dann, als wir uns zUlÜckgezogen hatten, ließen 
wir das Plakat dort an dem Platz und konnten dann noch sehen, 
wie ca. 50 Poliziuen kamen und das Plakat konfiszierten. Dies hat 
uns natürlich sehr amüsiert. 
FRAGE: Inwieweit hat die aktuelle Pro!estbewegung in Olile Ihr 
spezielles Anliegen aufgegriffen? ~ 
M. NAVARRETE: Wir beobachten heute in Olile au<:h eine Mobili· 
sierung von Hunderttausenden, die vorher niemals an Wideruands­
aktionen beteiligt waren. Und tagtäglicb beobachten wir, daß das 
chilenische Volk, aber auch die Klassen, die friiher Junta-Anhänger 
waren und sich heute in finanziellen Schwierigkeiten befinden, sich 
an dieser Mobilisierung beteiligen. Wir von der Verein igung der 
Familienangehörigen arbeiten ebenfalls in diese Richtung, und wir 
bitten die Arbeiterbewegung, daß sie sich unsere Forderungen auch 
zu eigen macht. 
Die Vereinigung der Gewerkschaften ha t einen Forderungskatalog 
von 13 Punkten vorgelegt, aber das Problem de r Verschwundenen 
erschien leider nicht in diesem Forderungskatalog. Dies hat uns mit 
großer Sorge e.fUllt, denn wir glauben, daß man 10 Jahre Unter­
driickung nicht einfach 50 ausradie ren kann. Denn unser Schicksal 
ist eines der s.;hmen: lichnen. Die Tatsache. daß man ni<:hts weiß, 
in doch sehr viel schmerzlicher als etwas genaucs zu wissen. 
Wir von der Verein igung der Familienangehörigen haben auch ein 
Treffen gehabt mit PRODEN, einer (bürgerlichen Oppositions-; d. 
Red.) Bewegung, die jüngst in Chile gegründet wurde, wo man uns 
die grausame Frage stellte, ob es nicht besser wäre, auf d ie Waag­
s.;hale zu legen einerseits die Demokratie in Chile, andererseits die 
Verschwundenen in unserem Land. 
Aber dies hat uns mit sehr großer Sorge und Traurigkeit erruUt, 
denn wir denken, daß es keine Demokratie in Chile geben kann, 
daß es keine demokratische Regierung in Olile geben kann, wenn 
nicht das Schicksal der Verschwundenen geklärt wird, wenn nicht 
geklärt wird, wer die Verantwortlichen für die Erschießungen sind, 
wenn das Schicksal der EKilierten und die Situation der Menschen­
rechte heute in Chile nicht geklärt wird. 
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Gerhard Stuby 

Das Symbol Chile und wir 
Pror. Gerhard Stuby, Vil.cpräsident der Internationalen Ver­
einigung Demokratischer Juristen (IVDJ ) und Mitglied der 
Internationalen Kommission zur Untersuchung der Verbre­
chen der Militärjunta in Chile, ist der Solidaritätsbewegung 
mit dem chilenischen Volk eng verbunden. Er reiste mehr­
fach ins Chile Pinochets. 1 Er kennt die Entwicklung und 
Probleme des chilenischen Widerstands aus e igener Anschau­
ung. Und er benennt die bundesdeutsche Verantwortung für 
Chile. 

Uns stehen noch deutlich die dramatischen Ereignisse vom 
11. September 1973 vor Augen. dem Tag, an dem die ~1 ili­

tärjunta in Chile die Macht ergriff und Präsident Allende, 
das legale und legitime, wtil demokratisch gewäh lte Staats­
oberhaupt auf brutale Weise ermordete. 
Die daraufhin einsetzende Welle von Hinrichtungen. Folte­
rungen und Verfolgungen ~ die Stadien des Landes wurden 
zu Schauplätzen des Schreckens ~ rief in der ganzen Welt 
Abscheu und Entsetzen hervor. Die Bilanz: 1 Mio im Exil 
lebende Chilenen, 30.000 Tote, 2,500 Verschwundene. Tau­
sende von Gefolterten mit physischen und psy chischen 
Schäden ftir ihr ganzes Leben, seitdem permanenter Aus­
nahmezustand, der kaum die geringste Wahrnehmung demo­
kratischer Rechte zuläßt. Sie wiegt schwer auf dem Gewis­
sen der Menschheit. 
Wenn auch die Hoffnung, die mit dem Symbol Chile verbun­
den war, nicht vernichtet werden konnte, seine Ausstrah­
lung und Kraft wurde jedoch ftir lange Zeit gebrochen, be­
vor sie in neue Kraft des Widerstandes transformiert werden 
konnte. 

1'",1. Q. S'ubyaur<l<m MU",1<"'~rO';I._ KQnpeB 
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Viele stür.tten in Verzweiflung und Resignation je tiefer und 
unentrinnbarer, je länger die Schreckensherrschaft Pinochets 
dauerte, je mehr sie sich mit der internationalen Unterstüt­
zung der herrschenden Finanzkreise der USA und West­
europas, insbesondere der Bundesrepublik, etablieren 
konnte. 
Aber nicht nur Verzweiflung und Resignation lösten der 
Putsch und seine Folgen aus. Gerade wir in der Solidaritäts­
arbeit lernten tiefer und präziser zu analysieren, Gesetz­
mäßigkeiten zu erkennen, aber auch unsere Schwächen, 
Fehler und Illusionen. 

Pinochets Putsch - Sache der Konzerne 

Was aber wichtiger ist! Das chilenische Volk, seine Arbeiter­
und Bauernklasse, ihre Organisationen, die Gewerkschaften, 
ihre der Legalität beraubten Parteien, ließen sich nicht klein­
kriegen. Sie beschämten uns, die wir oft verzagten, ange­
sichts der imperialistischen Raffinesse, sublimen Brutalität, 
der übermacht der Waffen, durch klugen. wachsenden 
Widerstand, teilweise in ganz neuen Formen, ein Wider­
stand, der heute zu einer entscheidenden Herausforderung 
fur das Regime PinochelS geworden ist, ganz gleich wie diese 
konkrete Kampfetappe enden wird. 
Heute wissen mehr Menschen als 1973: Der Militärputsch 
war keine spontane oder gar zufallige Aktion, sondern ein 
Eckpfeiler rur die Umsetzung eines langangelegten Program­
mes gesellschaftlicher Umwandlung im Gewinninteresse vor­
nehmlich amerikanischer, aber auch bundesdeutscher trans­
nat ionaler Unternehmen. 
Für die einheimische Olig-,iTchie und die USA, die - wie 
heute allgemein bekannt ist - mit staatlichen Organen un­
mittelbar sowohl an der Konzipierung, als auch an der Um­
setzung dieses Programmes beteiligt waren, stand die Besei­
tigung der Regierung der Unidad Popular (UP, 1969 ge­
gründetes Bündnis der Linksparteien; d. Red.) zunächst im 
Vordergrund. Damit sollte die beginnende Entmachtung der 
US-Konzerne, des Großkapitals und des Grundbesitzes ge­
stoppt und ein wichtiges Beispiel von symbolhafter Bedeu­
tung rur den nationalen und sozialen Befreiungskampf nicht 
nur in Lateinamerika beseitigt werden, 
In einer längeren, dem blutigen Putsch vorausgehenden 
Destabilisierungsphase, war es nicht nur gelungen, die UP­
Regierung manövrierunfahig zu machen, sondern alle bürger­
lichen Schichten bis hin zu einem Großteil des Mittelstandes 
rur die Konterrevolution zu aktivieren (z,8, der Streik der 
Transportunternehmer) oder sie zumindest als Sympathisan­
ten zu gewinnen, 
Die zweite, die eigent liche Putschphase. war gegen die politi­
schen und wirtschaftlichen Organisationskerne der Arbeiter­
bewegung gerichtet. Tausende von Funktionären wurden lie­
quidiert, Hunderttausende von aktiven Demokraten ins Exil 
getrieben. 
Vor allem durch d ie Ausschaltung jeder gewerkschaftlichen 
Aktivität, insbesondere auf der zwischenbetrieblichen Ebene 
(förderationen), und Konföderation, w ie auch auf der Zen­
t ralebene (CUT), wurde ein Programm der Gesellschafls-



atomisierung durchgeset'Zt, das es dem Kapital gestatten soll­
te, ohne die 5Iörende Kollektivmacht der Arbeiterbewegung 
voll seine Interessen durchzuseu:en. Dieses Atomisierungs­
programm war begleitet von einem sich immer stärker ver­
feinernden System der Repression, in deren Millelpunkt die 
Folter und die Institution des Venchwindenlassens stand 
und noch steht. 
Die gesellschaftliche Friedhofsruhe war die Voraussetzung 
rur die Verwirklichung des Konuptes eines wirtschaftlichen 
Darwinismus in Reinkultur, d.h. des Programms der ökono­
mischen Schule der sog. Chikago-Boys (Milton Friedman, 
Arnold Harberger u.a.; d. Red.).2 
Die einzelnen Bestandteile können wie folgt zusammenge­
faßt werden: 
1. Eindammung der Inflation durch Anstieg der Arbeits· 
losigkeit (bisweilen auf einen Grad von 35%) und Absinken 
der Kaufkraft der Volksmassen. Allerdings entwickelte die­
$es Programm auch eine ungewollte Dialektik, da seine Fol· 
gen auch negative Auswirkungen auf die Millc\Schichlen, 
insbesondere die kleineren und millieren Unternehmen hat­
te und damit Gruppen desillusionierte, die einen wichtigen 
Teil der sozialen Basis der Putschisten darstellten. 
2. Eine völlige überfremdung der chilenischen Wirtschaft 
durch die Einwirkungsmöglichkeiten der transnationalen 
Unternehmungen ab Folge bestimmter wirtschaftlicher 
Maßnahmen wie 7.:.B. Importöffnung, Zol\senkung usw. Die 
Folge ist, daS ein Großteil der Arbeitsmillel, des Großhan· 
dels, der Supermärkte, des Transportes und des Verkehn 
weitgehend in der VerfUgungsbdugnis ausländischer Kapital­
interessen stehen. Selbst genuin nationale Bereiche, wie das 
Bildungswesen oder das Gesundheitswesen, gelangen durch 
die rigorose Privatisierungspolitik 7.:unehmend in ausländi­
sche Einwirkungsbereiche. 
3. Eine Politik der Auslandsanleihen, anstalt einheimischer 
Kapitalkonzentration. Die durch die transnationa\cn Unter· 
nehmungen chilenischer VerfUgung entzogenen Profite wer­
den wiederum von diesen unter sehr günstigen, dem Volks­
einkommen aber abkömmlichen Bedingllngen als Auslands­
kapital angelegt. Trotz entgegengesetzter Demagogie steigen 
die Staal$ausgaben an, insbesondere im Militärsektor.lnzwi­
schen ist mit 16 Mrd DM die höchste pro-Kopf-Verschul­
dung in Lateinamerika erreicht. 
Das Ergebnis all dieser Bestandteile ist nicht nur eine starke 
wirtschaftliche Abhängigkeit von ausländischer Beeinflus­
sung, sondern die totale Veräußerung der chilenischen Wirt­
schaft und zwar an einige transnationale Konzerne, die den 
Staaten ihrer Mutterländer einige Brosamen aus den Ober· 
gewinnen geben, um einerseiu dort relative s07.:iale Stabilität 
7.:U erhalten, andererseits die Staatsmacht dieser Länder sich 
7.:U Aggression und Intervention nutzbar machen zu kÖnnen. 

Neuformierung der Gewerkschaftsbewegung, .. 

4. Es war abzusehen, daß bei der langen Kampftradition der 
Arbeiterbewegung in Chile, sowohl was die gewerkschaft. 
liehe als auch die politische Ebene der Demokratieentwick· 
lung anlangt, ein Kon7.:ept der Friedhofsruhe nicht durch7.:u, 
halten war. Dies hätte ein so starkes An7.:iehen der Repres· 
sionsschraube erfordert, insbesondere was die Liquidations­
wirkungen der Repression anlang, daß unerwünschte ökono· 
mische Effekte und Einwirkungen auf d:u Investitionsklima 
nicht 7.:U verhindern gewesen wären. 
Daher versuchte man sich flexibel anzupassen, vor allem was 
den gewerkschaftlichen Bereich anlangt, ohne allerdings die 
Unterdrückung und Demokratiebeseitigung aufzuheben. 
Der ente Schritt war die abgerungene Wiederzulassung ge­
werkschaftlicher Basistätigkeit und in einem gewissen Um­
fang auch die Zulassung von Organisationen zweiten Grades, 

nachdem der Versuch gescheitert war, durch überstürzte 
Wahlen regimetreue Arbeiterfunktionäre einzuseaen. Ent­
weder wählten die Arbeiter nämlich trotz aller Restriktio­
nen enuchiedene Vertreter von Arbeiterinteressen oder die 
regimcfreundlichen Arbeitervertreter entwickelten im Laufe 
der Zeit aus dem Zwang der Verhältnisse heraus regime­
feindliche Positionen. 
Dies zeigte sich insbesondere in der Auseinanderset7.:ung mit 
dem sog. Plan Laboral (neue Arbeiugesetzgebung vom Juni 
1979: d. Red.) ab 1980. Je mehr sich in der Wirklichkeit 
herausstellte, daß es sich bei diesem Plan um den raffinier­
ten, aber nicht minder rigorosen Versuch handelte, das Kon-
7.:ept des reinen Liberalismus durch die Beseitigung aller Er· 
rungenschaften des individuellen und kollektiven Arbeits­
rechtes und des Sozialversicherungsrechtes durch7.:usetzen, 
also im Crunde 7.:U einem Zustand vor der Gewerkschafts­
gründung und damit in die 107.:iale Steinzeit 7.:urilchukehren, 
umso stärker formierte sich der Widerstand. 
Die Entstehung der Nationalen Gewerkschafts koordination 
(CNS), der enten wirksamen zentralen gewakschaftlichen 
Dachorganisation, ihr Anwachsen durch die Propagierung 
des sog. Pliego Nacional ("Nationaler Forderungskatalog"; 
d. Red.) 1980, der erstmals einen auf einem breiten Konsens 
beruhenden wirtschaftlichen und politischen Forderungs. 
katalog fonnulierte, markiert den Beginn einer Widerstands­
phase, die mit der Ceneralstreik-Bewegung im Augenblick 
einen entscheidenden Punkt erreicht hat. 
Andere Bereiche, insbesondere die Katholische Kirche mit 
ihren verschiedenen eigens gegen die Repression gegründeten 
Institutionen, die Bewegungen in den Wohnvierteln unter 
der Jugend und den Frauen, das Ubergreifen von Solidari­
tätsaktionen auch auf die Mittelschichten zeigen nicht nur 
die Breite des Widerstandes an, sondern seine potentiellen 
Entwicklungsmöglichkeitep. In der Aktion zumindest fan­
den sich nicht nur alle Kräfte der UP, sondern auch ehemals 
außerhalb oder gar gegen die UP gerichtete Kräfte zusam­
men. 
Alle Versuche, die Einheitsbewegung, die sich vornehmlich 
im gewerkschahlichen Bereich auf einer neuen Basis ent· 
sprechend den gewandelten Bedingungen in Chile gebildet 
hatte, zu spalten, sei es von Regimeseite her durch Grün­
dung regimetreuer, pro faschistischer Gewerkschaften 
(UNTRACH), aber auch durch massh'en Einfluß amerikani· 
scher Gewerkschaftskrcise, die versuchten, rechte christ­
demokratische und sozialdemokratische Positionen zusam­
menzufassen, und die sich in der Abgrenzung 7.:U kommuni­
stischen Tendenzen einig waren, scheiterten letztlich. Ange­
sichts der traditionellen Stärke der Kommunisten in Chile, 
die auch heute einen, wenn nicht sogar den wesentlichen 
Kern des Widerstandes bilden, mußten diese Versuche den 
Prozeß vor allem der wirksamen politischen Oppositionsbil­
dung verzögern. 
Hier hat auch die bundesrepublikanische Gewerkschafts­
spitze. deren Einfluß im genannten Kontext nicht unbeacht­
lich ist, nicht genu.gend Cegenwirkung erzeugt. Das Auftre­
ten dei ehemaligen Gewerkschafu\'orsit7.:enden, des Kolle­
gen Vetter, heute gibt aber 7.:U der Hoffnung Anlaß, daß 
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Das Verhältnis BRD - Chile 
Es dürfe :tu keiner "Reaganisierung der bundcsdeuuchen Chilepoli­
tik" kommen, forderte der Vorsitzende des ßundcstagsausschusses 
rur entwicklungspolili$Chc Zusammenarbeit, Uw .. Holtz (SPD), auf 
dem Münsteraner Chile-Kongrdl Ende) ... ni dJ. 
Zwar gilt nach wie vor der aus dem Putsch-Jahr 1973 stammende 
Beschluß der damaligen sozialliberalen Koalition Brandt/Schcel, 
daß es mit dem MilitälTcgime in Santiago keine offizielle entwick­
lungspolitische Zusammenarbeit geben dürfe. Doch in den Ohren 
der Konservativen klang das Säbelgerassel der chilenischen Generäle 
schon damals wie Musik: "Angesichts des Chaos, das in Qlile gc­
hcrncht hat, erhält das Wort Ordnung für die Chilenen plötzlich 
wieder einen süßen Klang", kommentierte der Baycmkuricr am 
22.9.1913 die auf den Putsch vom 11. September 1973 folgende 
Verfolgungswelle g.:gen die Anhänger der Regierung Salvador 
Allende. 
FJ. Strauß, dessen willfahriger Adept Jürgen Warnke seit der Bon· 
ner Wende dem Bundesministerium fUr Wirtschaftliche Zusammen­
arbeit (BMZ) vorsteht, machte aus seiner Sympathie rur die von 
Pinochet errichtete "Ordnung" ohnehin nie einen Hehl: "Ich habe 
keine Zweifel", beschied Strauß dem Diktator anläßlich se ines 
Chile-Besuches 1977, "daß Chile ein demokratischC'!l und freies 
Land ist und vor allem, weil es in den I'ergangenen vier Jahren 
fundamentale Prinzipien der deutschen Demokratie übernommen 
hat: die Diniplin, den Respekt und die Hilfsbereitschaft:· 

Die heimliche L iebe von Strauß, Genschcr & Co 

Aber auch die Liberalen ereiferten sich schon zu der Zeit, ab sie 
noch mit der SPD koalierten, des öfterf:n Hir das "marktwu-tschaft­
liche Modell", das in Chile seit 1973 Einzug gehalten hatte. Graf 
Lambsdorfs Staatssekretär Ouo Schlecht konnte im November 
198 1 ohne anschließende Maßregelung seiner "Bewunderung" rur 
die wirtschaftlichen FOrlschritte Chiles Ausdruck verleihen. Die 
Bundesregierung. so Schlecht damals, stehe der Zusammenarbeit 
zwischen beiden Ländern mit "Sympathie" gegenüber. Und Außen· 
minister H.D. Genscher soll laut einem - bis heute undementierten 
- Bericht der Santiago.:r La Tercera vom 25.9.1981 seinem chileni­
schen Amtskollegen R. Rojas gegenüber geäußen haben, daß "er 
die Erfolge (Chiles) auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet, die 
bis heute erreicht worden sind, begrüße". In puncto Wirtschafts­
modell beklagte Genseher damals: "Wenn wir doeh in Deutschland 
das chilenische System hätten!" 
Die i\ufkrungen der konservativ·liberalen Koalitionäre lassen eI 

also durchaus als möglich erscheinen, daß gegenwärtig, im Zug.: der 
Einordnung der staatlichen Entwicklungspolitik in die Reagan'sche 
Südamerikastrategie, eine Wiederaufnahme der Bonncr Entwick· 
lungshilfe für die chilenische "Mörderbande" (Hans Mauhöfer) vor­
bereitet wird. Zeitweilige Verhaftungen christdemokratischer Spit­
zenpolitiker, wie sie das Pinochet-Regime im Sommer 1983 vor­
nahm und damit d ie bundesdeutschen Christdemokraten zum Pro­
test herausforderte, dürften dabei allenfalls störend wirken. 
Unterhalb der Schwelle staatlicher en twicklungspolitischer Zusam­
menarbeit war die Finaruhilfe Bonns auch unter soziallibera]er 
Ägide stelS weitergegangen. Aus dem BMZ·Etat·Posten "Sonstige 
Leistungen", für den noch 198027,3 Mio DM Hir Qlile bewilligt 
wordeh waren, erhielt während dieser Zeit auch die CSU-nahe 
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Hanns-Seidel·Stiftung rur ihre Chi]e-Niederlassung kriiftige Zuschüs­
se. Stiftungsgeschäftsführcr Siegfricd Lcngl (heute: Slaat"-Ckretär 
im BMZ) kreierte Ende der 70cr J ahrf: z.B. gemeinsam mit dem von 
der Junta geschaffenen Institut für Gewerkschaftliche Studien ein 
Projekt, dil$ die aus den Gewerkschaftswahlcn vom 31.10.1978 her­
vorgegangenen juntatreUen Funktionärf: ausbilden sollte, im Gdste 
"freier und unabhängiger Gewerkschaften" - versteht sich. 
Bestimmend für die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und 
Chile seit 1973 blieb indessen eine fan ung.:brochene Kontinuität 
auf dem Gebiet der wirtschaftliChen Zusammenarbeit. Die staat­
liche F'lankierung dieSel "freien Austausches von Waren, Kapital 
und Dienstleistungen" durch die Übernahme staatlicher Risikobiirg­
schaften (Hennes) für Exportgeschäfte, den Beistand Bonns bei 
zahlreichen Umschuldungsverhandlungen Chiles usw. blieb - mit 
einigen vorübergehenden EinschriinkunRCn - fast völlig intakt. 
Die Direktinvestitionsstatistik der Deutschen Bundesbank weist 
aus, daß sich die Investitionsbestände bundcsdeutscher Konzerne in 
Chile zwischen ]976 und ]981 von 60 auf 132 Mio DM erhöht, 
mithin mehr ab verdoppelt haben. Dabei sind diese Zahlen immer 
noch untertrieben. Das Wirtschaftsmagazin Capital YOm J;muar 
1982 bezifferte allein den Wert der seit 1974 in Chile vorgenom­
menen bundcsdeutschen Ncuim'estitionen auf 73 Mio Dollar. Ent· 
sprechend zu niedrig angesetzt dürfte deshalb auch die statistisch 
ausgewiesene Zahl von 32 bunde~eu(SChen Unternehmenmieder­
lassungen im J ahr 1981 in Chilt sein. Immerhin sind demnach seit 
1976 13 neue Unternehmen mit bundesdeutschem Kapital gegrün· 
det worden. Die InveSlorliste aus der Bundesrepublik wird ange­
führt von Konzernen wie Preussag, BASF, Hocchst, Bayer und 
Olympia-Werke. 
Stärker noch als die Direktinvestitionen florierte in den letzten 10 
J ahren der Handel zwischen der Bundesrepublik und Chile. Die 
Bundesrepublik ist nach wie vor der zweitwichtigste HandeIspart­
ner Chiles nach den USA. Im J ahre 1981 importierte sie Produkte 
im Wert von 379 Mio Dollar aus Chile, während die Ausfuhr nach 
Chile 350 Mio Dollar ausmachte. Ober mehrere Jahre war die Bun­
desrepublik rur die chilenische Wirtschaft, besonders rur die Kup­
ferwirtschaft, sogar der größte Absatzmarkt im Ausland. 

Dtr "freie Austausch von Waren" mit der Diktatur in Santiago 
betrifft schließlich auch den Handel mit todbringendem Kriegs­
gerät. Dabei geht es nicht nur um die geplante Auslieferung zweier 
U-Boote des Typs 20913, die A. Pinochel schon 1980 bei den 
Howaldtwerken-Dcutsche Werft in Kiel bestellte. Aus der Liste der 
Geschäfte auf die$Cm Sektor .... gen heraus: 
• die Lieferung von 4.000 Gewehren des Typs HK 33 (5,56 mm) 
durch die Firma Heckler und Koch über ihre lizenzfinna in 
Thailand im Jahre 1975; 
• die Lieferung von 1.900 Panzerabwehrraketen vom Typ "Mam· 
ba" durch den Rüstungskonzem MeS5crschmidt·Bölkow-Blohm 
(40% Bundesbesitz) über Italien und Argentinien im J ahre 1977; 
und 
• die Lieferung von sechs Kampfhubschraubern des Typs BO 105 
durch Messerschmidt-Bölkow·Blohm über die Schweiz im Jahre 
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nicht nur die bisher schon beachtenswerte praktische Solida· 
ritätshilfe fortgesetzt und erhöht wird, sondern daS - aus· 
gehend von den realen Kräfteverhähnissen in der Wider· 
standsbewegung Chilc::s - der politische Formungsprozeß 
der Opposition wirksam unterstützt wird. 
Es ist einfach die Dialektik der Prozesse, die man sehen 
muß, wenn man sich ein wirklichkeitsnahes Bild von der 
Situation in Chile machen will. Schon die heftige Reaktion 
der Pinochet·Regierung auf die Propagierung des Pliego 
Nacional gegenüber der CNS (Verhaftung, Ausweisung, Ein· 
leitung von Prozessen, Verleumdungskampagnen usw.)3 hat 
nur deren Massenwirksamkeit erhöht. Neue ähnliche Forde· 
rungskataloge entstanden, und neue Organisationsformen 
auf noch breiterer Basis wurden entwickelt, wie z.B. das 
aktuelle Nationale Kommando der Arbeiter (CNT). 
Eine breite Solidarisierungswelle in allen oppositionellen 
Kreisen entstand rur die CNS, war die Voraussetzung rur die 
gegenwärtig noch breitere Solidarisierungswelle mit den ver­
hafteten aktiven Gewerkschaftern. NatUrIich nahmen auch 
die Abgrenzungs· und Ausgrenzungsversuche zu. Aber es ist 
schwer, die inhaltlichen Forderungen des Pliego Nacional, 
insbcsondcre seine Stoß richtung auf Wiederherstellung der 
Demokratie, zu Ubernehmen und zu propagieren und gleich. 
zeitig Kommunisten und Mitglieder der Bewegung der Revo· 
lutionären Linken (MIR) aus dem demokratischen Spek· 
trum auszuschließen. 

Schon 1980/8 I (während meines Aufenthaltes in Sanliago) 
wurde die Tätigkeit der CNS von Regicrungsseite her als 
Provokation empfunden. Seither hat sie die Repression er· 
höht. 
Eine scheinlegale Basis rur die Umerdriickungsmaßnahmen 
stellt die Olm 11. März 1981 in Kraft getretene Verfassung 
dar. In ihr werden unter Mißachtung grundlegender Men· 
schenrechte weitreichende Beschr'.inkungen und Strafmaß­
nahmen festgelegt. Sie zementiert die Machtkonzentration 
in den Händen der Streitkräfte und der Junta·Regierung zu­
ungunsten der justizgewalt. Innerhalb der junta gibt die 
Verfassung dem Präsidenten politische und administra tive 
Macht. Selbst die formell von anderen junta·Mitgliedern 
ausgeübte legislative Gewalt befindet sich jezt in den Hän· 

·den Pinochets, der sich zu einem wahrc:n Despoten ent· 
wickelt hat. 

Bleibende bundesdeutsche Verantwortung 

Die Gerichte sind auch weiterhin nicht in der Lage, Schutz 
gegen übergriffe wie Mord und Folter zu bieten. Die Militär· 
gerichte - und nicht die Zivilgerichte - haben nach wie vor 
weitgehende Machtbefugnisse. 
Alle humanitären Organisationen sind sich einig, daß die 
Lage der Menschenrechte 1982 und 1983 schlechter gewor· 
den ist. Nach der Statistik des Solidaritätsvikariats wurden 
1982 1.213 Personen gegenüber 1981 909 Personen wegen 
politischer Motive verhaftet. Die UNO·Menschenrechtskon· 
vention und auch die Internationale Kommission zur Unter­
suchung der Verbrechen der Militärjunta kommen zu noch 
höheren Zahlen. 
Was bleibt uns zu tun in der Solidaritätsbewegung der Bun· 
desrepublik? 
Wir können uns kaum der Verantwortung entziehen, denn 
nach wie vor bestehen die traditionell als gut bezeichneten 
deutsch-chilenischen Wirtschafts· und Finanzbeziehungen 
fOft. Schon bei der Destabilisierung der Regierung Allende 
wirkten bundesrepublikanische Institutionen mit, und dies 
waren nicht nur solche Institutionen wie die Hans·Seidel· 
Stiftung (CSU·nah; d. Red.). Die SOJ.ialliberale Koalition -
man kann diese geschichtliche Wahrheit nicht übergehen -
tat wenig zur ökonomischen S tabilisierung der Regierung 

Allende, wcnigstens bei weitem nicht das, was sie später rur 
das Pinochet·Regime tat (Beispiele: Umschuldung, Waffen· 
export usw.). 
Nach den USA ist die Bundesrepublik der wichtigste Han· 
debpartner Chiles. Allein das l-Iandelsvolumen von 729 Mio 
DM und der hohe lIennes·Absicherungsrahffien von 2,5 Mrd 
D~ sprechen eine deutliche Sprache. 
Relevante politische Gruppierungen, repräsentiert durch 
Personen wie Strauß und Dregger, stützen nicht nur verbal 
das Pinochet·Regime. Beträchtliche materielle Mittel, andere 
Unlerstützungsarten wie Ausbildungshilfe rur regime treue 
Lehrer und Gewerkschafter werden durch die den Parteien 
nahe51ehenden Stiftungen gewährt. 
War also schon die sozialliberale Koalition zögerlich, teil· 
weise offen abstützend, bestenfalls hinter den Kulissen 
humanitär tätig in einzelnen Fällen, wird man jetzt kaum 
von einer qualitat iven Wende sprechen können, jedoch von 
einer Verschärfung und konsequenten Durchmhrung des 
Kurses, wie er im Strauß.Papier (verÖffentlicht Ende März 
d.j.; d. Red.) und in der Regierungserklärung (Bundeskanz· 
ler H. Kohls vom 4.5. 1983; d. Red.) angekünd igt ist. 

Eine unserer wichtigsten Aufgaben bleibt nach wie vor die 
Information und Aufklärung über diese Machenschaften bis 
hin zu den konkreten Forderungen, keine U·Boote an Chile 
zu liefern. 
Wir treten zwar für einen Handel ohne politische Bedingun· 
gen ein, aber dies kann kein Handel auf dem Rücken der 
Menschen sein. Ökonomische Beziehungen, die Repression 
zur Voraussetzung haben und diese zur Absicherung brau­
chen, können von uns nicht geduldet werden, ganz sicher 
dann nicht, wenn es sich um massenhafte und systema· 
tische, völkerrechtlich einwandfrei sowohl formal wie 
materiellrech tlich festgestellte Unterdrück u ngsp rak ti ken 
handelt wie im falle Chile. 
jede Regierung wird zur Komplizin, die solche wirtschaft­
lichen Beziehungen pblitisch und diplomatisch fördert. Sie 
ist nach dem Völkerrecht verantwortlich, ebenso wie jeder 
einl:elne Staatsmann persönlich, seitdem es die Nürnberger 
Prinzipien4 gibt. 
Unsere Forderungen auch an die neue Bundesregierung be· 
stehen nach wie vor fort: 
• Klare Verurteilung der Menschenrechtsverlctzungen in 

Chile in allen UNO·Gremien; 
• Stopp der Waffen lieferungen, insbesondere der U·Boote, 

ebenso wie der lIil fe l:ur Militärausbildung; 
• Ökonomischer Boykott, zumindest Einstellung staatlicher 

Hilfe rur den Export militärischer oder zur Repression 
verwendbarer Güter; 

• Verwirklichung des Asylrechts entspreChend dem Art. 16 
Absatz 2 des Grundgesell:es. 

In diesen Forderungen nicht nachzulassen, scheint mir der 
wirksamste Beitrag von unserer Seite zum Widerstand des 
chilenischen Volkes zu sein .. 

Alimerku~1I der Rrdaktioll: 
I) Siehe den Erfahrungsbericht der dritten Olile·Reise von G. 

Stuby/R. feicht in: AlB 1/1982,5.10· 13 
2) Zum Konzept der "Chicago·Boys", seiner Anwendung in Chile 

und den Folgeersehtinungen sieh~ die Aufsätze von R.E. Cole 
und H. Fazio in: G. 5tuby/E. Wulff (Hrsg.), Nürnb~rger Verhand· 
lungen gegen dic Verbrechen der Militärjunta in Chile, Köln 
1977,5. 148 ff und AlB 9/1981, 5. 10·)3 

3) Im Sommcr 1981 WaTen 10 CNS-FührungsmitgliedCT verh:01ftel, 
der CNS·Vorsitzende Manud Bustos und CNS-Generalsekretär 
Alamiro Guzman bis 1982 hinter Gitter gehalten worden. Im 
Dezember 1982 verw~s das Regime M. Bustoli und den 
CNS-führt:f Heetor Cuevas, Vorsitzender der Bauarbeitergewerk· 
schaft, des Landes. 

4) Prinzipien, die in Anklage und Urteil des Nürnberger Prozesses 
gegen die Hauptkriegsverbrecher des Hitkr·Regimes nach dem 
2. Weltkrieg formuliert wurden. Im Detail siehe in: G. StubYIE. 
Wulff (lirsg.), Nürnberger Verhandlungen ... , a.a.O., S. 18 H. 
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Heinz Oskar Vetter 

Das Lehrstück Chile 
Heißz Oskar Vetter, langjähriger Vorsitzender des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes, zählte auf dem Münsteraner 
Kongreß "Für Chiles Freiheit" :;r:u den prominentesten 
Rednern. Aus seinem Eröffnungsrr:ferat bringen wir Aus­
züge. 

Es gibt in diesem unserem Land Politiker, die nicht nur 
klammheimlich Freude verspürten, als die Faschisten in 
Chile mit der Ermordung Salvador Allendes die Ergebnisse 
demokratischer Wahlen in ihr Gegenteil verkehrten. 
Diese Politiker posierten zusammen mit dem Exponenten 
der reaktionären fo.lilitärs auf Gruppenfolos. Sie machten aus 
den Masscnintemierungen im Stadion von Santiago einen 
unbeschwerten freizeitaufenthalt. Und die liberale Wirt· 
schafupresse der Bundesrepublik Deutschland erklärte Chile 
zum Wirtschaftswunderland Lateinamerikas. Zum Moddl 
Deutschland sozusage n. 

Die Regierung Allende - eine Wegmarke 

Was ich mit all dem sagen will, ist dies: Die Ereignisse in 
Chile: vor zehn J ahren und die Entwicklung in diesem latein­
amerikanischen Land markiert auch eine innere Demarka­
tionslinie bei uns. Chile hat uns immer nahegelegen. 

Die demokratisch gewählte Regierung Salvador Allendes ist 
keine unbedeutende fo' ußnote der lateinamerikanischen Ge­
schichte_ Sie ist eine unauslöschban: Wegmarke der Kämpfe 
der lateinamerikanischen Völker um Unabhängigkeit und 
Emanzipation. Und eben weil die Politik Allendes der Ver-
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such war, den Teufelskreis der Abhängigkeit nach außen 
und der Einmischung nach innen zu durchbrechen, einen 
eigenen Weg der gesellschaftlichen Entwicklung z u gehen -
deshalb wurde vor zehn Jahren die chilenische Demokratie 
umgebracht und deshalb mußte Salvador Allende sterben. 
Und heute erleben wir, daß dieser Kampf (der Widerstand 
des chilenischen Volkes im Lande und im Exil) seine 
fo-riichte trägt. Das Regime kommt in Bedrängnis. Es sieht 
sich einer breiten populären Opposition gegenüber, die 
stärker sein wird als die Militanz des Regimes und die Stärke 
der ausländischen Bündnispartner dieser Jun ta, die sich Re­
gierung nennt. 

Das Lehrstück Chile heißt: Niemand kann auf Dauer gegen 
ein ganzes Volk Gewalt ausüben. 
Es gab eine Zeit, liebt: Freunde, in der diejenigen jubdtt:n. 
die nichts sehnlicher herbeiwünschten als ein anderes Lehr­
stück : Das Lt:hrstück davon. wie man cin Volk befrieden 
kann, wenn wirtschaftlicher Aufschwung und Wohlstand bei 
gleichzeit iger Unterdrückung und bei Abschaffung aller 
demokratischen Rechte durchgesetzt werden könnten. Ich 
habl' nicht vergessen. wie eine gewisse Sortt: Prt:sse in West­
europa die trügerischen Anfangserfolge des Pinoehet-Rcgi. 
mes als Beweis rur die Richtigkeit dieses Leh rstücks feierte. 

Was geschah in Chile in Wirklichkeit ? Die nihrenden Theo­
retiker des Monetarismus mißbrauchten die chilenische Wirt­
schaft als Laboratorium. Sie wollten beweisen , daß sie 
Recht hatlen. Sie wollten in Chile beweisen. daß man mit 
wirtschaftlichem Aufschwung einem Volk die demokra­
tische Seele abkaufen kann. Und sie wollten beweisen, daß 



der Weg des Monetarismus - vor allem dann, wenn man ihn 
ungehindert von Demokratien und freien Gewerkschaften 
durchfUhren kann - der Weg aus der Krise ist. 
Das Ergebnis kennen wir: Wenn irgendwo in der Welt ein 
Beweis erbracht werden muß darüber, welche verheerenden 
Folgen die Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik der Moneta­
risten hat, dann ist er in Chile erbracht worden. Der hem· 
mungslose Liberalismus in der Wirtschaft bei hemmungs­
loser Unterdrückung im Innem ftihrte zu riesigen Inflations­
raten, zu MassenarbeitSlosigkeit und zu Masseneiend. Und 
selbst die Schichten der Bevölkerung, die zunächst von die­
ser Politik profitierten, gehören heute zu ihren Opfern: Das 
chilenische Bürgertum, der chilenische Mittelstand haben er­
fahren müssen, daß auch sie keine Vorteile auf Dauer von 
einer solchen Politik zu erwarten haben. 

Gewerkschaften - Kopf des Widerstandes 

Die anderen, die Arbeiter, die Arbeitslosen, die Armen, die, 
die in Selbsthilfe Volksspeisungen organisierten. um die bit­
terste und unmittelbarste Not zu lindern - die wußten es 
schon vorher. Man kann ein Land wie Chile nicht ungestraft 
einer Roßkur aussetzen. die selbst hochentwickelte Indu­
strieländer nicht aushalten. 
Was sich in diesen Tagen in Chile, in Santiago, in den Kup­
ferbergwerken, in den Vierteln der Armen, in den Kirchen. 
in den demokratischen Parteien und vor allem in den Ge· 
werkschaften abspielt - das gibt Chile und der Welt neue 
Hoffnung. Der gewerkschaftliche Kampf - das zeigt sich in 
Chile und anderswo in der Welt - unter autoritären Regimes 
ist nicht nur ein Kampf für ein besseres materielles Leben. 
Der gewerkschaftliche Kampf unter den Bedingungen der 
Diktatur ist auch ein Kampf ftir die Wiedergewinnung der 
Freiheit und der demokratischen Grundrechte. Der General­
streik in Chile ist auch ein politischer Kampf. 

Heute wissen wir noch nicht, ob dieser Kampf das I'inochet­
Regime beiseite fegen wird. Es ist zu fUrchten, daß das Re­
gime alle Mittel der Gewalt, des staatlich organisierten Ter­
rors einsetzen wird, um die Herrschaft über das Volk zu 
erhalten. In Chile findet nicht ein Aufstand des Volkes ge­
gen die Regierung statt. [n Chile putscht das Militär gegen 
das Volk. Der Terror findet nicht von unten nach oben statt 
- er verläuft genau umgekehrt. 
Die Führung der chilenischen Gewerkschaften, die Sprecher 
des Nationalen Kommandos der Arbeiter, zeichnen sich 
durch Klugheit und Besonnenheit aus. Sie wollen mit den 
Mitteln des gewaltlosen Widerstand. mit den klassischen Mit­
tdn der Gewerkschaften, mit dem Mittel des Generalstreiks 
eine Wende zum Besseren herbeifUhren. Ich weiß, üebe 
Freunde, daß ich in Eurem Namen spreche, wenn ich sage: 
Wir alle wünsch en dem chilenischen Volk, den chilenischen 
Arbeitern, den kämpfenden Demokraten in diesem Land 
nichts sehnlicher, als daß dieser Weg des gewaltlosen Wider­
stands zum Erfolg führen möge. 
Das Regime reagiert wie alle Terrorregime in dieser Weil: 
Mit Verhaftungen von Gewerkschaftern, mit Internierung 
von Oppositionellen. mit Unterdrückung von Intellektuel­
len, mit Ausweisungen, mit .. -olter und mit Prügel. Rodolfo 
Segud, einer der Führer des Nationalen Kommandos der 
Arbeiter ist verhaftet worden. Hunderte von Gewerkschaf­
tern sind interniert. Tausende von Arbeitern sind entlassen 
worden. 
Das Regime regiert in Chile wie eine Besatzungsarmee in 
einem fremden Land. Aber es soll sich nicht täuschen: Wer 
glaubt, er könne einer so breiten und vidgestalteten Bewe­
gung wie dem chilenischen Widerstand dadurch den Garaus 
machen, daß er ihm den Kopf abschlägt, der täuscht sich. 

Eine Bewegung, die in zehn jahren nicht aufgegeben hat, die 
sich neu konstituiert hat und die heult" die übergroße Mehr­
heit des chilenischen Volkes hinter sich weiß. eine solehe 
Bewegung läßt sich nicht einfach umbringen. 
Der größte Teil der Kirche Chiles steht an der Seite des 
Volkes. Der Diktator und die ihm her.dich verbundene Oli· 
garchie stehen vor dem Bankrott - wenn nicht morgen, 
dann übermorgen. 
Die Chilenen wollen nicht, daß an die Stelle der totalen 
Repression ein anderes, halb autoritäres Regime tritt. Sie 
wollen Demokratie. Aber keine gelenkte Demokratie nach 
türkischem oder argentinischem Muster. 
Ich richte dies an die Adresse derer, denen ich zutraue, daß 
sie einen Rückzug auf Raten für den taktisch klügsten Weg 
halten. Ein kleiner Hauch von Argentinien jedenfalls ist 
schon zu spüren. wenn man in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung einen Kommentar liest. der mit dem Satz endet: 
,.Ob das chilenische r.lilitär angesichts der Unruhen den 
Präsidenten fallen lassen könnte, um einen flexibleren Mann 
an die Spitze des Staates zu stellen, bleibt abzuwarten." 
Die Tragik Chiles seit dem Putsch gegen die Regierung Salva­
dor Allendes ist, daß dieses Land im Einflußbereich einer 
Weltmacht liegt. der es offensichtlich nicht. wie sie immer 
behauptet, auf die Unterstützung der Demokratie in der 
Welt ankommt, sondern auf die Festigung ihrer Einflüsse in 
der Welt. Die Militärpolitik der Vereinigten Staaten, die 
Politik der wirtschaftlichen Daumenschrauben in Latein­
amerika beweist dies. 
Ich weiß aber auch, daß es in den USA, im Senat und im 
Repräsentantenhaus Frauen und Männer gibt. die dieser ver­
hängnisvollen Politik ein Ende machen wollen. Sie müssen 
jetzt handeln. Die chilenischen Demokraten brauchen ihre 
Unterstützung. 
Das Regime steht vor seinem Ende. Wenn nicht heute, dann 
morgen. Dieser zehnte jahreSlag des Putsches der Militärs 
und der Oligarchie gegen ein ganzes Volk gibt uns allen 
Hoffnung. Das chilenische Volk, alle Demokraten in diesem 
Land und im Exil haben Anspruch auf unsere Solidarität. 
Auf Solidarität mit Worten und mit Taten. Chile lebt. Es 
lebe das freie und demokratische Chile. 
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Abschlußerklärung des Münsteraner Chile-Kongresses 
Zehn Jahre Militärdiktatur in Chile. Zehnter Jahrestag des Putschet 
gegen die Ikmokr.ttic und dei Todes von 5alvador AJlcndc. Die Be­
wegung der internationalen Solidarität mit Chile in du BRD in an­
läßlich dieses Datums zu einem "Kongrtß ~gen MilitärdiktatuTund 
Imperialismus in Chile und Lateinamerika" zusammengekommen. 

Grund unl'Cr'u Treffens ilt Erinnerung 
Erinnerung an die Zeit der Regierung der Volkseinheit und ihU$ 
Präsidenten Salvador AJlende in den Jahren 1970-73. Die Zeit, in der 
das o;hileniKhe Volk daran ging, seine wirkliche Unabhängigkeit von 
den Zentren des hnpocrialismus zu ukämpfcn, daran ging, endHch ein 
Leben "frei von Furcht und Not" 'Zu fUhren. Die Zeit, in der dieses 
Volk allen Völkern der sog. "Dritten Welt" dit Perspektive eines 
hiSlorischen neuen Weges zur Errichtung einer menschlich"n, gerech­
ten, demokl"3.tischen und freien, einer sozialistischen Gesellschaft 
aufzeigte. 

Grund unseres TrefrenJ ist Trauer 
Wir trauern um den Genossen Salvador Allende, den bis heute letzt,m 
demokratisch legitiminten Präsidenten der Republik Chile. Wir trau· 
ern um tausende Opfer des Putsches, um unzählige verschwundene 
politische Gefangene, um die Opfer staatlichen Terrors der vergan· 
genen 10 Jahre, um die vielen chilenischen Demokraten, die im Exil 
sterben mußten. Wif trauern um den ennordeten Sanger des ganzen 
Am"rika, "unseres Amerika", Victor Jara. 

Grund unsere. Treffens ut Ankl. 
Die chilenischen Verantwortlichen fUr den Putsch und fUf die Opfer 
der Diktatur sind bekannt. Allen voran der Hochverräter Pinochet, 
der noch im August 1973 als Oberbefehlshaber der Streitkräfte den 
Treueid auf das demokr-.. tisehe Chile schwor. Die fUhrenden Reprä· 
sentanten der chilenischen Streitkräfte, der Sicherheitsdienst und der 
nationalen Großbourgeoisie sind die Verantwortlichen für Leid und 
Elend des chilenischen Volkes. 
Zur Aufrechterhaltung der Diktatur mußte und muß das Regime der 
Menschenrechte mit voller Absicht systematisch verletzen. Die Form 
der Menschenrechtsverletzungen in Chile haben sich im Verlauf der 
Jahre verändert - nicht jedoch ihre terroristische Substanz. Der Preis 
der von der Diktatur im Bündnis mit dem Finanzkapital durchgeseu· 
ten liberal-kapitalist ischen Wirtschaftspolitik bestand - auch schon 
lange vor der heutigen Wirtschaftskrise - für das Volk nur in Elend 
und Hunger in einer für Chile historisch unbekannten Dimension. 
Trauer und Repression, der Krieg gegen das eigene Volk, sind für das 
Überleben der Diktatur notwendig. Ohne die Unterstützung der Dik­
tatur durch den Imperialismus der USA ist dieses Überleben jedoch 
auch nicht möglich. Nicht einmal der Putsch vom 11. September 
1973 wäre ohne die in den vorhe~henden Jahren von den U',A in 
Chile betriebene Destabilisierun~politik möglich gl'w~n. Ohne die 
tägliche und langjahrig politische, Ökonomische und militärische 
Untersllitzung der Militärdiktaturen Lateinamerikas - nicht nur der 
in Chile - dun::h die USA, wäre keine dieser Diktaturen existenzfä· 
hig. 
Desungeachtet ist es jedoch nicht so, daß die Verantwortlich .. n für 
die Unterdrückung in Chil~ und Lateinamerika nur in den USA zu 
suchen sind. Transnationale Konzerne nicht nur der USA, sondern 
auch J apan!, der URD und andaer Länder nu!%en gemeinsam das 
"giinstige Investition~klima" in groS .. n Teilen Lateinamerikas, d.h. 
die Ausbeutung der dort lebenden Völker. 
Zu viele Politiker unseres Landes schweigen zu den Vorgängen in 
Dlile wie auch in Zcntralamerika. Viele legitimierten den PutKh von 
1973 und stüt~en den andauernden Terror da Diktatur. Im ~O . Jahr 
nachdem di~ deutsche Recht~ di .. politi~che Macht an flitler über­
geben hat, Vi .. isen wir daraufhin, daß die, die heute zu Lateinamerika 
schweigen, im Zweifelsfalle nicht das Grundgesctz UnSCrer Republik 
achten werden. 

Grund UnKTe. Treffens i.l Aufruf zur SolidariLit mit Mn Völlu:rn 
Zcntralamerikas ( ... ) 
Die Solidaritätsbewegung in der BRD muß die Revolution in Nikara­
gua mit allen ihr zu Gebote ~tehenden Mitteln verteidigen. Sie muS 
dies tun nicht nur im Interesse des nikaraguanischen Volkes, sondern 
mineLbar auch im Tnter~ sse der Völker EI Salvadors und Guatemalas. 
Die chilenische Erfahrung l .. hrt, daß Niederlagen der revolutionären 
Ikwegung ihren langfristigen Preis haben. Di~ Unterstü!%ung der 
R~volution in Nikaragua ist in der SoJidariläl5b .. wegung der BRD 
nicht unumstritten. Ungeachtet legilima und notwendiger Disku .. 
sionen üb .. r Entwicklu ngen in Nikaragua bl .. ibt festzuhaLten, daß das 
Ohcrleben der Revolution in Nikaragua dem,mtare Vorausscuung 
der Befreiung Zentralamerikas ist. Gleiches gilt bei aUen Unterschie· 
den auch für Kuba. 
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Grund unKrei Treff .. nl iSI Hoffnung 
Di .. Diktatur zeNtöne das demokratische Chile. Sie konnte jedoch 
nicht in den vergangenen 10 Jahren das demokratische Bewußt~in 
und den Widerstand des chilenischen Volkes zerstören. Terror und 
Angst vennochten allenfallS einzuschüchtern. Über langejahre soUte 
das Wort des im September 1973 gestorbenen Pablo Neroda seine 
bittere Berechtigung behalten: "Chile - ein stilles Vi .. tn.am". 
Heute, fast I 0 Jah re: später ist diese Stille durchbrochen. Die erfolg· 
r .. ich durchgdührten nationalen Ausstände und Protestaktionen am 
11. Mai und am 14. Juni ] 983, der am 23. Juni begonnene unbefri· 
stete G .. ncralstreik bedeuten eine grundsätzlich n .. ue Qualität im 
Kampf um die Wiederherstellung der Demokratie: die Diktatur ist in 
der Defensive; sie klammert sich an die ihr verbliebene militärische 
~bcht. Das Volk hingegen hat seine Angst überwunden, kämpft wie· 
der auf der Straße. 

Diese Entwicklung hat eine langjährige Geschichte und ist nicht nur 
mit Verweis auf die katastrophale Wirtschaftslagl' zu erklären. Eben· 
sowenig kann in dem Wechsel großer Teile des Bürgl'rtums in dM 
Lager der Opposition die alleinige Ursache geseh .. n werden. 1m Blick 
auf die verbotenen Parteien, auf Gewerkschaften,Jugendorganisatio­
nen, Kuhurgruppen, Organisationen der Obdachlosen, Menschen· 
rechtsgruppen etc. hat .. in zehnjähriger Kampf zur "Rückeroberung 
Chiles" U. Cortazar} stattgefunden, in dem die Bedingungen rur die 
heutigen Kampfformen .. rst schrittweise geschaffen wlOrden. 

Grund unllCre~ Treffens in VerpOichtung 
Keine demokratisch I .. gitimierte Regierung dieser Welt könnte Sich 
angesichts der volhitändigen politischen und ökonomuehen Zerrüt· 
tung eines gan~en Landes, so wie sie heute in Chile zu Tage liegt, 
auch nur eine Woche lang im Amt halten. Daß Pinoehets Macht bis 
heute be$leht, hat drei entschddende Gründe: 
1. Noch vafUgt die Diktatur über die breite Unterstützung der 

Streitkräfte. 
2. Die Diktatur verfügt über ein(O starke Unterstützung der USA. 
3. Der t;inigungsprozeß der demokratischen Opposition hat troU 

aller sichtbaren Fortschrille noch nicht zur Herausbildung einer 
übenC'\lgenden politischen Alternative gertihrt. 

Auch noch nach lO Jahren best .. ht die dringende Notwendigkeit der 
internationalen Solidarität mit Chile. 
Die Teilnehmer des Kongresses "Flir Chiles Freiheit!" grüßen das um 
seine Freiheit und Demokr,lIie kämpfende chilenische Volk und er­
klärcn ihre uneingl'schriinkte Solidarität. Unkre besondere Solidari­
tät gilt dem "Nationalen Kommando der Arbeiter", in dem wir den 
fortgeschrittensten Ausdruck des Eimgungsprozess .. s innerhalb der 
Opposition erkenn .. n. 
Von der (hikni~chen R .. gierong fordern wir: 
• die sofonige Freilassung von Rodolfo Seguel! 
• die sofortige Freilassung aller am 14. Juni und später Verhaft .. tenl 
• Freilassung aller politischen Gefangenen! 
• Wieder .. instc!lung der aus politischen Gründen entlassenen Kupfer· 

arbeiter! 
• Aufhebung aller Verbannungen und Auswci~ung.:n! 
• Bedingungslose Rlickk .. hrmöglichkeit alkr Exilierten! 
• Aufklärung des Schicksals der Verschwundenen! 

Oie Bundesregierung fordern wir auf: 
• sich in ihrer Politik gegenüber Chile die vorgenanntell Positionen 

zu eigen zu mach(On und dlcse auch in internationalen Gremien, 
vor aU(Om auf der Eben~ der Verdnten Nationen deutlich zu 
mach .. n; 

• jegliche politische, ökonomische und militärische Unter.;tützung 
der Diktatur zu unterlassen, d.h. vor allem die vorgesehene Liefe­
rung von zwei U·Booten an Olle zu unterbinden; 

• das im Grundgesetz verankerte Asylrecht, welches zahllos.:n Chile· 
n<,n seit] 0 Jahren lebenswichtig war und ist, zu wahren. 

Den Deutschen Gewerkschaftsbund sowi .. alle EinzdgewerkschafLcn 
rufen wir auf, die ihnen zur VerfUgung stehenden Mittel zur Unter­
stützung dcr chilenischen Arbeiterbewegung und inshesondere des 
.,Nationalen Kommandos der Arbeiter" verstärkt einzusetzen. 
Di<, demokratische öffentlichkeit in der Bundesrepublik rufen wir 
allf, die Solidarität mit Chile politi:;ch und mat<'fidl erneut zu bele­
ben und zu ver.;lärken. 
Als Träger der Chile-Solidaritätsbewegun~ in du BRD erklaren die 
Teiln<,hmer des Kongresses ihren Willen, die auf diesem Kongreß 
verwirklichte Zusammenarbdt der unt<'fSchiedlich\l<"n Solidaritäts­
grupp<:" auch in Zukunft fortzuktzen. 
FO RCHILES FREIHEIT! 
FüR DIE FREIHEIT DER VOLKER LATEINAMERIKAS! 
Münster, 26.Juni 1983 



Internationales Ferienlager Salvador Allende 
Die Koordination der Chilenischen Linken in der Bundc$Tcpublik 
und der Arbeitskrcis Chile-Solidarität Kiel fUhrte in der Ü'i\ vom 
22.-.'H. Juli 1983 in Notr bei Kiel das Inte rnationale Sommerlager 
Salvador AJlcnde durch. Daran nahmen etwa 200 Menschen teil, die 
Hälfte von ihnen E:.;il·Chilenen aus der BRD und Westberlin. 

Kiel war als Veranstaltungsor! gewählt worden, weil sich diese Stadt 
in den letzten J ah ren zu einem Tummelplatz hundener Militän aus 
LateinameTika und der zugehörigen Geheimdienste entwickelt ha i. 
Hier werden auf der Howalduwerft (HDW) Kricgnchiffc. vor allem 
U-Boote, ruf Diktaturen in aller Weh hergestellt. Seit S Jahren wer­
den zw<"i U-Boote ruf das faschistische chilenische Militärregime ge­
baut und die chilenische Marine unterhält ein Büro in Kid. Außer 
den Chilenen werden zur Zeit Militärs aus Kolumbien, Peru und 
Ekuador ausgebildet. 
Oie Schaffung von Kapazitäten in der Krieg!lprodu kt ion haI bei der 
HDW "Sachzwänge" geKhaffen: Nur dun:h immer neue Riistungs­
aufträge können angebli<:h die Arbeitsp lätze gesichert werden. 
Gleichzeilig gibt el im zivilen Schiffbau Massenentlassungen. Das 
Vontandskonzept de5 bundeseigenen Konzerns sicht die Emlassung 
von 4.000 Beschäftigten vor, die restlichen 3.000 Arbeiter und Ange­
IIteliten sollen dann ausschließlich profitable KriegsKhiffe bauen. 
Der Zusammehang zwischen der Unterstü\2ung faschistischer Regi· 
mes, verstärkter Kriegsproduktion und der dadun:h verursachten 
Vernichtung von Arbeitsplätzen liegt in Kiel auf der Hand. 
Mit dem In terna tionalen Sommerlager sollte versucht werden, ge­
meinsame Aktionen von Solidaritäts- und Friedensbewegung an dem 
konkreten Projekt " Keine U-Boote fiir Chile" dun:hzuführcn. 
10 Tage lang haben 200 DeulSChe und Chilenen sehr eng miteinander 
gelernt, zusammen gebadet, gegessen, ge tanu und diskutiert_ Oie 
Form des Zeltlagers ermöglichte z_B . die Teilnahme von mehr ab 50 
Kindern mit ihren Eltern, d.h. es waren viele Leute in Kid, die bei 
anderen Aktionen meistens zu Hause bleiben mii5sen, Die solidari­
s.:hen Atmosphäre, die Jich dabei trotz vieler organisatorischer 
Mängel und du sehr unterschiedlichen politiKhen Standpunkte cnt­
wickelte, ist aus unserer Sicht ein Erfolg des Lagen. 

Kiel - Zenuum des Rüslungsexports 

Auf dieser Basis war eS dann möglich, zwei im wesent lichen gclun­
~ne AktiollStage durchzuftihn:n. Für beide Tage hatten wir Ull! den 
rund um die HDW gelegenen Arbeiterstadttei! ausgesucht (bunde,­
weit berücksichtigt dun;h den 10~Stimmenanteil der Nazi-liste 
"Au~lände .. Stop" bei den Kommunalwahlen). 
Am AktiollStag "Gegen NATO-Raketen - ftir Abrüstung in 051 und 
West" wurden den lr .. nzcn Tag iiber vor der Werft und im Stadtteil 
Flugblätter verteilt_ Zum Ab§chluß de. Tag.,s führten wir dann vor 
d.,m \\'erfuor mit 150 Teiln~hmern ein.,n "Mtnsehenteppich" durch 
und informkrtcn üb~r die Folg~n eines Atomkrieges rur das Rü­
slUngszenlrom KieL OberrdS<:hend war fUr uns in d<:n vorbereitenden 
Diskussionen im Lagt'r, daß die Zusammenhii.ng~ zwischen Friedens­
und Solidarität>aktioncn nicht "on all~n g .. w:hen wurden. 

Politischer Höhepunkt war dann der Aktionstag "Keine U-Boote fUr 
Chile - Gegen Krieg!lproduktion und Massenentlassu~n"_ Begleitet 
von F1ugblall-Aktionen, Info-Ständen und Straßentheater, fUhrten 
wir mit nahezu allen Lagertcilnchmenl eine einniindigt' ßlod:ade der 
Abteilung Kriegs.chiffbau durch. 
Trot~ eine' direkten Zusammentrdfens mit Angehörigen der chileni­
Khen Marine "ährend der Blockade gelang es, die Akt ion friedlich 
und so wie geplant Zu beenden. Die Aktionsform der Blockade war 
von uns bewußt im Hinblick auf die Herbstaktionen der Friedens· 
bewegung gewählt worden_ 
Wir haben den Verlauf insgesamt als Erfolg cinge'ehätzt. Das gilt vor 
allem für die Teilnehmer ~]bst; fUr fdSt alle war es eine neue Erfah­
roug, Da es an den meisten möglichen Bloekadepunkten wenig direk­
tes Publikum gibt, weil sie außerhalb von Sudten oder InduSlriege­
bict<-n liegcn, ist das politi~dle Ergebnis liberwicgend von der HaI­
tuni\ der I'rnk abhängig. Hier liegt die w~'S<:ntli<;he Schwii<:he von 
810~kaden - wahrschcinli<;h wird es notwendig §cin. für den Herbn 
intensiver übn Aktionsformen nach~ude"kcn , die dort durchführbar 
sind, wo wir vi,-Ie Menschen erreich,-n. 
in dieser Hinsicht waren z.B_ die an$Chließ.-nde Chile-Demonstration 
in di<: Innl'nstadt und di.' Aktionen der Straßenthcatergroppc wirk­
>.lmer als die 8hx.kade. Vom politi~chen Programm 'l:U erwahn.:n sind 
noch die beiden Solidarilätsveranstaltungen: das Abschlußfestival 
mit KinderfeSt in Kid und das Meeting anläßl ich des 30. J ahrcstai':es 
d.-s Sturms auf die Moncada-Kascrne in Kuba am 26. Jul i_ 
Neben der ak tudlen Situation in Chile stand vor alkm die Solidarität 

mit den Völkern Mittdamerikas im Vordergrund_ Eine Spenden· 
sammlung für das Volk Nikaraguas brachte 300 D~1. 
Wir haben 6 Monate an der Vorbereitung gearbeitet . Unserer Mei· 
nung nach ist ein örtliches Komitee durch ein Projekt dieser Größe 
überfordert. Oie zahl reichen Pannen in der Organisation zeigen, daß 
es notwendig wäre, mehr Leute und Gruppen an der Durchflihn.>ng 
zU beteil igen. 
Viele gute Ideen und Vorschläge blieben ungenutzt, weil die Siehe· 
rung von Verpflegung, Unterbringung und Finanzien.>ns den größten 
Teil der Zeit beampn.>cht hat. 
Trotzdem sind wir der Meinung. daß es sich insgesam t gclohnt hat. 
Die Kombination von Erholung und Politik bietet Möglichkeiten, die 
wir nutzen sollten. Oie Diskussion darüber, ob, wo und mit welchem 
Schwerpunkt das nächste Sommerlager der Solidarititsbewegung 
stattfindet, sollte im lIerbn beginnen - wir werden uns daran beteili· 
",. 
Die Teilnehmer am In terna tionalen Sommertager Salvador Allende 
haben die Frage schon beantwortet _ 33 Leute haben 5,;ch al§ 
Hclfer rur das nächne Jahr angemeldet. Detler J ordan 

Anklage wegen U-Boot-Beselzung erhoben 

Chile·U·Boote -
ein befriedetes Besitztum? 

"Am 4_ Septembu 1982 erstiegen 23 Personen, von der See5Cite 
her auf Segelyachten kommend. das zum Werk Süd der HDW ge­
hörende V·Boot·Dock. Auf diesem wurden weithin sichtbare 
Sprochbänder mit den nachfolgenden Aufschriften entrollt: 
• Keine U-Boote für Chile 
• Rüstungsexport - Beihilfe zum Mord 
• Arbeit schaffen ohne Waffen 
(, .. ) Das U-Boot-Dock stellt befriedetes Besitztum im Sinne von 
§ 12.!1StGBdar." 
So steht e5 in II Ankla~schriftcn i':egen je 2 Teilnehmer an der 
5ymbolisch~"TI Besetzung. Im Werk Süd der 1I0waldnwerft (HDW) 
wt:rden Waffen {Ur terroristische Regimes in der ganun Welt herge­
stellt, obwohl das Gn.>ndgesctz jede Handlung unter Strafe nellt, 
die das friedli<:he Zusammcnkben der Völker gerahrdel_ 
Wenn sich die Justi'l: um den angeblichen Hausfrieden von Waffen­
händlern, nicht aber um deren kriminelle Geschäfte kiimmert, i§t e~ 
nutw~ndig, alle Formen dt~ ProtesteS dagego;n zu nützen. 
Wir fordern dcJhalb insbesondere die Friedensbewegung auf, in den 
Hnhstaktionen den Kampf gegen die RaketellStalionien.>ng mit Ak­
tionen gegen die Au~wei!ung des Rüuungsexports zu verbinden, 
Wir bitten um Unterstützung bei den auf un~ zukommenden Pro­
z~~~en, nicht zuletzt um materielle Solidarität. Spenden· Konto: 
Chik-Solidaritat/BfG-Kicl, Konto-Nr. 1055350300, 
Arbciukrcis Chile Solidarität Kid 
Detlcf J ordan. Schoolkamp 47, 23 Kicll4; Td.: 0431-7 12098 
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Aktions- und Materialspiegel 

Aktionsmöglichkeiten und Materialtips 

Seit dem blutigen Militärpuls.::b 3m 11. Sep­
tember 1973 org-J.nisil"rl ein Netz von Chile­
Komitees in bundc'sdeut!lchen Städten die 
Solidaritätsarbeit mit dem chilenischen Volk. 
Von Anfang an sah das AntiimpcriaHnildu: 
Solidaritällikom itcc: (ASK) ru f Afr ika, Asien 
und Late inamerika eine seiner Hauptaufga­
ben in der wirhamen Unterstützung und Ko­
ordination dIeser Arbeit. Später entstand die 
Initiati\'c In te rnatio nale Ch ri. tlichc Ch ilr­
SoJidari tJi l (IICC5) und die hauptsächlich \'or 
Ort arbeitende Kinderhilfe Chile. Um da.'! Los 
der politischen Gefangenen in Chile kümmer­
te sich auch Amnesly In ternational. Die 
Chilr-Solidarilätsbcwcgung wirkt in Abstim­
mung mit du Koordina tion der ch ilenischen 
Linken in de r Bundesrepublik. 
Adressen: 
• ASK, ~1ainzer LandsIr. l~, 6000 Frank' 
furt{M. I 
Sond" rkonto Prof. Wulff, Konto·NT. 
~270~.s-60 2, Postscheckamt Frankfu rt/M., 
Kennwort: Chi\c 
• \leCS, elo H. W"rna, Elsa-Brandnröm· 
Str. 4, 6~OO Maim: 
• Koordination der chilenischen Linken in 
der Bundesrepublik, c/o Kulturl:reis Pablo 
Neruda, ~1ainzer Landnr. 15, 6000 Frank· 
furt 1 

U-Boot·Boykott 

Seit zwei J ahren kämpft di" Solidaritiitsbewc­
gung g"gen die geplante Lieferung zweier U­
Boote da KieleT Howaldtwerke-Deutsche 
Werft (HDW) nach Chile. 
Einige dieser Aktivitäten sind dokumentiert 
in der Broschü.., .. 2 Jahre U-Boot·Bau ruf 
Chiles Faschisten in K ier ', dit der Olile­
Arbeitskreis, c/o Pumpe. Haß'Ir. 22, 2300 
Kid I. erstellt hat. Plakate, Aufkleber, Pro­
test-Postkarten, Informationsbroschüren und 
eine MateriaUiste zu dieser Kampagne können 
bezogen werd"n üb"r: 
Solidaritämhop .'I. Welt, Mainzcr Landstr. 
15.6000 Frankfurt I 

Helft den Verschwundenen! 

Eine wichtige Arbeit zahlreicher Chi!c-Komi­
teeS besteht in der Durchführung von Nach­
forschungsaktion"n nach Regimegegn"rn, di" 
\'erschltppt worden sind. Zahlreiche Paten­
schaften mit solchen Verschwundenen wur­
den organisiert. Eine Broschürc " I)ond" 
es tan? Wu sind sie?" (68 S., 3 DM) doku-
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mentiert die mustergültige Arbeit d"r Marbur­
ger D>ile-Komitees auf diesem Gebiet. Be­
zugsadrcsse: W. Weber, Buchenweg 14, 3556 
Weimar 4 

Rückkehrrecht für Chilenen 

Vermehrte Anstrengungen sollen in nächner 
Zeit unternommen waden, um die politi­
schen und materiellen Voraussetzungen zu 
schaffen. damit ftir die Exil-Chilenen das 
Recht zur Rückkehr in ihr Land geschaffen 
wird. Ein bundesweites Komitee zur Siche­
ru ng des Rechts der Chi\cnen, in ihrer Heimat 
zu lebcn, befindet sich im ProzeB der 
GJiindung. 

Materialien 

Der Solidaritätsshop 3. Welt hat zur Zeit 
sechs ChiJe-Plu.a te ;n seinem Sortimelll, die, 
teilweise mit Eindruckmöglichkeiten, auch in 
größerer Auflage geliefert werden können 
(Prcis zwischen I und .'I DM). Das neueste 
Plakat trägt die Aufschrift "Chile wird wieder 
Chile". 
Drei Aufklc bc: r und drei Bultons mit unter­
schiedlichen Motiven und Schriftzügen 
können ebenfalls über den Solidaritätsshop 
bezogen werden. DaJiiber hinaus kann eine 
Oia-Sc ric aUigeliehen werden. 
Soeben enchien auch eine Kurtbroschüre mit 
dem Titel .,Chile - 10 J ahre nach dem 
Putsch", die wichtige Grundinformationen 
vermilIeli (Preis 1,.50 DM). Vollständige Be­
uelliste anfordern bei: Solidari täushop 
.'I. Welt, Mainzer Landstr. 15, 6000 Fr,mk­
fun/Mo I 
Ein grafischer I..cckerbissen ist die P lakat­
mappe: "Chile kämpft - Nicaragua Icht", die 
beim St"idl Ver lag, Düstere Straße 4, 3400 
Göttingen, herausgekommen ist (Pre is 48 
DM). Die Mappe enthält mehrfarbige Nach­
drucke von Plakaten aus Nikaragua (18 
Stück) und Chile (21 Stück) in den Formaten 
DIN a I und 2: dazu 16 Textbläller mit 
Informationen und ein Scrvicehefl mit Er­
läuterungt:n für die DurchfUhrung von Aus­
stellungen. 

Ober 20 Chile-Filme aus den Jahren zwischen 
1971 und 1980 sind im V"rleih der UNIUOC­
Film Gmbll zu haben_ Eine ~o llst.änd ige Liste 
mi tlnhaJubesch no ibungen kann bezogen wer­
den bei: UNIDOC, Dantestr. 29, 8000 
München 19. Zwei weit"re Chile-Filme hat 

lfilJri<d 11"""-

Dieser 
Auoenblick 

"rückt 
näher 

---

der CON-Film-Verleih , Westerdeich 38, 2800 
Bremen, im Programm_ 
Die demokratische Musikkultur Chiles hat 
viel zur Verbreiterung der Solidaritätshewe­
gung beigetragen. Die meisten chilenischen 
Musikgruppe:n, darunte r die weltberühmten 
lnti-lUimani und Quilapayun, sind in der 
Bundesrcpublik im Verlag P läne (Braun­
schweiger Str. 20, 4600 Dortmund) "erlegt 
worden. Neben Pläne in auch die Agentur 
topas (Hedwig-Str. 32, 4300 Essen I) bei der 
Vermittlung von Musikgruppen für Auflr;!!e 
im Rahmen von Solidaritäl5konzerteri behilf­
lich. 

Buchhinweise 

Rechtzeitig zum 10. Jahrc"ag des Putsches 
hat der Pahl-Rugennein Verlag das großfor­
matige Werk 
Chile - Ein Schwanbuch, Hng. V. H.W. 
BarISch. M. Buschmann, G. Sluby, E. Wu lff, 
Kö ln 1983,230 S., 14 DM 
in neuer Auflage herausgebracht. Das mit vie­
len Fotot ausgestattete Schwar'lbuch behan· 
delI die Regierungsphase der Unidad Popular 
Anfang der 70er J ahre und zeichnet die Ge­
schichte des Mi litärputsches von 197.'1 nach. 
Einen anschaulichen Eindruck der jüngsten 
Ereignisse in Lateinamerika gibt der aus 
Fotos von Koen Wcss ing und einem Text von 
Eduardo Galcano bestehende GroBformat­
band: 
Von Chile bis Gua temala. Zehn Jahre Latein­
amerika. Petn Hammer Verlag, Wuppertal 
1983, 18,80 DM . 
Das Buch behandelt Ursachen der Untercnt · 
wicklung, schildert Einkommensverteilung, 
Repression, Menschenrechtsverletzungen und 
geht auf das Problem der kulturcllcn Identi­
tät des Subkontinents ein. in dem die herr­
schende Kultur ein billiger Abklatsch US­
amerikanischer und europäischer Konsum­
ideologie ist. 
Dcci weit"re Neuerscheinungen sind: 
Romeo Rey, Zehn Jahrc Grauloamkci t oder 
d ie Erdrosselung Laleinamerikas, rororo­
aktue ll 5252, R~inbek bei lIamburg 198.'1. 
3 11 S.,10,80 mf ; 
Wilfried Huismann, Dieser Augenblick ruckt 
näher. Reportagen aus Chile. Pahl-Rugenstein 
Verlag. Köln 1983, 190 S., 14,80 DM; 
Ruth Sborowitz, Zwei Abschiede, eine lI off­
nung, Verlag .'rauenoffcnsi ... e, München 
198.'1, 152 S .• 19.50 DM. 
Romeo Rey, Lat"inamerika·Korrespolldent 
der Frankfurter Rundschau und des Tages­
Anzeiger (Zürich) hat Reportagen, Essays 
und Analysen der letzten 10 Jahre neu zu­
sammengefügt. Es entSIeht so - ausgehend 
... on dem chilenischen Militärputsch - ein 
I"bendigcs Bild der Gesamtentwicklung auf 
dem lateinamerikanischen Kontinent. 
Wilfried Huismanns Reportagenbuch be­
schränkt sich demgegenüber auf die aktuelle 
Lage in Chile_ Sein Hauptaugenmerk gilt der 
Situation und den Perspektiven des Wider­
stands. Der Autor lebte mehrere Monate lang 
mit dem Volk in den Elendsquartiercn, 
sprach mit Oppositionsruhrcrn und Stadt­
guerilleros und war bei dem großen Streik der 
Kohlearbtiter in Lota dabei. Herausgekom­
mtn ist dabei ein Buch, das teilweise auf 
Widerspruch stoßen dürfte, "weil es sorgsam 
gepflegt~ Vorstellungen in Frage stellen 
kÖnnte". 



auß~rst knapp~r Z~itraum, d~r d~n Part~ien kaum di~ Mög­
lichk~it läßt, di~ Aunag~ zu eTrullen. Aber dies ist nur von 
zweitrangiger Bedeutung. 
Die junta-Generäle lassen ohnehin keinen Zweifel aufkom­
men, wer im zu wählenden Parlament das Sagen haben wird. 
Bis zum 8. juli 1983 haben die ~tilitärs lediglich drei Par­
teien zugelassen: die Nationalistische Demokratie-Partei 
(MDP) des pensionierten Generals Turgut Sunalp, die Vater· 
landspartei (Anal') des einstigen Wehbankdirektors Turgut 
thaI und die Volkspartei (HP) des ehemaligen Provinzgou­
verneurs Necdet Calp. 

Sowohl die MDP als auch die HP sind nichts weiter als 
"Muva'laa Partisi", d.h. Parteien, die nur 'lum Schein eigen­
ständig auftreten, in Wahrheit aber Strohmannorganisatio· 
nen der regierenden junta sind. Die MDP ist als'Regierungs­
partei vorgesehen, wahrend der HP die Rolle der Opposition 
zu raUt. 

Damit die Rechnung General Lvrens aufgeht, müssen Par­
teien, die trotl aller Repressalien bei der Bevölkerung Aus­
sicht auf Erfolg haben könnten, ausgeschaltet werden. Ein 
:\Iunerbeispiel dafür bietet die Groß-Türkei-Partei. Ihr konn· 
te die Junta Betiehungen 'lum ehemaligen konservativen 
Ministerpriisidenten Siileiman Demire! "nachweisen" und 
bezeichnet sie dementsprechend als ~achfolgeorganisation 
der früheren Gerechtigkeiupartei (AP). Damit dieses wich· 
tige Wählerpotential der AP den Juntaparteien nicht ver­
lOTengeht, wurde die Große-Türkei· Partei verboten, ihre 
Griindungsmitglieder sowie weitere 8.000 Personen - mei­
stens Vorstande der I'rovinzorganisationen gemaß dem 
Dekret 79 von der Wahlkandidatur ausgeschlossen. 
Auch die gemäßigte rechte SODEP des I'hysikprofessors 
Erdal Inönü. die sich fast bis zur Selbstverleugnung alle 
~Iühe gab, nicht den Argwohn der ~Iilitärs lU erregen, wurde 
- wie eine Reihe anderer Parteien - durch i\"amensstrei­
chung aus der Griinderliste nicht zugelassen. General Evren 
ließ unterdessen '·erlauten. daß er gegen "lU viele" Parteien 
sei. 

Ein Parlament nach dem Geschmack der Generäle 

Allzuviel wird das neue Parlament gegen den rur die nach· 
sten sieben Jahre gewählten Staatspräsidenten, General 
Evren, sowieso nicht ausrichten können: Der Staatspräsi. 
dent hat ein Vetorecht gegen Entscheidungen der Abgeord· 
n~ten, kann den Ministerpräsidenten und die Minister ernen­
nen sowie einen Teil der Richter einsetzen. 
Angesichts solcher Einschr'.inkungen der pOlitischen Grund­
rechte kann es sich die junta erlauben, bei dem Wahlgesetz 
in zwei Punkten "großlügig" zu verfahren: jenen Bürgern. 
die sich nicht an der Abstimmung über das Verfassungsrefe. 
rendum (am 7.11.1982) beteiligt hatten, wurde das auf 5 
jahre aberkannte Wahlrecht wieder zuerkannt. Auch das ur­
sprünglich im I'arteiengesetz verankerte Verbot öffentlicher 
Versammlungen wurde dähingehend modifiziert, daß ledig. 
lich "provokative" Äußerungen über politische Gegner und 
jede Kritik am Militärputsch sowie an der junta verboten 
sind. Allerdings behalten sich die Generäle das Recht vor, 
alle Kandidaten der Parteien. die ihnen nach eigenem Gut­
dünken nicht als Abgeordnete geeignet scheinen, ab'luleh­
nen. Die ca. 22 Mio Türken sind verpOichtet, an der Wahl 
teilzunehmen. r-;ichtteilnahme kostet umgerechnet etwa 30 
D~·I Geldstrafe. 
Angesichts einer dermaßen offenkundigen Wahlfarce uigte 
sich am 21.6.1983 selbst die Frankfurter Allgemeine Zei­
tung pikiert: "Die weitreichenden diktatorischen Kompe· 
tenlen. die sich die Generäle im Wahlgesetz zugeschanzt 
haben. zeigen an: Sie sind bestrebt, ein Parlament nach 
ihrem Geschmack 'lusamtnenzustellen." 

Politische Gefangene 
im Hungerstreik 

2.500 politische Gefangene traten in der Turkei .. m 7.Juli 1983 in 
einen unbefristeten Hungerstreik, um die Verbesserung ihrer Haft· 
bedingungen durchzusetzen. Bis Anfang August dJ. hatte sich die 
Hungustreikbewegung, die ,'on vier htanbuler Militärgefängnissen 
ihren Ausgang genommen hatte. auf die Geni.ngnisse in Izmir. 
Mamak, Canakkale, Bartin, Corum und Diyarbakir ausgeweitet und 
3.000·4.000 Gefangene erfaßt. Der Hungerstreik dauerte bis zum 4. 
August an und wurde dann auf DfVck der Militär\.'enYaltung hin 
abgebrochen. 
Anlaß fo.ir den Hungerstreik, in denen Gefolge zahlreiche Inhaf· 
tiene in Gefangniskrankenhäuser eingeliefert werden mußten. war 
die Tatsache, daß man mehr und mehr Häftlinge in eigens errich· 
tete Spezialgefängnisse mit Ein- bis Zwei·Mann-ZeUen verlegte. 
"Eines dieser Ze!lengefängnisse wurde am 4. Juli 1983 in Sagmal· 
cilar eröffnet", heißt es in einer Erklarung der Hungerstreikenden. 
"Aus Militärgefängnissen au~ge~iebte revolutionäre Inhaftierte wur­
den dorthin gebracht. Noch am Gcfangnistor fing die Folter an. 
Nac::hdem der Inhaftierte bis zur Ohnmacht geprügelt wird, wird sein 
Kopf kahlgeschoren, und nach Einziehung seiner ZiYilkleidung wird 
"ersucht, ihm die Anstaltskleidung anzuziehen. Danach dauern die 
Foher, die Schläge und die Verbote an. damit die Anstaltskkidung 
und die Zwangsmaßnahmen des Militärs akzeptiert werden." 
Trotz des Informalionsyerbots der Krieguechtskommandaniur 
konnten die Gdangenen ihre fordefVngen an die Offentlichkeit 
weiterkiten. Sie lauten: 
• Aufhebung der Unterdrückung und Folter in den Gefängnissen. 
• Sichernellung der .... tlichen Versorgung, 
• Möglichkeit tu unbeobachteten Ge~prachen der Gefangenen mit 
ihren Anwälten und familienangehörigen, 
• Keine Einheitskleidung für polilische Gefangene und Rückgabe 
der Zivilkleidung, 
• Erlaubnis, Bücher und Zeitungen zu lesen, Schreibmalerial und 
Stifte zu besitzen. 
Ein UnterHützungsauffVf tahlreicher türkischer Gewerkschaftsyer­
treter und weiterer Persönlichkeiten hat inzwischen auch in der 
Bundesrepublik zur Durchflihrung von Solidaritäuhungerstreiks ge. 
führt. 
Diese und andere Solidaritätsaktionen werfen ein grelles Licht auf 
die nach wie vor verheerende Menschenrechtnituation in der 
To.irkei. Nach offiziellen Angaben, so Radio Ankara, wurden seit 
der Verhängung des Kriegsrechts im September 1980 insgesamt 
32.671 Personen wegen politischer "Vergehen", größtenteils durch 
Militärgerichte, abgeurteilt. Nach Informationen des Türkei·lnfo· 
dienstes wurden bis Mitte Juli 1983 insgesamt 251 Todesurteile 
verhängt und da'·on 48 bereits vollstreckt. 
Zahlreiche türkische Organisationen haben flir den 10. September 
1983, 10.30 Uhr, zu einer DemoßJuation in Köln aus Anlaß des 
3. Jahrestages des Militärputsches aufgefVfen. 
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Frieden und Dritte Welt 

Dietrich Schulze-Marmeling 

Die NATO-Interventionsstrategie 
und der Part der BRD 

Der Beitrag ,'o n Dietrich Schulze-Marmding, r-.titarbdter 
beim Bundcskongrcß Auto nomer t'ricde nsin itiativen, knüpft 
unmittelbar an die be,TeilS in AlB 7-8/1983 (5. 4-8) von W. 
Rätz und E. Thölke-Sommer aufgeworfene Fragcstdlung an, 
welcher Stellenwert der Station ierung vdn Pershing IJ und 
eruise Missiles im Rahmen der west lichen Globa[slrategie 
zukommt. 

Im Jahr 1980 erfuhr die US-Globalstrategie eine bedeutende 
politische und mil itär-strategische Modifizicrung (Verände' 
rung; d. Red.); An die Stelle der bis dahin gültigen "Swing­
Strategie", die im wesentlichen eine Konzentration auf die 
"europäische Zentralfront"' beinhaltete, trat nun das Kon­
zept der "globalen Herausforderung". 
Die "Swing.Stra tegie" war noch "bescheiden" von der 
Möglichkeit eines "ganzen" Krieges in Europa, zuzüglich 
eines .. halben'· in übersee, ausgegangen. Die modifizierte 
Kriegsplanung hingegen zeichnete nun ein Szenario von 
"drei gleichzeitigen Kriegsschaupl;jtzen" in Europa, am I'er· 
sischen Golf und in Fernost. Der stt"ilvertreh:nde US·Vend· 
digungsminister Korner begründete die Vt·ränderung der USo 
Globalslrategie mit der "neu hinzugekommenen Verantwor· 
tung der USA im Persischcn Golf und seinem Umkreis ... 
sowie Fernost, vor alll·m im Raum zw ischen Korea und 
Vietnam ". 1 

Die Abkehr \'on der ,,swing·Strategie·· markierte in militär· 
strategischer Hinsicht das Ende der "Nach.Vielllam·Ära", 
die eher von globalpolit ischer "Zurückhaltung" scltens der 
USA gekennuichnct war, auf ökonomische Instrumentarien 
und den Aufbau regionaler "subimperialiSlischer Statthal· 
ter" und "Gendarmen" setzte. 
Die militärischen Kräfte wurden vorrangig auf den Ausbau 
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der "europäischen Zentralfront" konzentriert, mit dem Zid, 
konventionelle Uberlegenheit über die Kräfte des War· 
schauer Paktes zu erlangen. Die "Begleitmusik" bestand in 
der Beschwörung der "russischen Panzl·rwalze" und in der 
These von der angeblichen Fähigkeit der Sowjet union ;.;um 
"Blitzkrieg" und "Blitzsieg" in Mitteleuropa. 

Noch bevor dk neue Kriegsplanung in den Rang offizieller 
Militärpolitik erhoben wurde. hatte l'r'.i.sident Cartl'fS Vertei· 
digungsminister l-larold Brown bereits verlauten lassen, daß 
im Gegensatz zu den vorausgegangenen drei Jahren, in de· 
nen der Schwerpunkt US·amerikanischer "Verteidigungs". 
Anstrengungen im Ausbau der "Kampffahigkeit Europas" 
gelegen habe, "wir dieses Jahr unsere Aufmerksamkeit und 
speziellen Gcldmittd daftir verwandt haben, eim'n s<.:hnellc· 
ren Transport von Truppen und Material in die potentiellen 
Krisl'ngcbiete wie den Vorderen Orient, den Persischen Golf 
und das Arabische Meer zu ermöglichen." H. Brown konsta· 
liertl' im J ahresbericht des I'entagon, daß die "internatio· 
nalen Turbulenzen" zugellommen hätl(·n und damit "unsa 
Verteidigun!!seSlablishmellt ... durchaus mit einer bisher 
präzedenzloscn Zahl von Anforderungen konfrontiert 
wird". "Die Turbulenzen, Drohungen mit Gnvalt und der 
Einsatz von Strcltkräften bldben w\'lt verbn'iteL 

Diese Unruhen, so 11. Brown weiter, "haben zahlreiche und 
verschiedenartige Ursachen", u,a. auch di(' Unfahigkeit der 
Vl'rl"inigtell Staaten, "die grundlegend('n Bedürfnisse der 
Völker zu befriedig"n und das explosive Gefalle zwis<.:hen 
Reichtum und Hunger zu verringern". Die Sowjetunion 
hab.' sich dics\, Gegensät'Ge zunut:t.' gemacht und d'ldun:h 
die globale Instabilität verstärkt. "Aber dk Sowjetunion ist 
nur e in Teil des Problems", genauso wichtig seien "die 



Unterschiede bei der weltweiten Verteilung von Einkommen 
und Rohstoffen". 

Beschwor bi~ dahin jeder jahresbericht des Pentagon nahezu 
ausschließlich die sowjetische Bedrohung an der "europäi· 
schen Zentralfront". so widmete nun H. Brown den gröBe­
ren Teil seiner Ausführungen den Bedrohungen von seilen 
der Dritten Welt. Brown betonte, daß "ein internationales 
Wirtschaftschaos fast genauso schwerwiegend sein könnte 
wie eine militärische Bedrohung von seiten der Sowjet­
union".2 

Der Jahresbericht des Pentagon von 1982 unterstreicht die 
bereits in der Ära Carter eingeleitete Rückkehr der USA zur 
übernahme globaler Verantwortungen und die stärkere 
Orientierung auf tatsächliche und potentielle Krisenherde in 
der Dritten Welt. Er bestätigt, "daß der Jahnehnte vorherr­
schende 'Euro-Zen trismus' der amerikanischen Stra tegie 
(sich) deutlich verlagert hat: Künftige Gebiete der Auseinan­
derseaung, etwa im Nahen Osten, in Südasien oder in der 
Karibik, erhalten mindestens das gleiche politische und 
psychologische Gewicht wie die NATO-Zentralfront in 
Europa". 3 

Und dennoch gibt es hier wesentliche Unterschiede zu den 
Ausftihrungen von H. Brown: Machte Brown noch indirekt 
den wachsenden Antagonismus zwischen Arm und Reich im 
globalen Maßstab ftir die "Turbulenzen" in der Dritten Welt 
verantwortlich und betrachtete er die Sowjetunion eher als 
Nutznießer denn als Verursach er derselben, ordnet die geo­
politisch orientierte außen- und "entwicklungs"politische 
Denkschule der Reagan-Adminislration diesen von H. 
Brown konstatierten .. Nord-Süd-Konflikt" der alles beherr­
schenden globalen Konfrontationspolitik mit der Sowjet­
union unter. 
Die Sowjetunion erscheint in den außenpolitischen Ana­
lysen der Reagan-Administration nicht mehr nur als .. passi. 
ver Nutznießer", sondern als "aktiver Verursacher" der 
"Turbulenzen" im internationalen System, dem offensiv 
rund um den Globus zu begegnen sei. 
Die schrittweise Rückkehr zum offenen militärischen Inter­
ventionismus "rund um den Globus" erfolgte in drei Etap­
pen: 
• Die erste Etappe bestand in der sog. Ölkrise 1973/74. 
Infolge des Oktoberkrieges 1973 stoppten die Staaten der 
Organisation Erdölexponierender Länder (OPEC) den ÖI­
fluß in die USA und die Niederlande. Diese Maßnahme wur­
de bewußt zur "Ölkrise" hochgespidt, die angeblich den 
weiteren Bestand der vom Rohstoff 01 abhängigen west­
lichen industriellen Zentren in ihrer Substanz bedrohte. 

Interventionismus "rund um den Globus" 

Die bewußt geschürte "Belagerungsmentalität" in den USA 
und den westeuropäischen NATO-Mitgliedsstaaten münde te 
folgerichtig in der Propagierung des Einsatzes der gesamten 
NATO-Marine auf sämtlichen Weltmeeren zum Zwecke des 
Schutzes der Handels- und Olrouten, der "Lebensadem" der 
westlichen Welt. Der rechtsradikale Springer-Schreiberling 
Kremp erklärte den "gegenwärtigen Verteilungs kampf um 
die Rohstoffe (zum) Vorläufer eines generellen Verteilungs­
kampfes zwischen deli industrialisierten Staaten der nörd­
lichen Hemisphäre und den wesentlich weniger entwickelten 
Ländern der südlichen Zone". Dieser Kampf würde "Züge 
eines VernichLUngskrieges" tragen. Die gestellte "Machtfra­
ge" müßten "die industrialisierten Systeme" in "ihrem Sin­
ne" lösen. 
Ein anden ... r Springer-Schreiberling namens Cykon beklagte 
die .,Machtlosigkeit Wuteuropas'" die "alle seine Bürger 
konsternieren müsse". Schon "hundertmal" seien "wirt-

schaftliche Kriegserklärungen mit militärischen beantwortet 
worden". Zur "wirtschaftlichen Kriegserklärung" der OPEC 
wäre es auch nicht gekommen, "wenn sie sich nicht militä­
risch abgedeckt flihlen würden durch die Sowjetunion". 
Statt "westlicher Schwäche" brauche man "endlich die Mil­
liarden" ftir "Kolonnen neuer deutscher Panzer und Flug­
zeuge ... , französische und britische Kreuzer und AlOm­
raketen". S 
Die USA probten auf dem Höhepunkt der Auseinander· 
setzungen mit der OPEC in der kalifornischen Wüste die 
Besetzung eines Ölfeldes_ Die 7. US-Flotte lief im Persischen 
Golf ein, und der Oman wurde um Erlaubnis für Landeübun­
gen gebeten. Die Strategie war damals nicht, mit der gesam­
ten NATO einen Kriegseinsatz anzudrohen, sondern mit den 
engsten Verbündeten in der Region, Israel und Iran. Erst­
mals wurde auch der Aufbau einer weltweit ei'nsetzbaren 
"Feuerwehrtroppe" gefordert. 
• Die :r.weite Etappe wurde nach der Befreiung der ehemali­
gen portugiesischen Kolonien 1974/75 angegangen_ USo 
Außenminister Henry Kissinger drohte, die USA würden 
"kein zweites Angola dulden" und besonders kein weiteres 
kubanisches Engag~ment auf dem afrikanischen Kontinent. 6 
Aufgrund der "Bedrohung" der "lebenswichtigen" See­
routen rund um das Kap durch den "sowjetischen Neokolo­
nialismus" forderte Hili Norten, der damalige Vorsitzende 
des NATO-Ausschusses, die Ausrufung einer "NATO-In­
teressenszone" bzw. die ständige Stationierung von NATO­
Flottenverbänden im Südatlantik. 7 

Geburt der Schnellen Eingreiftruppe 

Die Frankfurter Allgemeine Zeitung (F AZ) wußte am 
5.2.1976 zu berichten, daß die Regierungen der NATO­
Mitgliedsstaaten vom NATO-Oberkommando "seit mehre­
ren J ahten ... mit einer Notfallplanung ftir den Einsatz eines 
national gemischten Flottenverbandes im Südatlantik beauf· 
tragt wurden". Gemeinsame Flottenverbände wurden ge· 
plant, unter Beteiligung der USA, Großbritanniens, der Nie­
derlande, Norwegens und der BRD. 
Desweiteren wurde die Ausdehnung des NATO-Geltungs­
bereiches über den nördlichen Wendekreis des Krebses hin­
aus diskutiert.. Der britische General Ashmore schlug in die­
sem Zusammenhang vor, zwecks Sicherung des Südatlantiks 
die Ausdehnung der NATO bis nach Südamerika unter Ein­
beziehung Brasiliens zu betreiben. 
In der Bundesrepublik fand im 2. Halbjahr 1977 eine Debat­
te über künftige Einsätze der Bundeswehr auf dem afrikani­
schen Kontinent statt, insbesondere nach der Intervention 
belgischer und französischer Truppen in der zairischen 
Kupferprovinz Shaba. H. Kissinger forderte eine stärkere 
auch militärische Arbeitsteilung im Bündnis . 
• Die dritte Etappe wurde mit dem StUrl: des Schab-Regi­
mes eröffnet, der 1979 das Scheitern der Nixon-Doktrin 
offenkundig machte und die BefUrworter der "Rückkehr" 
zur Politik des offenen und direkten militärischen Interven­
tionismus, nunmehr auf Basis des Konzeptes des "schnel­
len" und "massiven" Eingreifens, bestätigte. 
Die antiamerikanische Eskalation im Iran und die sowjeti­
sche Invasion in Afghanistan nahmj. Carter Ende 1979 zum 
Anlaß, den Persischen Golf zur "amerikanischen Interessens­
zone" zu erklären: "Ein Versuch irgendeiner auswärtigen 
Macht, die Kontrolle über die Region des Penischen Golfes 
zu erlangen, wird als ein Angriff auf die lebenswichtigen 
Interessen der Vereinigten Staaten betrachtet werden. Und 
solch ein Angriff wird unter Einsatz aller notwendigen Mit· 
tel, einschließ lich militärischer Macht, zurückgewiesen wer­
den."8 In seiner Ansprache "Zur Lage der Nation" Anfang 
1980 äußerte Carter desweiteren den Wunsch, mit den 
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Staaten des Nahen Ostens ein ",Rahmenabkommen zur 
sicherheitspolitischen Zusammenarbeit" gegen die "sowjeti­
sche Aggression" abzuschließen, 

Oman, Somalia und Kenia erklärten sich bereit, den USA 
Stützpunkte rur die Schnelle Eingreif truppe (RDf') einzu­
räumen. Das Stützpunktabkommen mit der Türkei, das den 
USA die Benutzung von 26 Stützpunkten in der Türkei 
sicherte und das seit dem Zypernkrieg (vom jahr 1974; d. 
Red.) in }-'rage gesteh war, wurde erneuert. Im Gegenzug 
erhielt die Türkei umfangrdche ,,Militärhilfe". Der Ausbau 
des strategisch bedeutsamen "Super.Stützpunktes" Diego 
Garcia im Indischen Ozean wurde beschleunigt. 
Derweil wurde auch bereits der Ernstfall geprobt. Die 
Süddeutsche Zeitung vom 20.11.1981 kommentierte das im 
November 1981 an der ägyptischen Grenze zu Libyen abge· 
haltene RDF·ManÖver "Bright Star 11" wie folgt: "Das 
Manöver 'Bright Star' läßt kaum noch Zweifel daran, daß 
die USA sich darauf vorbereiten, die Olfelder und plrouten 
am Golf - auch oh ne Hilferufe der Olstaaten - militärisch 
zu sichern, wann immer sie dieses Nervenzentrum der west· 
lichen Welt gefahrdet sehen." 
Die Erdgnisse im Iran und in Afghanistan boten nun den 
legitimatorischen Vorwand für die unverhohlene Prop agie­
rung des RDt"·Projektes. Tatsächlich lassen sich die neueren 
Pläne für den Aufbau der RDF zumindest auf das jahr 1977 
zurückdatieren, in dem das Projekt quasi regierungsamtlich 
verkündet wurde. Genauer: Im August 1977 erließ die da­
mals noch frisch des Amtes wahende Carter-Administration 
die "Präsidenten-Direktive 18". Diese Direktive forderte den 
umgehenden Aufbau einer "quick·reaction".Streitmacht 
und damit verbunden den umfassenden Ausbau der strategi­
schen Luft- und Seetransportkapazitäten.9 

Vorsichtige Distanz der SPDjFDP-Koalition 

Im folgenden soll es nun um den Part der Bundesrepublik 
innerhalb der militärischen Arbeitsteilung der NATO bezüg­
lich der Dritten Welt gehen. Dabei soll zunächst der "Status 
quo", wie er noch zur Zeit der SPD/t"DP.Regierung fonnu­
liert und auf verschiedenen NATO-Tagungen bestätigt wur. 
de, referiert werden. 

"Wir stehen ... keineswegs in der sicheren Nische, wir 
drücken uns nicht um unsere internationale Verantwortung. 
Aber jeder wird verstehen, daß wir mit der Entsendul1&" 
deutscher Soldaten in Krisengebiete vorsichtig sein müs· 
sen."10 Diese keineswegs prinzipiell gehaltene Absage an ein 
Engagement von BundeswehRinheiten außerhalb des 
NATO-Geltungsbereiches stamm! von niemand Geringerem 
als dem ehemaligen Bundeskanzler und Weltpolitiker der 
SPD-geftihrten Bundesregierung, Helmut Schmidt. 
Ein Gutachten des Auswärtigen Amtes aus dieser Zeit ge­
langte zu dem Ergebnis, daß sich die Bundeswehr "außer zu 
Transport· und ähnlichen Hilfszwecken" Il\.Lr dann an einer 
internationalen Interventionsstrei tmacht beteiligen könnte, 
.. wenn sie zur Abwehr einer Situation aufgestelh wird, die 
zugleich einen Angriff auf die Bundesrepublik Deutschland 
darstellt. Einc Unterbrechung der Olzufuhr aus dem Persi­
schen Golf würde zwar eine wirtschaftliche Spannung her­
vorbringen; ein Angriff auf die Bundesrepublik Deutschland, 
der dieser ein individuelles Recht zur Selbstverteidigung ge­
ben würde. würde hierin jedoch nicht liegen. eine Beteili­
gung der Bundeswehr an einer internationalen Strei tmacht 
im Persischen Gol f wäre daher im gegenwärtigen Zeitpunkt 
verfassungsrechtlich nicht gedeckt. Dies ist die übereinstim­
mende Meinung der beteiligten Rcssorts."ll Der Leser be­
aehte auch hier das Wörtchen "gegenwärtig". 

Die "vorsichtig distam.:ierte" Hahung der SPDjFDP-Regie-

44 

rung in dieser heiklen Frage lag nicht nur ;n der (noch) 
gebotenen Opportunität vor der eigenen (kolonialen) Ge· 
sch ichte begründet. Sie korrespondierte auch mit der Strate­
gie des BRD.lmperialismus, im vom Vorgehen her "positi­
ven Kontrast" zu den USA mit primär politischen und öko­
nomischen Instrumentarien Länder und Regionen "aufzu· 
schließen", die den USA als negative "Inkarnation metropo­
litanen Imperialismus' .. verschlossen blieben. eine Strategie, 
die im Verhältnis zu den USA von Konkurrenz wie arbeits­
teiliger Kooperation gekennzeichnet war. 
Als ein Beispiel sei hier nur der "europäisch-arabische Dia­
log" angeftihrt, der zum Teil in offener Konfrontation zu 
den USA "erfolgt wurde, mit dem Ziel, die militärische 
lIegemonialrolle der USA in der Olregion durch den Aufbau 
gesonderter bilateraler Beziehungen zu den wichtigsten 
Ländern des arabischer, Raumes zu unterlaufen. 
Zusammengefaßt läßt sich die Politik der Bundesrepublik in 
den 70er und frühen 80er jahren wie folgt deuten: 
Einerseits kam aus Gründen der Wahrnehmung eigenständi­
ger imperialistischer Interessen wie der Beibehaltung einer 
gewisKn Form von Arbeiuteilung, in der die BRD die "eie­
gantfOn, diplomatischen und wirtschaftlichen Aufgab,en" (H. 
Kissinger) übernimmt, ein direktes militärisches Engagement 
an der Seite der USA oder unter der t"ühmng der USA 
außerhalb des NATO-Geltungsbereiches nicht in Frage. Dies 
galt insbesondere für den Nahen und Mittleren Osten, weni­
ger für den afrikanischen Kontinent. Eher schon wurde ein 
militärisches "lIineinrutschen" in die Krisen regionen an der 
I'eripherie im unverfanglicheren und "neutralen" Gewand 
etwa einer "bestellten" UN-Friedenslruppe HiT möglich ge­
halten. 
Andererseits erfolgte jedoch auch keine prinzipielle Fest­
legung auf die Wahrnehmung von ausschließlich und "nur" 
regionalen Interessen und Aufgaben: die Option eines mili­
tärischen Engagements auch außerhalb des Geltungsberei­
ches der NATO sollte somit offen gehalten werden. 
Dies wurde besonders deutlich, als die USA 1973 vor dem 
Hintergrund interner Auseinandersetzungen in der NATO, 
die aus der gewachsenen Bedeutung der europäischen 
Bündnispartner und der zunehmenden Aunösung der bipola. 
ren Struktur des Weltsystems resultierten, das ,Jahr Euro­
pas" proklamierten. Die USA legten damals den Entwurf 
einer "Atlantik-Charta" vor, die von Kissinger folgender' 
maßen interpretiert wurde: "Die Politik der USA hat glo­
bale Interessen und eine globale Verantwortung, unsere 
europäischen Verbündeten haben regionale Interessen."12 
Diese Zurechtweisung scheiterte am brüsken Einspruch der 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft, den USA blieb 
nichts anderes übrig, als die Charta fallen zu lassen. 

RDF-Transitstelle und Nachschubbasis BRD 

Vor diesem Hintergrund gestaltete und gestaltet sich der 
bundesrepublikanische Part innerhalb der imperialistischen 
Arbeitsteilung der NATO in militärischer Hinsicht zusam­
mengefaßt folgendermaßen: 
• Die BRD garantiert und finanziert die infrastrukturelle 
Instandsetzung und Indienststellung ihres Territoriums als 
TransitsteIle rur den Nachschub und die RDt'-Einheiten der 
"zweiten" und "dritten Welle", die in "rückwärtigen Stand­
orten in Europa und Amerika bereitgehalten werden 
müßten".13 

Erstmals auf der NATO-Friihjahcstagung 1981 garantierten 
die "europäischen Staaten, einschließlich der BRD", den 
USA "übernugrechte rur US-Maschinen mit Kampf truppen 
zu gewähren, Flugplätze und Häfen rur den Umschlag von 
Nachschub zur Verftigung zu Stellen " sowie "ihre Waffen­
und Treibstoffdepots zu öffnen". 1m Rahmen des "dual 



basing".Synems wird militärisches Material auf dem Boden 
der TransitsteIle BRD "voreingelagert". 
• Die Bundeswehr hat durch das Engagement von US·Trup· 
pen in außereuropäischen Regionen eventuell entstehende 
Lücken aU$l:uflillen. Dies gilt insbesondere auch rur die Bun­
desmarine. Der damalige Verteidigungsminister Ape! sicher· 
te seinem US·Kollegen C. Weinberger auf besagter NATO· 
fruhjahnlagung zu, daß die BRD ihre "Reservisten einbe­
rufen wurde, wenn die US-Anny Einheiten aus lumpa zu 
anderen Kriegsschaupl.ilzen abzieht". 14 Diskutiert wurde 
dicsbezuglieh auch schon einmal der Vorschlag, "Bundes­
wehr-Truppen Iß der Tlirkei und Italien zu stationieren, um 
dort lIbgezogene Streitkräfte zu ersetzc:n".l.S 
Daß die Ablehnung einer direkten Beteiligung an ciner mili­
tärischen Intervention in der Dritten Welt keineswegs primd­
pieUer Natur, sondern eher taktisch bedingt war, verdeut· 
licht nicht nur die Äußerung 11 . Apeb, derzufolge rur die 
Bundeswehr auch in Afrika "AktiOllen notwendig sein" 16 
könnten, sondern auch die praktische Ausdehnung des Ak­
tionsradius der Bundeswehr, wie sie Schritt rur Schritt in 
den 70er J ahren erfolgte: 
• Als belgische und fram:öliische Truppen 1978 in Zaire 
intervenierten, hatte die ßRD selbst Bundeswehroffiziere 
mitgeschickt und Transportunterstutzung geleistet. 
• Als die US-Interventionsvorbereitungen gegen den Iran 
auf Hochtouren liefen, entsandte die Marine die Zerstörer 
"Lüthjens" und "Bayern" in den Indischen Ozean. Bevor sie 
hier einliefen, hatten sie bereits umfangreiche NATO-See­
kriegsmanöver im östlichen Mittelmeer hinter sich gebracht_ 
Be5tandteil dieser Übung ("Dawn Patrol"), der sich gleich 
noch die Obung "Detterent force 1/80" anschloß, waren 
Truppenlandungen auf Sardinien. Die Beteiligung an Manö­
vern im I ndischen Ozean wurde damals seitens der Bundes­
regierung heftigst dementiert. 
• Noch' unter der SPD/I'-oP-Rcgierung liefen zahlreiche Be­
mühungen, die Kapazität der Bundesmarine, ab Kernstück 
einer irgendwann auch liber den NATO-Geltungsbereich hin­
aus agierenden nationalen Streitmacht, erheblich auszu­
bauen sowie ihr Einsatzgebiet au $.Zu weiten (vorent haupt­
sächlich in Richtung Norden). Am 19.6. 1980 beschloß der 
Bundenicherhcitsrat unter dem Vorsi tz von Bundcskanzler 
Schmidt, das Einsatzgebiet der Marine zukünftig iJber den 
61. Breitengrad (Nordgrellze der Nordsee) hinaus bis nach 
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Norv.·c-gen auS-tuweilen. Als Ersatz rur teilweise abgezogene 
USo und britische Marine-Einheiten sollte die Bundeswehr 
zukünftig der SOWjetischen noue die Zufahrts .... ·cge durch 
das Eismeer Lum Atlantik versperren. 
Nur wenig spil.ter hob der Ministerrat der Westeuropäischen 
Union (WEU) auf Initiative der Bundesregierung jegliche Be­
schränkung rlir den Bau VOll Kriegsschiffen auf. Die BKD 
erklärte sich im Gegenzug bereit, verteidigungspolitische 
Verantwortung rur das Nordmeer zwischen Island, dem 
Polarkreis und dem Nordkap zu übernehmen und damit die 
Seestreitkrä.fte der USA und Großbritanniens rur andere 
Aufgaben frei zu machen. Solche Aufgaben stellen sich im 
Persischen Golf und im Indischen OLean. 

1954 war die Aufnahme der BKD in die :\'ATO noch u.a. 
mit der Aunage der Beschränkung der Marine auf den Bin· 
nenmeer· bLW. Kusu:nschutz in der OSLSee versehen worden. 
Diese Bestimmung wurde nach und nach gelockert. Seit 
197.3 operierte die Bundesmarine dann bereits schon bis 
zum 61. Bn:itengrad der Nordscc. Dk Aufbebung der .lltt·n 
Tonnagebesch ... .inkung bedeutl·te. daß die BKD nun .luch 
Kriegsschiffe uber 2.000 t (d.h. auch atomgetriebene und 
mit Atomraketen bestlickte Schiffe, sowie U-Boote belit·· 
biger Große) b,lUen und exportieren durfle. Vorsorglich hat­
te sich die Bundesregierung noch vor der offiziellen Aufbe­
bung der Tonnagebeschränkung bereits die Genehmigung rur 
den Bau von 12 tregalten erteilen la.'lsen. 17 

Schon einzelne Autoren des bereits oben "l.iticrten Gutach­
teru des Auswärtigen Amts (AA) aus der Amtszeit der 
Schmidt/Genscher-Kegierung wollten, wie das Protokoll der 
AA-Besprl·chung vom 18. November 1980 ausweist, einen 
Einsat,- von Bundeswchr.Kontingenten etwa im Nahen und 
Mittleren Osten ",-umindest dann nicht völlig ausschließen, 
wenn die Kohstorrl.ufuhr nicht durch das Uderland ... , son· 
dern dun:h Urittlander unterbunden wird und dadurch bc:-
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reits eine derartige Rohstoffverknappung eingetreten I$t , 
daß die Streitkräfte etwa durch Treibstoffmängel prak tisch 
entwaffnet werden und die ErfUllung ihres Verteidigungsaur­
trages unmittelbar gerahrdel ist ". 

Der Spiegel resümierte damals: "Dam it stünde im Notfall , 
sollte die Sowjetunion die Olzufuhr abschneiden, dem Ein· 
satz der Deutschen in Nahost nichts im Wege." Im Protokoli 
der AA-S itzung ist zudem davon die Rede, daß "ausreichend 
Zeit" verbleibe, "durch Verfassungsänderung die notwen­
digen rechtlichen Voraussetzungen fUr einen erforderlichen 
Einsatz der Streitkräfte zu schaffen ".!8 

Das Grundgesetz gestattet im Art ikel 87a den Einsatz west­
deutscher Soldaten aussch tieß lich zum Zwecke der Landes­
verteidigung. Die zeitgemäße extensive Weiterentwicklung 
der Bedrohungslüge, die geographische Ausdehnung ihres 
Anwendungsbereiches von der "europäischen Zentralfront" 
bis an die strategisch wichtige Peripherie. die kolportierte 
Behauptung, daß die westeuropäischen NATO-Staaten auch 
durch eine Unterbrechung der "lebensw ichtigen" Rohsto ff­
versorgung in ihrer Substanz angegriffen werdcn könnten, 
haben den Begriff der "Landesveneidigung" in seiner ur­
sprünglichen In terp retat ion au fgeweich t. "Landesverteid i­
gung" soll im öffentlichen Bewußtsein nicht nur an der 
Nahtstelle zwischen "Ost" un.d "West" in Mitteleuropa 
praktiziert werden, sondern gegebenenfalls vie le tausend 
Kilometer von den nationalstaatlichen Grenzen entfernt. 

NATO-Operationen im Südatlantik? 

Namhafte eDU-Politiker haben in den le tzten jahren seit 
der ölkrise wiederholt über den Einsatz der Bundeswehr 
außerhalb des NATO-Geltungsbereiches laut nachgedacht. 
Das "liberak Nordlich t" W. Leisler-Kiep forderte den Ein· 
satz "deutscher Marineeinheiten" nicht nur im Nordat lan­
tik, sondern auch "im Mittelatlantik oder im Südatlantik 
oder am Kap ". Selbstverständlich "nur in extremen Sima­
tionen".19 
F.j. Strauß äußerte während der Doppelkrise im Nahen/ 
Mittleren Osten Anfang 1980, "er habe nichts dagegen. 
... wenn als Demonstration der Geschlossenheit auch einmal 
Schiffe der Bundesmarine 'Flagge im Indischen Oz·!an' zeig. 
ten".20 
CDU·Rechtsaußen A. Dregger forderte se inerseits "den Auf­
bau einer militärischen Präsenz der NATO am Persischen 
Golf", denn nur so sei "mr den Westen die lebensnotwen­
dige Energie-Zufuhr sicherzustellen". Weitere neue Einsatz­
räume der NATO. so Dregger, könnten der Südat lan t ik und 
der Indische Ozean werden. Die westeuropäischen NATO­
Staaten sollten, zusammen mit den USA, "in dieser Region 
eine gemeinsame Verantwortung i.;bernehmen",21 beispiels­
weise durch Beteiligung an der damals noch im Aufbau be­
findlichen " Rapid Deployment Force". 
M. Wörner beeilte sich zwar damals, einen "Einsatz der Bun­
deswehr außerhalb des NATO-Bereiches" rur "gegenwärtig 
unangebracht " zu erklären, hielt seinem stürmischen Partei­
freund jedoch zugute, daß dessen überlegungen "sicher auf 
sehr lange Zukunft als Eventualität gedacht" gewesen seien. 
Gleichzeitig fordert e er, daß die "Sicherung der Rohstoff­
und Ölversorgung" endlich zu einer "zentralen Aufgabe der 
NATO " werden müßte. Die Begrenzung des Aufgabenberei­
ches der NATO auf Europa sei "überholt".22 
Von einer diesbezüglichen Änderung des NATO-Vertrages 
wird allerdings allgemein abgeraten, mit Blick auf den 
"Sicherheitspolitischen Konsens" in einigen westeuro­
päischen Mitgliedsstaaten (BRD, Niederlande), der durch ci· 
ne förmlich e Ausweitung des im Vertrag niedergeschriebe­
nen Verantwortungsbereichs gefahrdeI werden könnte. "Ei· 
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ne förmliche Erweiterung ihres geographischen Verantwor­
tungsbereichs würde eine grundlegende Veränderung des 
Vertrages und Ratifizierung in fUnfzehn Parlamenten erfor· 
derlich machen. Eine solche Änderung würde höchst strittig 
sein."23 
"Dem NATO~Befehlshaber Atlantik in die Möglichkeit ein· 
geräumt worden, potentielle Bedrohungen südlich des Wen· 
dekreises des Krebses zu untersuchen. Er hat allerdings kei­
ne Befugnis, Operationen im südlichen Atlantik vOT"wberei­
ten. Einzelne Verbündete mögen außerhalb des NATO­
Gebietes zusammenarbeiten, das Bündnis selbst kann den 
e igenen Einsatzraum nicht über die vertraglich fes tgeschrie­
benen Grenzen ausweiten. Damr gibt es viele Grunde. Die 
NATO ist zuvörderst ein Bündnis zur Aufrechterhaltung des 
europäischen Kräftegleichgew ichtes im a llgemeinen und zur 
Eindämmung der auf Mitteleuropa ausgerichteten sowjeti­
schen Militärmacht im besonderen. Es besteht daher die Be­
sorgnis in Europa, daß eine Aufsplitterung der Kräfte von 
der eigen tlichen Aufgabe ablenken könnte. Zweitens haben 
sich die NATO-Partner nur selten auf e ine gemeinsame Be­
standsaufnahme einigen können, wie man auf Konnikte in 
der Dritten Welt - vor allem. wenn es sich um politische 
und soziale Veränderungsp rozesse handelt - reagieren so lle. 
Obwohl die gemäßigte Linke Europas wesentlich zum Zu· 
standekommen der NATO beigetragen hat, blieb sie immer 
mißtrauisch gegenÜber der politischen UrteiIsfahigkeit 
Amerikas im Hinblick auf Konflikte um soziale und wirt­
schaft liche Umwandlungsbestrebungen in der Dritten 
Welt.,,24 

Günther Gillessen, FAZ-journalist und wiederholt auch 
Autor in der NATO·Hauspostille NATO·Brief, ist der Auf· 
fassung, daß eine förmliche Vertragsänderung ohnehin über· 
flüssig sei und von daher auch einem gemeinsamen Auftre· 
ten südlich des nördlichen Wendekreises des Krebses nichts 
im Wege stehe: 
"Kein Wort im Vertrag verwehrt der NATO, als Allianz 
einer Gefahr zu begegnen, die sie außerhalb dieses Gebietes 
bedroht. Der Sinn des Artikel 6 war gewesen, die Allianz 
nicht dazu zu verpnichten, auch die damaligen Kolonien der 
Mitglieder zu schützen. Bei der Interpretation ist die histori­
sche Situation bei Vert ragsabschluß vor über dreißigjahren 
zu bedenken. Niemand erwartete damab, daß die großen 
Ozeane und Meere nicht weiterhin aussch ließlich von den 
westlichen Seemächten kontrolliert würden. Heute macht 
weder der Wortlaut noch der Sinn des Artikels 6 es erforder· 
lich, den Vertrag zu ändern; um als Allianz Ordnungsin­
teressen im Indischen Ozean wahrl.unehmen. Es fehlt nichts 
als der Wille. Solange er fehlt, wird die amerikanische Strate­
gie lediglich von den Streitkr'.i ften der Fr.tnzosen und Briten 
unterstützt. ,,25 

Krieg in Europa oder in der Dritten Welt? 

Um die Antwort auf diese Frage \'orweg zu nehmen: Sowohl 
als auch! 
Es entspricht einer leider weit verbreiteten UnsiHe am lin­
ken 1--lüge! der Friedensbewegung, die Stationierung neuer 
eurostrategischer Waffensysteme in Westeuropa indirekt nur 
unter dem Aspekt der "Abschreckung" zu sehen. In dem 
Sinne, daß mit der Aufstellung dieser Systeme einzig und 
allein intendiert sei, durch Drohung mit zum nuklearen Erst­
schlag geeigneten Waffen die Sowjetunion :tur lO talen Passi· 
vität außerhalb ihrer Paktgren:ten zu zwingen, um den USA 
die ungehinderte Durchsetzung der "Pax Americana" an der 
Peripherie l.U ermöglichen. 
Als Rencx auf den in der FriedenSbewegung l.weifello$ weit 
verbreiteten "Euro-Zenlrismus" ist die$c Interpretation 
sicherlich allzu verständlich. Auch läßt sie sich nicht als 



schlichtweg falsch denunzieren. Doch soll die Dislozierung 
der neuen Waffensysleme weit mehr bezwecken, als den 
USA von Westeuropa aus den Rücken ftir militärische Aben· 
teuer an der Peripherie freizuhalten. Die neuen eurostrategi· 
schen Waffensysleme vom Typ Cruise Missile und Pershing 
11 sind vielmehr Teil eines Konzeptes ,.integrierter konven­
tioneller/nuklearer Vorneverleidigung"26, das die ehrgeizige 
Zielsetzung verfolgt, den weiteren Bestand der nunmehr 38 
jahre währenden j alta-Ordnung in Europa offensiv in frage 
zu stellen. 
Der seitens der NATO als "aufgezwungen" empfundene 
"Abschnckungsfrieden" an der Nahtstdle zw ischen den 
Blöcken mit seinen lähmenden Auswirkungen über den 
europäischen Kontinent hinaus soll noch gegen Ende der 
90er jahre aufgebrochen werden. Durch "Abmagerung" bei 
den .,unhandlichen" und "kontraproduk tiven", weil "selbst­
abschreckenden", nuklearen Potentialen, bei gleichzeitigem 
Ausbau der konventionellen Schlagkraft soll der Krieg auch 
an der "europäischen Zentralfront" wieder ftihrbar und sicg­
reich gestahbar werden. 
Der Wehherrschafuanspruch der NA TO macht auch vor der 
J alta·Ordnung nicht halt. Der Ubergang von der "Swing­
Strategie" zur Strategie der zweieinhalb oder drei Kriege 
bedeutete nicht den Austausch des potentiellen Kriegsschau­
plau:e$ Europa gegen einen potentiellen Kriegsschauplatz et­
wa im Nahen und Mittleren Osten, sondern nicht mehr und 
nicht weniger als d ie Rück kehr des Imperialismus zur Politik 
der globalen Konfrontation. 27 

Hieraus erklärt sich auch die doppelte Aufgabe der Schnel­
len Eingreif truppe, die nicht ausschließlich einem Kriegs. 
schauplatz im Nahen und Mittleren Osten zugeordnet wer­
den kann, und der ambivalente Charakter des "Wartime 
1I0st Nation Support Program", das sowoh l den transat lanti­
schen Nachschub im Falle einer Krise an der "europäischen 
Zentralfront" als auch den Beitrag der BRD im Falle einer 
US-Intervention im Nahen und Mittleren Osten oder in Afri­
ka regelt. 
In einem Interview mit dem Spiegel (Nr. 34/1982) äußerte 
NATO-Oberbefehlshaber General Rogers u.a.: "Kommt es 
zuerst zu einer Krise in Südwestasien, dann müssen einige 
der im 'Rapid Reinforcement Plan' (Schnellen Verstärkungs­
plan) des SACEUR (Obersten Alliierten Befehlshabers Euro­
pa) als schnelle Verstärkung für Westeuropa vorgesehenen 
Einheiten nach Südwestasiep verlegt werden. Entwickelt 
sich zuerst in Europa eine kritische Lage, dann kommen sie 
zu uns." 
Es fehlt hier der Platz, diese Problematik eingehender zu 
erörtern. Das "Wartime Host Nation Support Programm" 
(WHNSP) wurde seinerzeit von uns28 ausschließ lich unter 
dem Aspekt des damit im Zusammenhang stehenden bun­
desrepublikanischen Beitrages im Falle einer US-Interven­
t ion im Nahen Osten betrachtet. Diese verengte Sichtweise 
bedarf heute einer nachträglichen Korrektur. 

Tatsächlich hat das WHNSP einen ausgesprochen ambivalen­
ten Charakter, der sich aus der Vielzahl von Aufgaben der 
Schnellen Eingreiftruppe ergibt. Zudem sind die der RDF 
zugeordneten Kontingente weitgehend identisch mit den fUr 
den Krisenfall an der "europäischen Zentralfront" vorgese­
henen Verstärkungseinheiten. Die RDF ist, nach allen mir 
bislang diesbezüglich zugänglichen Informationen, abge­
sehen von kleineren Kontingenten mit speziellen regionalen 
Aufgabengebieten, eine "Feuerwehr" mit tatsächlich welt­
weitem Einsatzgebiet.29 

Das Problem bundesrepublikanischer Politiker mit dem 
WIINSP resultiert genau aus diesem Charakter der RDf, der 
sich wiederum aus der Abkehr der USA von der "Swing. 
Strategie" ergibt. Die RDF ist fUr den Einsatz an jedem 
möglichen Kriegsschauplatz rund um den Globus eingeplant, 

inklusive der .. europäischen ZentralfronI". Im Falle mehre­
rer Kriegsschauplätze (was ja die neue US·Strategie fUf 
durchaus erstrebenswert hält. nämlich regional begrenzte 
Konflikte horizontal zu eskalieren) bedeuten diese zusätz­
lichen Aufgaben eventuell eine Ausdünnung der US-Streit­
kräfte an der "europäischen Zentralfront", was wiederum 
ein stärkeres Engagement der europäischen Verbündeten 
(und hier insbesondere der BRD) erforderlich machen 
würde. 
Die Kontroverse zwischen den USA und der BRD besteht 
darin, daß die USA keine Garantie dafUr abgeben können , 
daß nicht ein Teil ihnr für Europa vorgesehenen Verstär­
kungskräfte und ein Teil des bereits hier voreingelagerten 
Gerätes (wofUr die BRD die Kosten iibernimmt) im Falle 
eines außereuropäischen Konfliktes größeren Ausmaßes von 
der "Zentralfront'" abgezogen wird. 
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Informationsordnung 

Peter Garcia 

Das Yariete der Manipulationen 
CIA-Mann McGhee nach 25 Jahren Agententätigkeit: "Wo 
die notwendigen Bedingungen und Vorwände rur die nord­
amerikanische Intervention fehlen, werden die geeigneten 
Situationen vom CIA geschaffen, oder er erfindet sie und 
verbreitet sie weltweit über ihre KontaktsteIlen in den Mas­
senmedien."l 
Das sicht konkret so aus: 

Am 8. Oktober 1979 veröffentlichte derCIA-Agent Robert 
Moss einen Artikel im Londoncr Daily Teh:graph. Dort be­
hauptete er. daß in Jamaika eine kubanische Geheimarmee 
von 5.000 Mann im Einsat:!: sei. Dieser Artikel wurde in der 
jamaikanisch<:n Zeitung Daily Cleaner unl",r der Uberschrift 
abgedruckt: .. Fidel will aus Jamaika cnglischspr.lchigcs 
Kuba machen," 

Am 1 Q. Oktober 1981 schrieb I\lr. I\loss wieder einen Arti· 
kel im O<lily TeJegraph. Und wieder ging es um eint· kuban;­
sehe Geheimarmee. Ebenso unverändert blieb die Zahl von 
5.000 Mann - nur daß sie diesmal in Nikaragua ihr Unwcscn 
trieben. 
R. !\Ioss halte sich schon vor 1979 mit Untt'rgrundarmeen 
befaßt. KurL vor dem Militärputsch in Uruguay 1973 ent­
deckte er dort die Existenz eines kubanischtn Untergrund­
heeres. Nach dem Militärputsch behauptete er. in Chile gäbc 
es eine Gehdmarmee von 14.000 linken Uruguayern. Boli· 
vianern und Kuhanern. Und nach dl'm Staatsstreich Augusto 
Pinochets am 11. September 1973 stach ihm eint' Unter­
grundarmee chilenischer Linker in Portugal ins Auge. 
Den Gipfel der Unverfrorenheit kiste te sich Mr. Moss in 
dem von ihm mitverfaßten Buch ,.The Spike·' (Der Nagel). 
Dort beschuldigt er die SowjelUnion der Erfindung der 
W ah rhei tsverfalsch ung 12 

Unvergessen bleibt die Lügenkampagne der US-i\lasscn-
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medien zur Zeit der versuchten Invasion in der kubanischen 
Schweinebucht. Im CIA-jargon werden total erfundene In­
formationen als "schwan;" bezeichnet. Dieses Adjektiv 
dürfte rur folgende Meldungen kaum noch ausreichen. Die 
US-amerikanische Presseagentur UPI am 17.4.1961: "Der 
I'remierminister Fidel Castro ist geflohen und sein Bruder 
Raul wurde verhaftet."' UPI am 18.4.1961: "Es wurc!t: be­
stätigt, daß Fidel in Mexiko um Asyl gebeten hat." Was 
wohl nicht geklappt hat, denn am 20.4.1961 behauptete 
UPI: "Der Ministerpräsident Fidel Castro ist als Folge der 
Bombenabwiirfe auf Havanna ... arbeitsunnihig." Den Vogel 
schoß diese Agentur dann am selben Tag mit der Verbrei­
tung des Gerüchts ab, daß ehe Guevara Selbstmord began. 
gen hätte!3 

Die BerichterstatlUng über die Gipfelkonferenz der Nicht­
paktgebundenen zeichnet sich dadurch aus, daß sie sehr oft 
gar keim' ist. Eine g~nz besondere: I'erle ist folgende UPI­
Story von der Konferenz 1976 in Sri Lanka: 

"Ein westdeutscher journalist las gerade gedankenversunken 
die englische Fassung eines Dokuments, als ein finster 
blickender Nordkoreaner mit I'resseausweis ihn fragte, 
woher er es habe. und vergeblich versuchte, es ihm weg-Lurei­
ßen. Andere Nordkoreaner, vermutlich ebenfalls mit Presse­
ausweisen. wurden im Pressezentrum beobachtet, wie sie 
über die Schultern von Reportern blickten, um zu sehen, 
was diese schricben ... "4 
Ein intdligenter, weil englisch verstehender Westdeutscher, 
ein zum Wegreißen zu dummer Nordkoreaner, sowie seine 
ebenso dummen Landsleute, die - da sie nur vermutlich 
Presseausweise haben - sowieso keine journalisten sind. 
ihrc Informationcn also von anderen abgucken müssen! 
Haben die westlichen Massenmedien inzwischen daLuge­
lernt? Die B(·richterstatlung zur Gipklkonferenz in Ddhi 
im MärL d.J. (siehe AlB 4/1983. S. 4-11) gibt kaum Anlaß 
zur Hoffnung. Ein Artikd in dcr International lIerald Tri­
bune (Zürich /Paris) vom 9.3.1983 läßt kurL ein paar loben­
de Worte über das Auftreten von I'era de Cucllar falkn -
dl'r UNO-Generalsekretär hatte angeblich gldche Distanz 
vom Imperialismus und den sozialistischen Ländern gefor­
dert - und legt dann in bestem Kolonialstil los: 

"Berichte" im Kolonialherrenton 

"Die nichtpaktgebundenen Nationen haben ... du ·Ich-bin­
heiliger-als-Du'-Liedchcn gespidt. das Ländern nicht an­
steht. die vor eigenen Kriegen. Gremstreitigkeitcn, rassi­
schen Antagonislll('n und religiösen Verfolgungen nur so 
strotzen ... Bei den Nichtpaktgcbundcnt·n gibt ('S immer 
noch zu viel ... Unfahigkeit. Sie braudlell ,o;wei Dinge: Klare­
res Sdl>stverständnis und gute Führung. Seit dem Tode 
Ti\(ls h~t cs in der Dritten Weh keine l>edeutendcll und 
allseitig anerkannten hihrerpersönlichkeiten gegeben ... Indi­
fa Gandhi hat in der Außenpolitik keine glückliche lIand 
gezdg\. In d<.:n Fragen Afghanistan und Kampuchea hat sie 



sich Fehltritte geleistet ... Trotzdem scheint sie dazuzuler· 
nen ... '· 

Mit gleicher Arroganz folgt die Frankfurter Allgemeine Zei. 
tung (F AZ) auf den Fuß. Nachdem sie ihrer Hoffnung Aus­
druck verlieh, daß die Nichtpaktgebundenen mit dem Gipfel 
in Delhi gleichen Abstand zu den Großmächten ansteuern, 
schreibt sie: "Dann wären die Blockfreien genau dort, wo 
sie hingehören ... Der früher auftrumpfend vorgebrachte An. 
spruch auf eine 'Neue Weltwirtschaftsordnung' klingt leiser, 
obwohl er noch nicht aufgegeben i5t. .. " 
Man schaue genau hin: Noch nicht aufgegeben! Und warum 
ist sich die FAZ so sicher, daß der Zeitpunkt kommen muß, 
an dem die nichtpaktgebundenen Länder die Forderung 
nach einer Neuordnung der WehwiruchafUbeziehungen 
ganz falJenlassen? "Die meisten brauchen den 'Norden', um 
ständig aufs neue Schulden bei ihm machen zu können und 
sie danach wieder von ihm gestrichen zu bekommen",!) er­
klärte das Organ der bundesdeutschen Wirtschaft - und ver. 
lor damit endgültig seinen Anspruch auf "Zeitung ftir kluge 
Köpfe". 

Wie ein Staatsoberhaupt zum Terroristen wird ... 

UPI August 1976. Zitiert wird M. el·Ghaddafi, der sich ge· 
gen die Diffamierung der Befreiungsbewegungen als "Ter· 
roristen" wendet: "Wenn der Kampf des Volkes von Zirn· 
babwe Terrorismus ist, dann stehen wir auf der Seite des 
Terrorismus, erklärte Lybiens Führer Ghaddafi, der beschul· 
digt wird, umstürzlerische Bewegungen auf den Philippinen, 
in Nordirland und im Sudan zu unterstützen, und dem man 
die Sabotageakte in Ägypten und EntfUhrungen und Terror· 
angriffe in zahlreichen Ländern zuschreibt, und er sagte, daß 
Lybien bereit ist, dafUr geradezustehen."6 
M. el·Ghaddafi hat lediglich gesagt, daß er den Kampf der 
Befreiungsbewegungen unterstützt. Alles andere wurde mit 
der eindeutigen Absicht hinzugefUgt, um den Leser zu täu· 
sehen und ihn glauben zu machen, Ghaddafi hätte die ihm 
vorgeworfenen Terrorakte eingestanden. 
Was man Ghaddafi angedichtet hat, verschweigt man bei 
einem anderen Mann - und verdeutlicht so das bürgerliche 
Konzept von ausgewogener Berichterstattung. Am 
17.3.1983 veröffentlichte der Stern eine Riihr·Story vom 
"kubanischen Dichter Armando Valladares, der im Dezem· 
ber 1960 ... ohne Beweise zu 30 jahren Haft verurteilt·' 
worden sei. Kein Wort davon, daß der frühere Batista·Poli· 
"list Valladares aktives Mitglied der Attentäter·Bande Oliver 
Obregons war, die an Orten mit starkem Publikumsverkehr 
selbstgebastelte Bomben hinterlegten. Diese Sprengstoff. 
pakete explodierten bei der leisesten Berührung. Unter den 
unschuldigen Opfern der Bande befanden sich Frauen und 
Kinder. 7 

Bei seiner Schweige kampagne leisten dem Stern Gesell· 
schaft: Le Monde (Paris), EI Pals (Madrid) sowie die Nach· 
richtenagenturen der Bundesrepublik, J-'rankreichs, Groß· 
britanniens, Spaniens und der USA. Um das revolutionäre 
Kuba zu verleumden, waschen die westlichen Massenmedien 
das Blut von den Händen eines wirklichen Terroristen. 
Im November 1982 nahm die UNO·Vollversammlung mit 
großer Mehrheit eine Grundsat"lerklärung von 15 Entwick­
lungsländern an, die das Recht bekräftigt, ausländische 
Direktfernsehsendungen über Satellit innerhalb der eigenen 
Landesgrenzen verbieten zu können. Die sozialistischen 
Länder stimmten mit den Staaten der Dritten Welt. Insge. 
samt gab es ganze 15 Gegenstimmen aus dem westlichen 
Lager. 
Dazu schrieb die International 
24.11.1982: "Außerdem versuchen 

lIerald Tribune am 
die Dritte·Welt·Sowjet· 

Prinzipien, den Inhalt ausländischer Programme zu kontrol· 

lieren ... " Ein kleiner Kunstgriff - der Zusatz des Wortes 
"Sowjet" - und schon hofft man, beim Leser eine sofortige 
Ablehnung der Forderungen der Dritten Welt "lU erreichen. 
Um diesen faulen Trick noch glaubwürdiger zu machen, 
zitiert man anschließend den sowjetischen Delegierten: 
"Yuri M. Kolosov argumentierte, daß Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten der Nationen zur Erhaltung des 
Friedens beiträgl..." 
Und damit der Leser ja keine falschen Schlüsse aus diesem 
Satz "lieht, wird gleich seine Deutung hintenapgehängt: 
" ... eine Sprachregelung, die Moskaus Besorgnis über auslän· 
dische Sendungen widerspiegeh'·. Wenn man nicht einmal 
seinen eigenen U~sern trauen kann ... 
Im Handbuch rur psychologische Operationen der USo 
Armee sind 142 Symbole aufgefUhrt, die als Wort oder Ab· 
bildung Empfindungskcnen auslösen können, und zwar so­
wohl in positiver als auch in negath'er Hinsicht. Für Latein· 
amerikas Katholiken sind positive Auslöser das Kreuz, die 
jungfrau Maria usw .. 
Die konterrevolutionäre nikaraguanische Zeitung La Prensa 
hat alle diese Symbole gegen die Sandinistas eingesetzt, bis 
hin zu einer Marienerscheinung, die vor den "kommunisti· 
schen" Sandinistas warnte. Der Daily Gleaner jamaikas ver· 
öffentlichte zur Regierungszeit Präsident Manleys das Foto 
einer Bibel, die von einer "kommunistischen Kugel" durch· 
bohrt worden sei. 
Negative Symbole sind besonders bei abergläubigen Men· 
sehen Fotos von Krankheiten, toten Tieren sowie Schilde· 
rungen unheimlicher Erscheinungen. Der Daily Cleaner zeig· 
te ein Ei mit einem schwarzen Fleck, der die Form der 
Sowjetunion hatte. Mit diesem Ei wollte Cott das Volk 
jamaikas vor den Kommunisten warnen - wobei die Idee 
dazu wohl aus "God's own country", den USA, kam. 
Der chilenische EI l\lereurio brachte im Putsehjahr 1973 
wiederholt Farbfotos von bei Operationen geöffneten Her· 
zen neben dem Foto Salvador Allendes. 8 

Eine andere Variante der psychologischen Manipulation ist 
die räumliche Verknüpfung von fotos der in Frage kom· 
menden Personen mit Schlagzeilen, die einen negativen 
Symbolwert haben, aber mit dem foto in keinem Zusam· 
menhang stehen. Drei jahre lang wurde SaIvador Atlendes 
Bild im EI Mercurio nur neben Schlagzeilen veröffentlicht, 
die Worte wie Gewalt und Mord enthielten oder den Sozia· 
lismus verleumdeten. Der Wirtschaftsminister der Allende· 
Regierung wurde neben Schlagzeilen wie "Er wollte ihn er· 
würgen" und "Mutter vergewaltigt und ermordet" abgebil· 
det. 
Nikaraguas La Prensa schließlich veröffentlichte ein Bild von 
Vertcidigungsminister lIumberto Ortega unter dem Foto 
einer verstümm~ltcn Leiche - beide noch zusätzlich durch 
die Ablichtung eines sandinistischen Polizeiausweises ver· 
bunden, der angeblich in der Nähe der Leiche gefunden wor· 
den sei. 9 

Einer der Architekten des Kalten Krieges, der damalige USo 
Außenminister john Foster Dulles, ließ verlauten: "Wenn 
ich nur ein einziges Prinzip unserer Außenpolitik wählen 
könnte, und kein weiteres - ich würde mich ftir den freien 
Informationsfluß entScheiden.·'lO ·Unabhängig vom Wahr· 
heitSgehalt der Information' - bliebe lloch hinzuzuftigen. 

Anm("rkungcn: 
I) Th~ Nation, New York, 11.4.1981 
2) DialogoSocial, Panama, Nr.I!>1/1982 
3) Granma, Havanna, 19.4.1981 
4) NACLA. Report on lhe Americas, New Vork, Nr. 4/1982 
!)) Frankfurter Allgemeine Zeitung (F AZ), 12.!J.1983 
6) NACLA, a.a.O. 
7) Voz Proletaria, Bogota, 11.11.1982 
8) Dialogo Social, a.a.O. 
9) Granma, 28.1 U982 

10) Cadcmos do Tcreciro Mundo, Lissabon, Nr. 43/1982 
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Solidaritätsbewegung 

Lateinamerika-Wochen in Wien 
"Bindet Goliath di~ Hände, denn er ist im Begriff, verrückt zu wer­
den." Das waren die Worte von Emesto Cardenal, nikaraguanischer 
Priester und Kultunninisle r, bei der Eröffnung der Wiener Latein­
amerika-Wochen im Mai/Juni dieses Jahres. 
Nicht nur E. Cardenalsprach deutliche Worte zur Bedrohung durch 
den US-Imperialismus. Auch der uruguayische Historiker und 
Schriftsteller Eduaroo Galeano, der ebenfalls nach Wien gekommen 
war und durch politische und rhetorische Brillianz faszinierte, griff 
dieses Thema auf: 
"Eine Revolution wie die Nikaraguas ist gefahrlich HiT die imperia­
listische Machtstruktur, weil sie eine Welt in Frage stellt, die in krimi­
neller Weise organisiert iSI. Und diese kriminelle Organisation der 
Welt ist ein Feind des echten Friedens, weil in ihr einige Länder 
meinen, die Herren über andeu zu sein und bcstimmw zu können, 
wer ein Recht auf Demokrdt ie habe ... " 
"Der Kampf um den Frieden s<:hließt Waffen nicht aus; das ers<:heint 
widersprii<:hlich und paradolt. Aber ein Befreiungskampf, der den 
Willen der Mehrheit des Volkes ausdrückt und der das Resultat ~on 
jahrhundertelanger Erniedrigung und Verzweiflung ist, in ein Krieg, 
der dem Frieden dient, weil er die Ursachen des Krieges bekämpft ... " 

Und mit den Worten: "Kein reich"r Staat hat das Recht, einem 
annen Land die Priifung ;n Sachen Demokratie vorluschreiben", gab 
er gleichzeitig AltbundeSkanzler Kreisky - der au<:h Vorsitzend"r des 
Solidaritätskomitees rur Nikaragua ist - eine Antwort. 
Dieser halle bei der Eröffnung der parallel zu den Lateinamerika· 
Wochen organisierten Nikaragua·AusstelJung naiver Bauernmalerei 
und Fotografien, an Ca.dcnal gerichtet, gemeint; "Seid vorsichtig 
und behutsam mit den Werten, die die Demokratie dem Volk ver· 
spricht ... Ich erwart" von unseren Freunden in Nikaragua, daß si" 
den Grundsätzen der Demokrati" treu bleiben ... " 
Welehen Symbolwert eine Hängematte, die daraufhin von Cardenal 
an Kreisky als Geschenk überreicht wurde, denn nun wirklich halle, 
blieb der schmunzelnden Phantasie d"s Publikums überlassen. 
Lateinamerika·Wo<:hen in Wien: In dieser Größenordnung, der Breite 
d"r Or!f4nisalionen und ThemensteIlungen ein Novum für österr"ieh; 
gewaltiges Interesse von Anfang an; die " starke" EröUnung mit Car· 
denal und Galeano, mit Vertretern des Österreich ischen Gewerk­
schaftsbundes und der SolidaritäUkomitees brachte zwei Tage hintn­
einander je 1.200 Menschen in den Wiener Messepalast. 
Jedoch sind solche Ereignisse ni<:ht nur zu meSSen an Eröffnungen, 
sondern vor allem am "Alltag" der Veranstaltungen. Und das Ziel 
war nicht niedrig gesteckt; 4 Wochen hindurch täglich Programm zu 
Lateinamerik.a zu machen - in Form vun Vorträgen. Podiumsdiskus­
sionen, filmen, Musikver;mstaltungen, Lo:sungen, Fiestas, einer 
Media thek, Kinderaktionen. so&,,,r Gottesdiensten _ und paralld 
dazu die Nikangua-Ausstellung, ebenfalls im Messepalast unterge­
bracht. 
Organisiert wurden die5e Wochen der Solidarität vom Solidaritäts­
forum Lateinamerika, in uem 8 Organisationen zusammengeschlos­
~" sinu: Di.., Arb..,itsgruppo: Otristen rur Chile, die Chile-Solidaritäts­
front, das El-Salvador-Komitee, das Guatemala-Komitee, die Initia­
tive für Amnesti<: in Uruguay, das Nikamgua-Komil<:e, die OSl<:rrei· 
chisch-Kubanische Ge5ellso;haft und das Par .. guay-Komitee_ 
ObeITAScht waren alle Bet";li!!!<:n_ Nie: hatte man mit soviel Interesse 
!!crcChnd (pro Ab<:nd kamen im Schnitt 200 Besuch,'r). Skeptisch 
war man yorh<:r, ob man ein $0 !!ewa!ti!!es Programm überhaupt 
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Komipiert waren anfangs, einige Monate vorher, Arbeitsgruppen, die 
- zusammengesetzt aus Mitgliedern der eimelnen Komitees und un­
tel'$tüt;;:ender Organisationen (so die Parteijugend von SPÖ, KPö, 
Gewerkschafts; und Frauenorganisationen, kirchliche, alternative 
und Dritte-Welt-Gruppen, an die 30 insgesamt) sich inhaltlich mit 
se<:hs Schwerpunktthemen befassen sollten: Frieden·Befreiung, US­
Außenpolitik, Massenorganisationen und -kämpfe in Lateinamerika, 
Antifaschismus hier und dort, Frauen, Kirche_ 

Aus diesen Themen sollten - nicht länderspuifisch, sondern aus der 
Sicht des Zusammenhangs - Veranstaltungen "wachsen"_ Die~1 
Konzept ließ sich allerdings, vor allem aufgrund der Kürze der zur 
Verf'Ugung stehenden Zeit und des in diese Periode hineinfallenden 
Wahlkampfs, nicht durchgehend verwirklichen. Vieles mußte kun­
fristig umdisponiert, ja improvisiert werden (in "gut" österreichi­
scher Manier). Docb die Dynamik und der Einsatz einzelner Gruppen 
und Komiteo:s hielten der Improvisation stand. 

Besonderer Schwerpunkt war naturgemäß das Verhältnis von Befrei­
ungsbewegungen und hiesiger Friedensbewegung. Repräsentanten 
mehrerer lateinamerikanischer Organisationen legten ihre Standpunk­
te des Befreiungskampfes dar: neben Cardenal und Galeano auch F. 
Herrera/ FMLN EI Salvador, M.A. Albi7.uses/CGUP Guatemala. 
Mireya Baltra/Arbeitsministerin der Regierung AUende, Oscar Col­
lazos/Schriftsteller aus Kolumbien, Ofelia Fernandez und Mario 
JaunarenafFre nte Amplio Uruguay, Renato Artias/Brasilien u_a. 
Deren Ausführungen führten nicht nur bei einem Großteil der Be­
sucher zu einem neuo:n Verständnis. sondern mündeten auch in kon­
krete Aktionen: so z.B. zu einer Demonstration anläßlich des 2. 
nationalen Protesttages in Chile, zu einer Delegation in die uruguayi­
sehe Botschaft anläßlich des 10. Jahrestages des Putsche!>, zu Unter­
s<:hriftensammlungen rur das Recht der Exilchilenen auf Rückkehr in 
ihre Heimat oder zum Linzer Friedensappell. 
Da der DiskussionsSland über das Verhältnis der Befreiungsbewegung 
(bzw. der antiimperialistischen Komitees) zur Friedensbewegung in 
ÖSterreich noch eher unterentwickelt ist, wurde auch diesem Aspekt 
Rechnung getragen: so legte u.a. Wolfram Brönner vom AlB im Rah­
men einer Podiumsdiskussion seine Gedanken und die bundesdeut­
schen Erfahrungen zu dieser Fragell"llung dar. 
Die Erfahrungen aus diesen Lateinamerika-Wochen waren insgesamt 
durchaus positiv und ermutigend: Es ist nicht nur gelungen, ein 
"neues" Publikum anzusprechen, sondem auch fast das gesamte 
Spektrum der österreichiSt;hen und teilweise auch ausländischen Pres­
se zu interessieren. Und erfreulich ist auch, daß durch Cie praktische 
Zusammenarbeit der einzelnen Komitees eine Konsolidierung des Zu­
sammenschlusses im Solidaritäuforum Lateinamerika stattgefunden 
hat. 
Wie is t der Stand der Solidaritätsbewegung in Österreich? 
In den letzten Jahren ist eine Vielzahl von Dritte-Welt- und Solidari­
täugruppen gegTÜndet worden: vielf31tig im Ansatz und Anspruch, 
Ausdruck eines größeren Verständnisses rur Probleme der sog. Dril­
ten WeIl. insgesamt sicher ein Fortschritt. 
Trotzdem gibt es Probleme, die wahrscheinlich auch anderswo be­
kannt sind: Position~n der "kritischen" (oder relativen) stehen denen 
der "unkritischen" (oder absoluten) Solidaritäubewegung gegenüber 
und finden ihren Ausdruck in der Form der Zusammenarbeit mit 
Befreiungsbewegungen und aueh mit politischen Bündnispartnem im 
eig~nen Land. Die, läßt naturgemäß nur eine punktuelle Zusammen­
arbeit, vor allem was konkrete Aktionen anlangt, zu. 
Aufgrund jahrelanger Auseinandersetzungen und Erfahrungen ist es 
schließlich nicht zu einem breiten Bündnis aller Gruppierungen und 
Komitees gekommen, sono:iern zum breitestmög!icben, das seinen 
konkreten Ausdruck in einer gemeinsamen Willenserklärung und dem 
Zusammens<:hluß der genannten Komitees im Solidaritätsforum 
Lateinamerika geführt hat. 
Dazu kommt ein~ weiter", Hir die Situation in öste"eich typiM;he 
S<:hwicrigkeit: Wien ist die Zentrale aller nationalen Solidaritäts· 
komitees, währentl in den Bundesländern kaum mit diesen in Verbin­
dung stehende. sondern eher autonome Gruppen existieren. Nur, was 
Zentralamerika anlangt, gibt u periodis<:he Treffen aller Gruppen, 
die jedoch noch nicht zu einer qualitativen.5tärkung der Zusammen­
arbeit geruhrt haben. 
An diesen Schwächen zu arbeiten, mit dem Ziel, das Informations­
monopol der Massenmedien wenigstens teilweise zu durchbrechen, 
um in der Bevölkerung für die Solidarität mit den um ihre Freiheit 
ringenden Völkern zu "'erben, wird die Solidaritätsbewegung auch in 
OsterTcich Kernessen. Petcr Reimair 



Rezension 

Hunger und Waffen 

M. KidronfR. Segal, Hunger und Walf"n. Ein politischer Wcltallas ... u 
den Krikn der 80cr Jahre. rororo-aktudl 4726, Rcinbck bd Hain­
burg 1981, 2!i DM 
Das Buch in ein politischer Atlu, der mit grafischen ~tincln (Karten, 
Farben, Symbole) Itatinische Merkmale deutlich machen will. Die 
Kapitel; Ocr aggrelsive Staat, Warren und Stut, Vomt.: der Natur, 
WirU<:hafl. Rcgicnnl&'Cn, Gt:ilt im Griff, Guchift, Arbeit, Gcsdl­
schaft, Umwelt, Krisel\ölnzrichen, Konnikl(. Duu in Welt- und Aus­
schninkancn 6S Unterthemen. Die Erlioutuungen stehen Olm Buch­
ende. Da darf man g<:5plnnt sein. 
~r: Die Aus5.lOscknfi vieler Dantcllu,.n tendiert geg<:n Null. Bei­
spiele: Es fehlen mein dit; Quellenangaben mit Baugsnachweiscn, 
nahezu alle absoluten Zahlenangaben und 8crcchnungsmcthodcn. 
Manche Daten sind aus den 60er Jahren. Di( Daten beruhen hiufig 
auf be:r.wtife:lbaren Regienmg:s;angaben (MiHtirausgaben). Unver· 
gleichbares wird gleichgesetzt (China hat zahlcnmäßis fast gleichviel 
•• Kampfflugzeuge" wie die USA): Vuzerrungen durch Mittelwcn­
bildungen werden ohne Erliuterung akzeptiert (Ausweis zu hoher 
Pro-Kopf-Einkommen in Lindern großer Reich-Arm-Unterschiede) 
und übliche Me8methoden kaum oder unkommentiert libernommen 
(das Bruttosozialprodukt bevorzugt Linder mit hohem Fremdarhei· 
tetanteil). 

Auch Fehler sind zu finden (beim Pro-Kopf-KaJori,m·Verbrauch gibt 
es zwar "orange" - Sucbfrika und Schweden gleichI? - aber keine 
itatiuische Größenklasse dazu), Ungereimtheiten (in Uganda hat die 
Stadtbevölkerung um das Vierfache zugenommen, Slums aber gibt c. 
keine) und Unglaubwürdiges (Krankenhausbc:ttenannhl in Namibia 
und der BRD in gleicher Grötknkbsse)_ Es wire Aufgabe eines sol­
chen Bandes. von den Autoren nicht zu verantwonende natistiKhe 
Ungenaui8keiten ausführlich zu erklären - andere dürfte Cf nicht 
geben! 
Erhebliche inhaltliche Mängel kommen him:u; Zu Hunger{Unterent­
wicklung fehlen wesentliche Sozia[indikatoren, so z.B. die Boden­
besitzverhihnissel Unter "Konflikte" gibt CI zwar reißeriJche Karten 
("Rußlands unvereinigte Republiken" und .,studentenbewegung 
1968"). Unachen von zwischenstaatlichen Kriegen werden aber 
nirgends gezeigt. Und sozialökonomisch begründete Bürgerkriege gibl 
ei gar nicht. 

Da wird ZU5llmmengeh6riges getrennt (Nahrungsmitteluherschußpro­
duktion unter "Nahrung". aber im gleichen Land anzutreffender 
Kalorienbedarf unter .. Unser täglich Brot" etwa 40 Seiten spä.ter); 
Chile und Indien sind " Iniein der GlUckscligkeit" (weil steuerfreie 
Produktion möglich); und die ideologischen Scheuklappen wirken 
Ichon manchmal licherlich ( .. Herrschafurdigionen" neben Christen­
tum auch; .. Mlll'll:ismu,-Lcninisrnus" nach .. Mosltauer Zweig", 
.. Pekinger Zweig" und "Moskauer Richtung"). 

In der halben Welt gibt e. keine oder keine freien Gewerluchaften­
ßilturlich besonders im Osten; Quelle: "Gespriiche mit führenden 
Funktioniren interN.tioßiller Gewerksch:.tftsorganisationcn" (Wer? 
Welche Organisationen? Welche Fragen und Antworten? Wann? 
Anzahl der Befragten?). Und was sagen Khon hohe Zahlen von poli­
zeilich verfolgten Verbrechen (ohne Verkehndclikte) pro 100.000 
Einwohner aus? Strenge GeSClte, hohe Qu.a.litit der Poliz.ei, "Un­
moral" der Bcv6lkeruns? (Die ausnahmsweise tU findenden Ein­
schriinkungen der Autoren treffen hier den Kern nicht.) 
In der Einfiihrung heißt es, der Atlas sei wahrhaft international, da er 
die Hauptsorgc aller Slaaun offenkge, nämlich sich austubffiten 
und Konflikte auszutragen_ Konscquenterweisc werden unter "Der 
aggressive Staat" auch die Unabhängigkeiubestrebungcn ehemals 
kolonialer Gebiete aufgeiuhrt! 
Gewollt oder ungewollt leistet da5 Buch undifferenzicrlen Argumen­
ten, Vorurteilen alloO, Vorschub_ Ich kann es nur als negatives Bei­
spiel empfehlen. H. P;uchlau 
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Infodienst 

Friedensbewegung nach Krefeld 

Weder Eimchüchterungsmaßnahmen wie die 
geplante Verschärfung des Demon5tratiom­
w::hts noch die nach dem Besuch von USo 
Vizeprlisident Bush in Krefcld am 25.6.1983 
entbrannte Dislmssion um Sinn und Zwed; 
gewaltfrcier Aktionen haben die Friedens­
bewegung in ihrer Vorbereitung auf die 
Herbstaktionen bremsen können. Mit einer 
Fülle von Aktivitäten (Blockaden, Fastenak­
tionen, Friedensmäl'$chen, Hungcrstaffctcn, 
Kampagnen rur atomwaffcnfrdc Städte und 
Gemeinden usw.) bekam die Bewegung gegen 
die US-Atomrakctcn während der Sommer­
monate neuen Schwung. 
Am 14. Juli dJ. gab der Koordinationsaus­
schuB der Friedensbewegung den Beginn ei­
ner Kampagne rur eine Volksbdrillg\lng über 
die SUlionienmg von Pershing 11 und CruillC 
Missiks bekannt. Gleichzeitig wird die Unter­
schriftensammlung unter den Krefc:!dcr 
Appell fortgesetzt, deren Initiatoren rur den 
17.9.1983 das 3. KrefeWcr forum nach Bad 
Godesberg einberiefen. Zu den Volksver­
sammlungen fUr den Frieden am 22. Oktober 
1983 in Bonn und Stuttgart hat inlr.wischen 
auch der Deutsche Gewerkschaftsbund aufge­
rufen. 

Oie Drille,Welt- und Solidaritiitsbewegung 
plant im Rahmen der Aktionswoche im kom­
menden Oktober eine Reihe von eigenständi· 
gen Aktivitäten, w lr..B. Aktionen gegen 
RUstungxxporte am "Tag des Antimilitaris· 
mus und der internationalen Solidarität" 
(18.10) und am "Tag der Betriebe" (19'.10.) 
(KontU.tadrene: KoordinationssteHe 
"Stoppt den RÜSlungsexport", c/oJunge Eu· 
ropäische Föderalisten, Berliner Platz), 5300 
Bonn). FUr den "Tag der Ministerien" 
(21.10.) ist eine große Blockade del Bundes­
ministerium, fUr wirt,chaftliche Zusammen· 
arbeit (8MZ) geplant (den Aufruf lr.U dieser 
Blockadeaktion veröffentlichen wir in AlB 
10/1983). KontaktadresM!: W. Rätz, Konrad· 
Adenauer·Platlr. 1,5300 Bonn 3. 
Das Koordinationsbüro Herbst '83, in dem 
auch Vertreter des Koordinationskreises 3. 
Weh arbeiten, stellt allen Interessierten eine 
Fülle von Materialien (Aufrufe, Plakate, 
Spucktenei. Buttons, Unterschriftenlisten, 
Rundbriefe usw.) lr.ur Verfügung. Anfragen 
sind lr.U richten an: Koordinationsbüro Herbst. 
83, Estermannstr. 179, 5300 Bonn 1, Tc:!. 
0228{ 678231f2. 

Nlkaragua·Aktianen 

Angesichts des militärischen Aufmarsches der 
USA gegen Nikaragua riefen das Infonna­
tionsbüro Nicaragua, das Antiimperialistische 
Solidaritätskomitee (ASK) U.a. zu vic:lfaltigen 
Solidaritiitsaktionen für das freie Nikaragua 
auf. Das ASK schlug lokale Demonstrationen 
(wie lr..B. am 13. August dJ. in Frankfurt), 
Mahnwachen und/oder Hungerstreiks, Pro­
testschreiben an die Botschaften der USA 
und Honduru', Distanzierungsaufforderun­
gen an die Bundesregierung und Großaktio­
nen Im September dJ. \"or. Das Infonnations· 
büro Nicaragua initiierte einen Aufruf, mit 
dem bundesweit zu fUnf regionalen Demon. 
Urationen am 10. September dJ . in Ham­
burg, Essen, Mainz, Stuttgart und Westberlin 
mobilisiert werden soll. Ihr Hauptanliegen; 
,,stoppt die US·Aggression gegen Nikara· 
gua!" 
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Paraguay: stroessner-Förderer 

Ein "Institut für deutsch·paraguayische Be­
ziehungen lr.ur Wiru chaflS- und Kulturför­
derung GmbH - Idpa" wurde in Stuttgart 
von CSU·MdB Hein\'; G. Aigner, einem 
Freund des Diktators Suoessner, aus der Tau­
fe gehoben. Das Institut setzt sieh zum Ziel, 
das schlechte Image des Stroessner-Regimcs 
in den hiesigen Medien aufzupolieren, bun· 
desdeutsche Investitionen in Paraguay gezielt 
zu fördern und einen Staatsbesuch Strocss­
ners in der BRD vonuberciten. 
Gegen diese Fördertätigkeit der Idpa und den 
geplanten Staatsbesuch Stroessne" wendet 
sich die Paraguay·Arbeitsgemeinschaft in ei­
ner Untenchriftcnaktlon. die bis zum 
30.9.1983 abgeschlossen werden soll. An­
schrift lr.um Anfordern und Einsenden von 
Unterschriftenlisten: Paraguay AG, Margere­
thenm. 11, 4050 Mönchengladbach I, Tel. 
02161·22394 

BRD·Rüstungsexport 

Eine Broschüre zum Thema Die gesetzlichen 
Bestimmungen für den Rüstungsexport der 
Bundesrepublik Oeul5chland, 72 S., 2,50 DM 
hat die Anti·Apartheid·Bewegung herausge­
bracht. DilI"in werden die einschlägigen ge­
setzlichen Bestimmungen und völkerrecht· 
lichen Verpflichtungen wie das UN·Waffen· 
embill"go gegen Südafrika von 1977 eineneits 
sowie die riistungsexportpolitische Praxis der 
Bundesrepublik andereneits untersucht. Ein 
Anhang enthiilt uhlreiche Dokumente. 
Den Verfassern gelingt der Nachweis, daß 
Wort und Tat der Bundesregierung in Sachen 
Rüstungsexport seit Jahren nicht übereinstim· 
men. Bestelladresse: AAB, Blücherstr. 14, 
5300 Bonn I 

Hamburg - Dritte Welt 

Welche Dritte-Welt-Groppe hätte sich nicht 
schon einmal den Kopf darüber zerbrochen, 
wie ein direkter Baug ihres ThemiiS zur wirt­
schaftlich'politischen Situation "vor Ort" 30m 
besten hergestellt werden kann, wenn man 
Aktionen startet? Die Arbeiugruppe Ham­
burg·Dritte Welt ist wichen Fakten, die eine 
unmittelbare Betroffenheit au$lösen können, 
nachgegangen und hat ihre Recherchen in ei­

"m 
SchwiU"Lbuch Hamburg - Dritte Wdt, 148 

Seiten,5 DM 
zusammengefaßt. Das Schwarzbuch unter­
sucht die Bedeutung von Hamburger Firmen 
im Handel mit der Dritten Welt sowie die 
Rolle des Hafens, über den diese Geschäfte 
abgewickelt werden. Dabei geht es u.a. um 
Kaffee aus EI Salvador, das Südfrüchte·Mono­
pol von Hamburger Importfinnen, Futtermit­
telimporte und Pestizidexporte, Hamburger 
Rüstungshandel, Gera.ngnisbauteile für latein­
amerikanische Folterkammern, Frauenhandel 
und Gaslarbeiterprobleme. An Hand solcher 
inhaltlicher Verknüpfungen werden schließ­
lich Aktionsbeispide entwickelt und \"orge' 
stellt. 

Bestelladresse: S. Schmieli, Turnerstr. 7, 
2000 Hamburg 6 

Buchtlps zur Türkei _ ..... 
»Modell" 
TÜRKEI 
Ein Land wird 
kaputtsaniert 

Raincr Werle, "Modell" TORKEl - Ein 
Land wird taputuaniert, Junius Verlag, 
Hamburg 1983, 209S. 
versucht am Beispiel Thrkei, die wirtschaft­
lichen Veränderu~n nachzuzeichnen, die 
den Monetarismus in Theorie und Praxis 
"an die Macht" gelangen ließen. Es unter­
sucht die Hintergründe des Militärpuuchcs 
vom September 1980 und die Auswirkun· 
gen auf die Bevölkerung. 
Di~ materialreiche Untersuchung gliedert 
sich in drei Hauptkapitel. Im I. Kapitel 
wird dargestellt, wie die türkische Wirt­
schaft seit dem 2. Wdtkrieg in immer 
stärker~ Abhängigkeit von den weSilichen 
Industrieländern gerät. Das 2. Kapitel zeigt 
auf, welche Vorstellungen der Monetaris­
mus beinhaltet. Im 3. Kapitel werden Ver· 
änderungen der türkischen Wirtschaft uno 
tersucht, die die monetaristische Politik be· 
wirkt hat. 
Plastische Eindrücke und Erlebni"e der All· 
gegenwart des türkischen Militärs vermittelt 
das Reportagen-Buch von: 
W. AlbrechtfB. Hoffmann, Kalter Wind a.m 
Bosporu, - Reise in eine unbekannte 
Türk~i, Welttreis-Verlag, Dortmund 1983. 
1965. 
Oie 8ekanntschaft der Autoren mit türki­
schen Demokraten in Westberlin hat ihnen 
in der Türkei TUren geöffnet und eine In­
tensitiit persönlicher Kontakte ermöglicht, 
die sonst kaum möglich gewesen wären. Die 
Fülle der Infonnationen über die Auswir­
kungen der Politik der Evren-Junta auf den 
Alltag der Bevölkerung machen diesen en· 
gagierten Reisebericht zu einem lesenswer· 
ten Buch. 



Tschad 

Die USA, Frankreich und Zaire haben ihr.: 
militärische Unterstützung rur den Machtha· 
ber im Tschad, Hintue Habn!, verstärkt. H. 
Habne war 3m 7. Juni 1982 an die Macht 
gekommen, nachdem er mit ägyptischer, 
sudalluischer und US- Unterstützung die 
Streitkräfte der Obergangsrcgierung der Na­
tionalen Einheit (CUNT) unter Goukouni 
Oueddci geschlagen hatte (vgl. AlB 1/1982, 
5.59; AlB 3/1983, S. 1I6f.; AlB 7-8{ 1982, 
5.82). Nach ihrer Rcorganisicrung gelang es 
den Truppen G. Oueddcis jedoch, mit militä­
rischer Unterstützung Libyens die strategisch 
wichtigen Städte Faya-wgcau im Norden 
und Abcehe im On<:n und insgesamt ein Drit­
tel deI Landes"/;u erobern. 

Frankreich, das 1982 die damalige Regierung 
unter G. Oucddei im Stich gelassen hatte, eil­
te diesmal den bedrängten Truppen H. Hab· 
ris sofort tU Hilfe und schickte sowohl 
schwere Waffen als auch Militärberater. In 
Abstimmung mit Frankreich und den USA 
stellte Zaire 2.000 Soldaten und ~chs 

Kampfflugzeuge zur Verfügung. Dadurch ge­
lang es bis zum 30. Juli d.J ., die beiden 
Städte zurückzuerobern. 
Ein Aufruf der Organiu.tion für Afrikanische 
Einheit (OAU) vom 17. Juli. der sich gegen 
jede äußere Einmischung wandte und die 
kämpfenden Parteien zu Verhandlungen auf­
rief, wurde von H. Habri abgelehnt. 

Behauptete Angriffe libyscher Kampfflugzeu­
ge gegen die Truppen H. Habris in Faya· 
largeau ab dem 30. J uli, die von libyscher 
Seite strikt dementiert werden, nahmen die 
USA, FrankreicH und Zaire zum Anlaß, ihr 
militärisches Engagement erneut zu verstär­
ken. Zaire schickte weitere 700 Soldaten, 
500 französische Fallschinnjäger wurden aus 
der Zentralafrikanischen Republik in den 
Tschad geflogen. Die USA erhöhten ihre be­
I"l:iu gewlilirten Waffenlieferungen von 10 
Mio Dollar auf 25 Mio DoUar. Zwei AWACS­
FrUhwamflugzeuge, die von acht F-15·Ab· 
fangjägem begleitet wurden, iiberwachten 
den Luftraum über dem Tschad und Ubyen. 
Parallel dazu fanden Manöver der US-Marine 
vor der libyschen Küste und übungen der 
Schnellen Eingreiftrupp-c in Ägy pten, Sudan, 
Somalia und Oman statt. Tro~dem konnte 
die erneute Eroberung Faya·largeaus durch 
die Armee der GU"''T am 10. August dJ. 
nicht verhindert werden. 

Westsahara 

Marokkos König Has~n 11. versagte einem 
Treffen 1.wischen Vertretern seiner Regierung 
und der wesUahraouischen Befl"l:iungsbewe­
gung Frente POLiSARIO seine Zustimmung. 
Damit scheint der von der Organisation rur 
Afrikanische Einheit (OAU) im J uni dJ. ver­
einbarte Pro~e6 in Richtung eines Referen· 
dums (siehe AlB 11-12/1982, S.75) erst ein· 
mal blockiert. 
Dem OAU-Enucheid 1.ufolge wllten direkte 
Verhandlungen zwischen den beiden Kon· 
f1iktparteien im Rahmen eines "Durchfiih· 
rungsausschusses" bis zum 20. Juli 1983 auf­
genommen werden. Der Ausschuß sollte u.a. 
die "Einhaltung der Waffenruhe" sichern und 
die Modalitäten "der Abhaltung des Refel"l:n­
dums im De1.ember 1983" über die Selbstbe­
stimmung des Volkes der Westsahara aUloilr· 
beiten. 
Anstatt zu einer Waffenrube kam es nun 1.U 
einer Neubelebung der militärischen Ausein· 
andersetzungen. Im J uli/August dJ. fUhrt/! 
die POLISARIO mehl"l:re Angriffe auf marok­
kanische Stellungen in der Region Lemseyed 
durch. Nach Angaben der Frente wurden da­
bei bis zum 2. August über 700 marokkani­
sche Militärs getö t~l. 

Südafrika 

Anläßlich der geplan ten Verfauungsänderung 
in Südafrika formiert sich seitens der schwar­
zen Bevölktrung verstärkter Widerstand. Am 
21.5.1983 bildete sich die Vereinigte Demo­
kratische Front (UDF), bestehend aus mehr 
als 100 Gewerkschafts·, Studenten·, Frauen· 
und kin:hlichen Organisationen. Sie beruft 
sich auf die 1955 verabschiedete Freiheits· 
charta und fordert einen nichtrassistischen 
Staat. in dem alle 8evölktrun~gruppen 

gleichberechtigt sind, die Aufhebung der jet-
1.igen politischen Justi"l. und die Verwirkli­
chung elementarer Menschenrecbte. Am 
11./12.6.1983 wurde eine zweite Bündnis­
organisation, die Nationale Front (NF), ge­
gründet, die sich auf Positionen des Schwar­
ztn SeLbstbewußueins stUtzt und im Gegen· 
sat1. 1.ur UDF jede Zusammenarbeit mit Wei· 
ßen ab lehnt. 
Auf die neue Formierung der Opposition rea· 
gierte die südafrikani,che Regierung mit neu­
en Verbaftungen und Bannungen. von denen 
auch Winnie Mandela. die Ehefrau des 
"ANCPriisidenten Mandcla, betroffen ist . 

Kurzinformationen 

Kapverden 

Mit der Annahme eines neuen Programms 
und Statuts sowie weiterer Grundsat1.doku­
mente Uber die Aufgaben des Staat~n. der 
Wirtschaft und des Bildungswesens wurde am 
27.6.1983 der 2. Parteitag der Afrikanischen 
Unabhiingigkeitspartei der Kapverden 
(PA ICV) b~ndet. 
Im Zentrum der Diskussionen !ltand die 
Landwirtschaft. Dernit können nur rund 
42.000 ha landwirtschaftlich genutzt werden, 
wovon nicht einmal 2.000 ha bewässert und 
der Rest von den in der Sahel·Zone spärli· 
chen RegenfaHen abhängig ist. Der Bau tau· 
sender kleiner Dämme und die Eqchließung 
von Grundwasservornilen sollen die Ernten 
sichern; ein großes Wiederaufforstungspro_ 
gramm wll die fortschreitende Erosion der 
Böden stoppen. 
Mit der zUgigen Durchführung der 1982 vom 
Parlament beschlos5~nen Agrarrefonn sollen 
die archaischen Besitzverhähnisse aufgebro­
chen werd~n. Demzufolge wird schrittweise 
gegen Entschädigung alles von den Besit1.em 
nicht selbst bearbeitete Land über I ha (be· 
wässert) bzw.:' ha (unbewänert) in genossen­
schaftliches Eigentum der bisher abhängigen 
Landarbeiter und Pächter überführt werden. 

Libanon 

Im Widerspruch zum libanesisch·israelischen 
Abkommen vom 17.5. 1983 (siehe AlB 
7.8/1983, S. 30ff.) enuchied sich die Regie­
rung Begin einseitig zu einer teilweisen 
Rückverlagerung ihrer Truppen auf die Unie 
des Awali·Flussel im Herbst dJ. Demnacb 
werden die Besatzer 50·60 km nördlich der 
israelischen Grenze Stellung bniehen und 
sich - so Verteidigungsminister Arens -
möglicherweise für Jahre dort einrichten. 
Selbst Libanons Präsident Amin Gemayel sah 
darin einen Schritt hin "tUT faktischen Teilung 
des Landes 1.wischen israel und Syrien. Er 
suchte Ende Juli dJ. bei einem Besuch in 
Washington um dessen Gegendruck auf M. 
Begin nach. Offenbar vergeblich, denn US­
Außenminister G. Shultz hitß am 28.7.1983 
die israelische Frontbegradigung ab richtigen 
"Schritt in Richtung eines totalen Abzugs" 

SU·· 
Israels bevorstehender Abzug aus der Umge­
bung Beiruu und des Schufgebirges lösle eine 
Neubelebung der militärischen Auseinander­
setzungen 1.wischen Phalange-Miliun und von 
ihnen dominierten Armee-Einheiten einer­
seits und opposilioneLlen Mili1.en des Drusen­
flihrers Walid Djoumblatt andererseits aus. 
W. DjOl.lmblatt gab 3m 23.7 .1 983 in BaalbeCk 
die Gründung einer Front der Nationalen 
Rettung bekannt, der Ex·Pr'.isident Franjieh, 
Ex·Premienninister Karameh, der Nationale 
Block des R. Eddi und die Gesamtheit der 
libanesischen Linken angehören. Sie wollen 
sich dem Abkommen vom Mai dJ. und der 
beabsichtigten Ausdehnung der phalangisti­
schen Vormacht auf sämtliche LandeSIeile 
yel"l:int widersetzen. Die Front will laut W. 
DjoumblaU in den von ihr dominierten Ge­
bieten - so im Norden, im Osten oder im 
drusischen Siedlungsgebiet des Schuf - die 
Verwaltung selbst in die Hand nehmen. Und 
sie will dem Vorrücken de r Armee bewaffne­
ten Widerstand leisten. solange eine nationale 
Verständigung nich t erreicht sei. 
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Kurzinformationen 

Osttlmor 

Anfang Juli 1983 fand in Lisubon ein Tref· 
fen zwischen Vertretern der Rc\'olutionären 
Front zur Befreiung Ontimon (FRETILIN) 
und einer indonesc,chen Dekgation stau. An­
Khlie6end forderte die FRETILIN auf einer 
Pressekonferenz den bedingungslosen Abzug 
der indonesis.chen Besatzungstruppen und die 
Einrichtung einer UN-Friedenstruppe. Die 
FRETILIN gab bekannt, daß seit dem 
23.3.1983 in Osuimor erstmals seit 8Jahren 
Waffenstillstand herrsche, der nach Verhand­
lungen zwischen Vertretern der indonesi­
schen Militärs unter Oberst Purwanto und der 
FRETILIN in den befreiten Gebieten zu­
stande gekommen sei. 
Dicse Verhandlungen wurden von der FRE­
TlLlN als Erfolg ihres Widerstandes gegen die 
indonesische Annexion gewertet. Die indo­
nesische Regierung spricht allerdings nur von 
Beratungen, um die FRETJLlN nicht als ver­
handlungsbcrechtigt anerkennen zu mi.issen. 
Ober die Punkte der Verhandlungen soll- so 
die FRETILlN - die indonesische Regierung 
die Vereinten Nationen infonnieren. Es han· 
delt sich dabei um den Abzug der indonesi­
schen Truppen, die Einrichtung einer Frie­
denstruppe, die Durchführung einer Volks· 
befragung über die weitere Zugehörigkeit zu 
Indonesien und ein Weiterbestehen bewaffne­
ter Einheiten der FRETILIN zum Schutz der 
Bevölkerung. Ob die Verhandlungsbereit­
schaft Indonesiens echt in oder nur ein kos­
metischer Schachzug, um einer neuerlichen 
Veruneilung durch die Vollversammlung der 
Vereinten Nationen zu entgehen, müuen d ie 
nächsten Wochen zeigen. 

SrI Lanka 

Bei den von der Regierung unterstützten Ge­
waltakten der singhalesischen Bevölkerungs· 
mehrheit gegen die tamilische Minderheit 
kamen auf Sri Lanka im Juli/August dJ. 
mehr ab 200 Meruchen ums Leben. Ca. 
80.000 Tamilen wurden durch Brandstiftung 
obdachlos und binnen weniger Tage zu 
Flüchtlingen. 
Diese: Auuchreitungen hatten mit der Er· 
schießung yon 13 singhalesischen Soldaten 
durch tamilische GuerillerOJ und nachfol~n­
den Massakern an tam~i5Chen Gefangni'insas· 
sen durch singhalesische Mitgefangene ihren 
Anfang genommen. Präsident Jayewandere, 
der sich erst Ende Dezember 1982 unter Um­
gehung demokratischer Wahlen bis 1989 als 
Staatschef "bestätigen" ließ, nahm diese Er­
eignisse zum Anlaß, um in einem Frontalan· 
griff gegen die politische Opposition im lan­
de vorzu~hen. Die zweimärkste Partei im 
Parlament, die Vereinigte Tamilische Befrei· 
ungsfront (T ULF), wurde verboten. Ebenso 
drei linke Parteien, darunter die Kommunisti· 
sche Partei Sri Lankas. 
Die etwa 3,5 Mio Menschen zählende Bevöl· 
kcrungsminderheit der Tamilen wird seit Jah' 
ren in Sri Lanka ab Bürger 2. Klasse behan­
de lt. Organisationen der Tam~en werfen der 
Regierung Jayewardene vor, ein Regime des 
Rasse:nhaues installiert zu haben, um damit 
die wirtschaftlichen Schwkrigkeiten des ln­
se:lstaates zu überdecken. Da die singhalesi­
sche Mehrheit alle wesentlichen politischen, 
wirtschaftlichen und militärischen Positionen 
fest in ihrer Hand hält und die vor allem im 
Norden und Onen des Landes lebenden Ta· 
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milien in allen Belangen kraß benachteiligt 
werden, wird deren Streben nach einer eige­
nen Regierung, einem eigenen Staat "Eelam", 
immer größer. Für Ministerpräsident Jaye­
wandere ist dies ein willkommener Anlaß, die 
buddistisch-iinghalesische Bevölkerungsmehr· 
heit ~gen die hinduistisch-is lamischen, aus 
Südindien stammenden Tamilien auszuspie­
len. 

Indien 

1m Juli 1983 publizierten indische Tageszei· 
tungen in großer Aufmachung Dokumente, 
die eine Unterstützung der nationalistischen 
Bewegung der Sikhs durch die USA belegen. 
Danach fördert Washington den Schmuggel 
von automatischen Waffen sowie von Kara· 
binern und Sprengstoff über Pakistan nach 
Indien und finanziert Ausbildungslager der 
Sikh, auf pakisunischem Boden. 
Etwa uitgleich intensivierten die Sikhs im 
Bundesstaat Punjab ihre gewaltsame Kam· 
pagne rur einen separaten Staat "Khalistan". 
Nac't einem aufsehenerregenden Mord an ei· 
nem indischen Polizeioffizier im Goldenen 
Tempel, dem großen Sikh·Heiligtum, tru~n 
Bombenanschläge auf Busse und Eisenbahnen 
zu weiterer Verunsicherung der Bevölkerung 
bei. 

Uruguay 

10 Jahre nach dem Putsch der Militärs sah 
sich das Regime General Gregorio Alvarcz 
durch den zunehmenden Widerstand der 
Opposition gezwungen, politische Zugeständ­
nisse zu machen und den bürgerlichen Par· 
teien einen gewissen Spielraum einzuriiumen 
(vgL AlB 1/ 1983, S. 18·21). Doch kaum hat· 
te der "Dialog" zwischen den Militärs und 
den erst im Juni dJ. wiederzu~lasscnen Par· 
teien (Blancos, Colorados und Union) begon­
nen (siehe AlB 7-8/1983, S. 74), da wurde er 
am 5. Juli dJ. wieder abgebrochen. 
Unter dem Vorwand der Eindämmung "einer 
marxistischen Gefahr" beschränkte das Re­
gime in einem Dekret vom 6.8.1983 die Akti­
vitäten der drei Parteien. Die Schließung der 
oppositiondIen Zeitung La Democracia du 
Mehrheit der Nalionalpartei (Blan«>s), die 
Verhaftung ihres FühTt"rs Cannillo Mederos, 
das Verbot g.:werkschaftlicher und politi· 
scher Versammlungen und die Verhaftu~ 
einiger Kundgebungsteilnehmer kündi~n ci· 
nen härttren Kurs der ~1ilitän an. 

Brasilien 

Ende Juli dJ. kamen die Verhandlungen Bra­
siliens mit dem Internationalen Währungs· 
fonds (IMF) über die Auszahlung der zweiten 
Rate (4 I I Mio Dollar) eines 5·Mrd-Dollar· 
Kredites zum AbKhluß. Als Vorbedingung 
verlangte der IMF eine drastische Reduzie­
rung des brasilianischen Haushaltsdefizitcs. 
Dies sollte vor allem durch eine Erhöhung des 
Benzinp~ises um 45%, Kürzungen bei den 
Subventionen für Stahl, Strom, Weizen und 
Milch, durch Steue~rhöhungen und durch 
eine Veneuerung der Kredite an die Land· 
wirtschaft erreicht werden. 
Angesichts dieser Maßnahmen und einer rur 
1983 erwarteten Preissteigerungsrate von 
120% erklärten zuerst die Erdölarbeiter Sao 
Paulos den Streik, gefolgt von 70.000 Metall­
arbeitern der Region, die rur vier Tage die 
Arbeit niederlegten. Für den 21. Juli dJ. 
schließlich war von 137 Gewerkschaften zum 
landeswciten Generalstreik aufgerufen wor· 
den, der jedoch nur in einigen Großstädten 
befolgt wurde. Während in Sao Paulo 
400.000 Arbeiter streik ten, nahmen in Rio 
de Janeiro 50.000 Menschen an einer Demon· 
stra tion gegen die Wirtschaftspolitik des Regi· 
mes teil. 
Maßgeblich für die nur teilweise Befolgung 
des GeneralSlreikaufrufs war der massive Ein­
satz der Polizei und des in Alannbereitschaft 
versetzten Militärs. 

Guatemala 

Am 8. August wurde durch einen Militä .. 
putsch unter Führung des früheren Verteidi· 
gungsministers, General Oscar Mejia Vietores, 
der bisherige Präsident, General Rios Monn, 
geSlün:t. 
Der neue StaatKhef, der als "harter Konser­
vativer" gilt, kündigte einen "Kampf gegen 
die Korruption", die Rückkehr zUr "Verfas· 
sungsmäßigkeit" im Geiste einer "nationali· 
stischen Demokratie", Wahlen zu einer Ver­
fassu nggebenden Versammlung im Juli 1984 
und die Auflösung der von Rios Monn ge­
schaffenen geheimen Sondermilitärgerichte 
an. Gleichzeitig bekräftigte Oscar Mejia seine 
Entschlossenheit, den Kampf gegen die 
,.marxistisch-leninistische Subversion", d.h. 
gegen die Befreiungsbewegung, rortzusetzen. 
Oscar Mejias Hauptinteresse Kilt der V~rbes­
scrung der Beziehungen zu den USA, von wo 
aus in jüngster Zeit vermehrt Kritik daran 
laul geworden war, daß Rios Monn sich nicht 
entschlossen genug in die aggreSllive Milld· 
amerikapolitik der Reagan'Administration 
einfügte. Konscquenterweisc grifft Mej ia aur 
sdn"r ersten Pressekonferenz Nikar .. gua als 
den "Hauptschuldigen" der MillcJamerika­
krisc an und lehme die l'riedensbemühungcn 
der Contadora-Grupp'" entschieden ab. 
Für die Annahme, Oscar Mejia habe rur sei· 
ncn Putschplan grünes Licht au! Washingtoll 
ahalt~n, spricht, daß er (rst am 6. August 
dJ. mit dem Chef des in Panama statlonier­
t~n Südkommandos der US·Arm~~, General 
Pau! Gonnan, zusammengetroffen war. Dw 
US·Bol5chafter in Guatemala, Chapin, war 
bd den Puuchverhandlun~n des guatemalte· 
kisehen OffIzierSkorps im Präsidenten palast 
zeitweise anwesend. Und wenige Tage vor 
dcm Putsch war Oscar Mcj ia auch mit einern 
Vertreler des US·Außenministeriums, McCor­
mack, zusammengetroffen. 
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Unser aktu lies Buchgeschenk 
Warum Bücher kaufen, wenn sie als Geschenk ins Haus kommen? 
Für AlB-Abonnenten halten ,,,,ir jeweils aktuelle Buchtitel als Geschenk 
bereit. Bücher, die für Dritte-Welt-Interessierte unentbehrlich sind. 
Unser Angebot wird alle zwei bis drei Monate aktualisiert. 
Jeder AlB-Leser kann in den Genuß unseres Buchgeschenks kommen, 
wenn er 
• das AlB bereits selbst Clbonniert hat, 
• einen neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt, und 
• der neue Abonnent das Jahresabo bezahlt bzw. uns auf der 

Bestellkarte (siehe Heft:mitte) eine Abbuchungsvollmacht erteilt 
hat. 

Weitete Buchprämien slnd.aus unserem Gesamtvenelchnis zu 
entnehmen. Gesamtvenelchnis anfordern bel: 
AlB, LleblgstraBe 46. 3550 Marburg 1 

W AlbrechVB. Holfmann 
Kalter WIIId an! BoSPOM 

Reise In eine unbekannte TOrllei 
176 Seiten, Weltkreis 1983 

o BofiSiR. Rausch 
ZentralamerIka 
Guatemala. Nicaragua. Honduras 
Costa RH;a, EI Salvador 
405 Seiten, Pahl·Augenstein 1983 

Wilfried Huismann 
Dieser Augenblick rückt näher 
Reportagen aus Chile 
190 Seiten , Pahl-Rugenstein 1983 

Achtung: 
Bestellkarte In der 

HeftmlHe benutzen! 

Für's AlB erben lohnt sich! 




